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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AKTION/7228: Hanau - Freier Eintritt für alle weiblichen Gäste in den Hanauer Museen am 19.01.2019


Stadt Hanau

Damen-Wahl am 19. Januar!

Freier Eintritt für alle weiblichen Gäste in den Hanauer Museen



Am Samstag, 19. Januar 2019, ist es auf den Tag hundert Jahre her,
dass auch Frauen in Deutschland wählen dürfen. Was heute so
selbstverständlich erscheint, musste doch erst durch harten Kampf und
erhebliche persönliche Einschnitte von mutigen Frauen erkämpft werden.
Um diesem bedeutenden Wirken einiger herausragender und vieler
unbekannter Mitkämpferinnen zu gedenken, laden die Hanauer Museen -
Deutsches Goldschmiedehaus, Hessisches Puppen- und Spielzeugmuseum,
Historisches Museum Hanau Schloss Philippsruhe, Museum Schloss
Steinheim und Museum Großauheim - an diesem besonderen Tag ihre
weiblichen Gäste zu einem kostenfreien Besuch ein!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/5011: Bielefeld - Englisch auffrischen und vertiefen, 14.-18.01.2019


Stadt Bielefeld

Englisch auffrischen und vertiefen



Bielefeld (bi). Die Volkshochschule im Ravensberger Park bietet von
Montag, 14., bis Freitag, 18. Januar, einen Englisch-Intensivkurs für
Interessenten mit mittleren Vorkenntnissen an. Täglich von 9.30 bis
15.30 Uhr können die Teilnehmer ihre früher erworbenen
Englischkenntnisse auffrischen und vertiefen.

Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 2. Januar 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/1312: Hannover - ABC der Demokratie, G - Glaube, mit Katajun Amirpur, 28.01.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER - MO, 28.01.19, 19:00 UHR CUMBERLAND

ABC der Demokratie

Eine Begriffsklärung mit Carolin Emcke und Gästen

in Kooperation mit der Stiftung Niedersachsen

G - GLAUBE mit der Journalistin und Islamwissenschaftlerin Katajun
Amirpur



Was bedeutet eigentlich Demokratie? Was ist das für eine Ordnung,
derer wir uns so gewiss glaubten und die auf einmal in Europa, aber
auch in Russland oder den Vereinigten Staaten von vielen in Frage
gestellt wird. Die Publizistin und Autorin Carolin Emcke (Gegen den
Hass) befragt diese Ordnung entlang von Begriffen und Werten in dieser
Gesprächsreihe auf ihre Voraussetzungen hin. Ihr siebter Gast ist die
Islamwissenschaftlerin Katajun Amirpur, die im Januar u. a. der Frage
nachgeht, was ein säkularer Staat bedeutet und wie sich muslimische
Gläubige in dieser Gesellschaft, in dieser Demokratie, repräsentiert
fühlen.

in Kooperation mit der Stiftung Niedersachsen

 * 

Quelle:

Monatspresse Januar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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FRAGEN/047: Hussein Baoumi - "Die ägyptische Zivilgesellschaft agiert taff und mutig"


Amnesty International - 2. Januar 2019

"Die ägyptische Zivilgesellschaft agiert taff und mutig"

Interview mit Hussein Baoumi von Andreas Koob



Ihnen droht Folter, Haft und tödliche Gewalt - trotzdem verteidigen sie
die Menschenrechte: Mutige Aktivisten und insbesondere Aktivistinnen
kämpfen für die ägyptische Zivilgesellschaft, sagt Hussein Baoumi, der für
Amnesty zu Menschenrechtsverletzungen in Ägypten ermittelt.


Die Menschenrechte zu verteidigen - ist das in Ägypten gegenwärtig
überhaupt möglich?

Trotz der systematischen Niederschlagung von Menschenrechtsarbeit und trotz
aller Risiken sind es viele Personen, die die Menschenrechte verteidigen:
Sie machen weiter unabhängig vom gewaltigen Ausmaß und Niveau der
Repression, das kaum fassbar ist. Sie agieren unvergleichbar taff,
widerständig und mutig. Viele Menschenrechtsverteidigerinnen und -
verteidiger mussten das Land verlassen, andere kamen ins Gefängnis oder
verschwanden; wieder andere dürfen nicht reisen oder haben keinen Zugriff
auf eingefrorene NGO-Gelder. Aber die Arbeit für Menschenrechte geht
weiter: Auch weil viele jungen Menschen gerade jetzt aktiv werden - die
desolate Menschenrechtslage rüttelt sie wach.

Sind aktive Frauen mehr Repression ausgesetzt als Männer?

Ägypten bleibt ein sehr konservatives, sehr patriarchales Land: Polizisten,
Staatsanwälte, Richter sind ausschließlich Männer. Wenn Frauen
Menschenrechte verteidigen - sprich die Verantwortlichen stören,
ungehindert die Menschenrechte zu verletzen - widerspricht das auch den
vorherrschenden ausschließenden Geschlechterverhältnissen - nach denen
Frauen diese Arbeit, dieser Aktivismus nicht zusteht. Deshalb werden
Menschenrechtsverteidigerinnen noch extremer angegriffen und niedergemacht -
 ohne dass die Verantwortlichen mit Konsequenzen rechnen müssen.

Die Menschenrechtsverteidigerin Amal Fathy postete auf Facebook ein Video,
in dem sie eine von ihr erlebte sexuelle Belästigung thematisierte und
forderte die Behörden auf, aktiv zu werden. Inzwischen ist sie deshalb zu
zwei Jahren Haft verurteilt worden...

Die Behörden drehen in ihrem Fall den Spieß um: Sie bezeichnen Fathys
Vorwurf als Beleidigung und Angriff. Denn der staatliche Anspruch ist,
öffentliche Plätze zu kontrollieren und sexuelle Übergriffe auf der Straße
nicht zu dulden. Dabei geht es den Verantwortlichen gar nicht um
gesellschaftliche Teilhabe und Schutz von Frauen, sondern schlicht um
öffentliche Kontrolle. Jetzt offenbart sich mit Fathys Posting, dass die
Behörden versagt haben. Und das wollen sie sich von einer Frau nicht sagen
lassen und gehen jetzt gegen sie vor. Es ist paradox, wie die Betroffene
selbst beschuldigt wird, statt das Problem der grassierenden sexuellen
Belästigung und sexualisierten Gewalt zu bekämpfen.

Amnesty protestierte Ende Oktober 2018 anlässlich des Staatsbesuchs von
Präsident Al-Sisi in Berlin. Kann internationaler Protest etwas
bewirken?

Es ist wichtig, dass Leute aktiv sind: Menschen können nur weggesperrt,
gefoltert, oder getötet werden, wenn Europa und die USA weiterhin mit der
ägyptischen Regierung kooperieren - egal, wie brutal sie auch gegen
Menschen vorgeht. Der Angriff auf die Menschenrechte wäre sonst in dieser
Form nicht möglich. Es ist bizarr: Die Menschenrechtsverletzungen sind
international anerkannt, aber sie spielen kaum eine Rolle in den
zwischenstaatlichen Beziehungen. Im Gegenteil: Berlin baut die Kooperation
mit Präsident Al Sisi seit Jahren aus. Sei es wegen politischer oder
wirtschaftlicher Interessen, wie Rüstungsexporten nach Ägypten. Das kommt
einem Freibrief gleich. Stattdessen bräuchte es dringend klare Kritik an
den Menschenrechtsverletzungen. Und genau dafür ist internationale
Solidarität wichtig.

Vergangenes Jahr zeichnete Amnesty in Deutschland die
Menschenrechtsverteidigerinnen des Nadeem-Zentrums in Kairo mit dem
Menschenrechtspreis aus. Das Zentrum unterstützt seit Jahrzehnten Menschen,
die Folter überlebt haben. Was hat sich getan?

Das Zentrum ist weiterhin geschlossen und das Gerichtsverfahren dazu läuft.
Wie sich inzwischen herausstellte, hat das Gesundheitsministerium kein
offizielles Dekret zur Schließung erlassen - zumindest ist es nicht
auffindbar. An der Schließung ändert das nichts. Das Nadeem-Zentrum ist
eine der vielen zivilen Organisationen, die von der Regierung angegriffen
wurden, weil sie angeblich ausländische Gelder erhalten, um dem Staat zu
schaden. Die angeklagten Personen könnten bis zu 25 Jahre in Haft landen.

Wie recherchieren Sie für Amnesty in Anbetracht der harschen Repression
im Land? 

Wir führen Interviews, verifizieren Informationen und sind so entsprechend
unserer hohen Standards in der Lage Menschenrechtsverletzungen in Ägypten
aufzudecken. Natürlich müssen wir die repressive Gesamtsituation
berücksichtigen, improvisieren und mit der Kultur der Angst umgehen, die
die Regierung schürt. Sie wollen die Leute zum Schweigen bringen, bis sich
niemand mehr traut, mit Medienschaffenden und Menschenrechtsorganisationen
zu reden oder es niemanden mehr gibt mit dem Interessierte reden könnten.

Welche Themen sind aktuell die wichtigsten?

Wir recherchieren zu Menschenrechtsverletzungen gegenüber Kindern: Es gibt
viele Kinder, die gefoltert wurden oder verschwanden. Das Militär entführte
etwa ein zwölfjähriges Kind, folterte es und steckte es mehr als vier
Monate in Einzelhaft, während sich seine gesundheitliche Situation rapide
verschlechterte. Auch sein Vater und Onkel waren zuvor schon verschwunden.
Teils handelt es sich um völlig unerklärliche Festnahmen, teils werden die
Kinder gezielt entführt, damit sich die politisch aktiven Eltern den
Behörden stellen.

 * 

Quelle:

Meldung vom 2. Januar 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/aegypten-die-aegyptische-zivilgesellschaft-agiert-taff-und-mutig

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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APPELL/026: Die Stimme des Gewissens kann man nicht verurteilen - Prozess gegen türkische Mediziner*innen (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 3. Januar 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Die Stimme des Gewissens kann man nicht verurteilen

Prozess gegen türkische Mediziner*innen



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW hat an Außenminister Heiko Maas
appelliert, sich für einen Freispruch der beiden Mediziner*innen Prof. Dr.
Sebnem Korur Fincanci und Prof. Dr. Gencay Gürsoy einzusetzen. Sebnem Korur
Fincanci ist Gründungsmitglied und Vorsitzende der türkischen
Menschenrechtsstiftung und wurde am 19. Dezember 2018 in Istanbul zu zwei
Jahren und sechs Monaten Gefängnis verurteilt, der frühere Vorsitzende der
türkischen Ärztekammer Prof. Dr. Gencay Gürsoy zu zwei Jahren und drei
Monaten. Beide sind bis zur Berufungsverhandlung auf freiem Fuß.

Den beiden wird Propaganda für eine Terrororganisation nach dem
Antiterrorgesetz Nr. 3713 vorgeworfen. Sie haben im März 2016 eine
Erklärung unterzeichnet, die sich gegen die Angriffe der Regierung auf die
Bevölkerung des Südostens richtete. "Wir, die Akademiker*innen und
Wissenschaftler*innen dieses Landes werden nicht Teil dieses Verbrechens
sein!" Über 2.000 Menschen haben diesen Aufruf unterzeichnet. Die meisten
verloren in der Folge ihre Arbeit, viele wurden angeklagt, 64 wurden
inzwischen verurteilt zu meist einem Jahr und drei Monaten Gefängnis.

Sebnem Korur Fincanci ist eine international renommierte
Gerichtsmedizinerin, ausgezeichnet mit vielen Preisen für ihren
unbestechlichen und unermüdlichen Einsatz für die Menschenrechte, gegen
Folter, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen in der
Türkei und in der ganzen Welt. Mit der Vorsitzenden der
Menschenrechtsstiftung verbindet die IPPNW eine langjährige Zusammenarbeit.
Sie ist unter anderem Trägerin des Medizinischen Friedenspreis, den die
IPPNW gemeinsam mit anderen europäischen Gesundheitsorganisationen
verleiht.

"Viele Staaten, auch die Türkei, haben sich in internationalen Abkommen
verpflichtet, die Menschenrechtsarbeit zu ermöglichen und die
Menschenrechtsverteidiger*innen zu schützen. Die Türkei entfernt sich immer
weiter von den Prinzipien des internationalen Rechts", heißt es in dem
Schreiben an Außenminister Heiko Maas.

Die Festnahme des türkischstämmigen Deutschen Adnan S. wegen angeblich
staatsfeindlicher Facebook-Beiträge unterstreicht die zunehmende
Unterdrückung der Meinungsfreiheit in der Türkei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Januar 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AUSSTELLUNG/115: Hannover - "Yallah!? über die Balkanroute", 4. bis 24. Januar 2019


Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

"Yallah!? über die Balkanroute" 

Ausstellung und Veranstaltungsreihe will Situation Schutz suchender
Menschen an den Außengrenzen wieder stärker ins Bewusstsein bringen



"Yallah!? über die Balkanroute":

Ausstellungseröffnung in Hannover am Freitag, 4. Januar

um 19.00 Uhr im UJZ Kornstraße (Kornstr. 28-30, 30167 Hannover).

Im Januar ist in Hannover die Wanderausstellung "Yallah!? über die
Balkanroute" zu sehen. Eröffnet wird die Ausstellung am Freitag, 4. Januar
um 19.00 Uhr mit Musik und Buffet im UJZ Kornstraße, wo sie dann bis zum
24. Januar in den dortigen Räumen zu sehen sein wird. Auf Initiative der
Gruppe Solinet Hannover entstand ein breites Bündnis verschiedener
rganisationen, zu denen auch der Flüchtlingsrat Niedersachsen gehört, das
die Ausstellung präsentiert und begleitend mehrere Veranstaltungen
zum Thema durchführen wird.

Das Schicksal Schutz suchender Menschen an den Außengrenzen der Festung
Europa scheint immer weniger Aufmerksamkeit zu bekommen.

Während die EU den im Mittelmeer aus Seenot geretteten Flüchtlinge die
Hilfe verweigert, zivile Seenotretter_innen kriminalisiert werden
und ihren Schiffen die Einfahrt in sichere Häfen verwehrt wird, werden
flüchtende Menschen auf der sog. Balkanroute mit Zäunen,
gewalttätigen Polizeieinsätzen und illegalen Push Backs an der Schutzsuche
in der EU gehindert (siehe u.a. den Beitrag
Die vergessenen Menschen an der ungarischen Grenze" auf der Webseite des
Flüchtlingsrat Niedersachsen) .

Die Ausstellung und die begleitenden Veranstaltungen schildern die Lage der
Menschen, die sich auf der sog. Balkanroute befinden, erläutern
politische Hintergründe und zeigen auf, wie die Flüchtenden mit dieser
Situation umgehen und welche Formen des Widerstands und Strukturen
der Solidarität gegen die Festung Europa entstanden sind. Letztlich soll
der Öffentlichkeit wieder stärker ins Bewusstsein gebracht werden,
dass sich Europa seiner humanitären Verantwortung nicht entziehen darf.

Nach der Veranstaltungseröffnung am Freitag, den 4. Januar folgt am
Freitag, den 11. Januar die erste Veranstaltung des Begleitprogramms:
"Ein Morgen vor Lampedusa" eine szenische Lesung zu Gunsten von "Jugend
Rettet", um 18.30 Uhr in der Marktkirche.


Das gesamte Programm ist zu finden unter: 

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2018/12/yallah_flyer_mail-1.pdf

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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INTERVIEW/120: Messe links - Grafik Intervention und Richtigstellung ...    Thomas Fatzinek im Gespräch (SB)


Interview am 3. November 2018 in Nürnberg



Thomas Fatzinek ist kein ausgemachter Comicfan, und die grafische und
zeichnerische Arbeit bereitet ihm durchaus Mühe. Bei der Vorstellung seines
Werkes "Die Schönheit der Verweigerung" auf der 23. Linken Literaturmesse in
Nürnberg kommt der profilierte Verfasser zeitgeschichtlicher Graphic Novels so
unprätentiös daher, daß um so deutlicher wird, wie sehr ihn die Schicksale
widerständiger Menschen zur Zeit des NS-Faschismus ganz persönlich betreffen.
Die Ereignisse, die ihn berühren, geben Anlaß zu ihrer bildhaften Vermittlung,
so daß Thomas Fatzinek durchaus als künstlerischer Überzeugungstäter bezeichnet
werden kann.

Wie er in Nürnberg berichtete, faßte er schon als junger Antifaschist vor 30 Jahren
den Entschluß, den Aufstand der bewaffneten Kräfte der Sozialdemokratischen
Arbeiterpartei (SDAP) im Februar 1934 gegen die austrofaschistische
Dollfuß-Regierung zeichnerisch zu verarbeiten und damit dem Vergessen zu
entreißen. Der nach nur vier Tagen gescheiterte Aufstand des Republikanischen
Schutzbundes war der erste bewaffnete und organisierte Arbeiterwiderstand gegen
ein faschistisches Regime in Europa. Bis zu 80.000 Kämpfer hatte der Schutzbund
unter Waffen, von denen sich viele danach in den Internationalen Brigaden an der
Verteidigung der Spanischen Republik gegen die Putschisten General Francos
beteiligten.

Um die Geschichte des Schutzbundaufstandes ins Bild setzen zu können, nahm
Thomas Fatzinek im Jahr 2000 an der Wiener Kunstschule das Studium der
Druckgrafik auf, als dessen Diplomarbeit er 2004 die unter dem Titel "Als die Nacht
begann" bei bahoe books veröffentlichte Graphic Novel über dieses so wichtige
Ereignis linken Widerstandes vorlegte. Daß sich lange Zeit kein Verlag für
dieses mit Druckvorlagen, die im Holzschnittverfahren gefertigt wurden,
hergestellte Werk fand, liegt wohl auch daran, daß dieses Thema den
SozialdemokratInnen Österreichs wie den SachwalterInnen der österreichischen
Rechten eher unangenehm ist. Die Linke scheiterte im antifaschistischen Kampf
nicht zuletzt an der eigenen Zerrissenheit, was an das Versagen der SPD
beim bewaffneten Widerstand gegen das aufziehende NS-Regime in Deutschland
denken läßt. Die Neue Rechte wird vermutlich ungern mit dem hausgemachten
Faschismus ihrer Großväter konfrontiert, kratzt dieser doch an dem Mythos, daß
die Bevölkerung Österreichs lediglich Opfer des NS-Faschismus und nicht auch
tatbeteiligt war. 
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Zu den KommunistInnen, die nach dem Schutzbundaufstand in Spanien kämpften,
gehörte auch der Wiener Hermann Langbein. Er wurde nach dem Scheitern der
Spanischen Republik in Frankreich interniert und 1941 nach Deutschland
ausgeliefert. Ins KZ Auschwitz gesteckt, setzte Langbein den Kampf dort fort,
indem er sich um die Organisation des internationalen Widerstandes gegen die
SS-Schergen kümmerte. Sein 1947 verfaßtes Buch "Die Stärkeren - Bericht aus
Auschwitz und anderen Konzentrationslagern" hat Thomas Fatzinek so beeindruckt,
daß er es im Linolschnittverfahren in eine grafische Erzählung umsetzte.

Auch dieses Werk wurde bei bahoe books veröffentlicht, nachdem der Künstler
lange Zeit keinen Verlag gefunden hatte, so daß er "Die Stärkeren" zuerst in
Eigenregie herausbrachte. In "Die Schönheit der Verweigerung" erzählt er die
Geschichte des Widerstandes im Salzkammergut und im Toten Gebirge, der von
desertierten Soldaten und geflüchteten Häftlingen wie dem Spanienkämpfer Sepp
Plieseis ausging. Er verfügt über eine für KommunistInnen damals typische
Biografie - nach der Niederlage der Spanischen Republik in Frankreich
interniert, ins KZ Dachau eingeliefert, von dort aus in ein in Österreich
gelegenes Außenlager überstellt, aus dem er floh, um den Widerstand in
Oberösterreich aufzubauen. Auch wenn es dort nicht zu regelrechten Gefechten
kam, so banden die im Gebirge lebenden PartisanInnen doch militärische Kräfte
durch ihre Anwesenheit und waren dabei, als Bad Ischl befreit und die dort
herrschenden Nazis gefangengenommen wurden. Plieseis' autobiografisches Buch
"Partisan der Berge - Lebenskampf eines österreichischen Arbeiters" wurde 1971
in der DDR veröffentlicht und hat, wie die Bücher des zu dieser Gruppe
gehörenden KPÖ-Genossen Franz Kain, den Zeichner zu seiner Arbeit inspiriert.

Im Toten Gebirge befand sich auch der letzte Zufluchtsort des hochrangigen
österreichischen SS-Funktionärs Ernst Kaltenbrunner, an dessen Verhaftung die
PartisanInnen beteiligt waren. Als Chef des Reichssicherheitshauptamtes war er
unter anderem für die Truppen verantwortlich, die im Rücken der Ostfront bis
Kriegsende rund eine Million Menschen ermordeten. Er wurde 1946 unweit des
Veranstaltungsortes der 23. Linken Literaturmesse im Gerichtsgebäude an der
Fürther Straße in den Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen zum Tode verurteilt
und durch den Strang hingerichtet.

Ebenfalls gezeichnet und koloriert hat Fatzinek das Leben der Schriftstellerin
und Schauspielerin Lili Grün. Die in Wien geborene sozialistische Aktivistin
gehörte zur linken Kabarettszene in Berlin, wo sie mit Ernst Busch, Annemarie
Hase und Hanns Eisler zusammenarbeitete. Zu ihrem literarischen Werk zählt der
Roman "Herz über Bord", in dem sie ihre Berliner Erlebnisse verarbeitete. Nach
dem Anschluß Österreichs an Hitlerdeutschland im März 1938 konnte die Jüdin
nicht mehr schriftstellerisch arbeiten. Im Mai 1942 wurde sie aus Wien
deportiert und unmittelbar nach ihrer Ankunft im Vernichtungslager Maly
Trostinez am 1. Juni 1942 ermordet. Fatzinek hat Lili Grün in "Schwere Zeiten"
mit viel Liebe fürs Detail ein trauriges Denkmal gesetzt. Das letzte Bild zeigt
Lili Grün beim Warten auf den Zug, der sie in den Tod transportieren wird. Der
Zeichner benutzt an dieser Stelle wieder den Linolschnitt, denn in diese
Ohnmacht reichen keine Farben. In die weiße Rauchwolke, die aus dem Schlot der
Lokomotive quillt, hat Fatzinek ein Zitat aus einem Gedicht Lili Grüns montiert:
"Und immer wieder wenn die geliebte Eisenbahn / dich deinem Ziel entgegenbringt
/ wirst du mit fiebernden Wangen und / klopfendem Herzen die Ankunft erleben: /
Wie schön ist diese Welt." [1]

Zur Zeit arbeitet Fatzinek an einer grafischen Erzählung über die Aufstände in
den Ghettos von Vilnius und Bialystok und den Partisanenkampf der Überlebenden
in den Wäldern der Region. Diesen Akten jüdischen Widerstandes mehr
Aufmerksamkeit zu verschaffen, da sie nicht weniger wichtig sind als der
Aufstand im Warschauer Ghetto, ist ein Ansinnen, daß der Zeichner mit dem neuen
Buch verfolgt. Im Anschluß an die Präsentation beantwortete Thomas Fatzinek dem
Schattenblick noch einige Fragen zur politischen Situation in Österreich und zu
seiner Arbeit.
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Schattenblick (SB): Der österreichische Faschismus hat sich ja zugleich vom
deutschen Nationalsozialismus abgegrenzt wie in ideologischen Grundzügen mit ihm
übereingestimmt. Wie kann man dieses ambivalente Verhältnis verstehen?

Thomas Fatzinek (TF): Deutschland und Österreich waren enge Verbündete von
Mussolini, aber als dieser sich mit Hitler arrangiert hat, war klar, daß sich
der Austrofaschismus nicht mehr halten kann. Der Austrofaschismus war stark
katholisch geprägt, also christlich-sozial wie im Falle der heutigen ÖVP. Im
Grunde war es einfach katholischer Klerikalfaschismus, das kann man sagen, und
insofern natürlich mit dem Nationalsozialismus nicht so kompatibel. Hinzu
kam noch dieser Österreich-Patriotismus. Klar war aber immer, daß die
Arbeiterbewegung vom Austrofaschismus wie von den Nazis gefürchtet war.

SB: Inwiefern spielen Ideen, die sich in der k.u.k.-Epoche entwickelt hatten,
heute noch eine Rolle für die starke Hinwendung zum Nationalistischen in
Österreich?

TF: Ich denke, die Geschichte spielt immer mit hinein. Aber auch wenn es ab und
wann natürlich irgendeinen in der ÖVP gibt, der die Monarchie wieder einführen
will, ist es jetzt nicht so, daß es der Mainstream wäre.

SB: Theoretisch hätte die multikulturelle Gesellschaft dieser Epoche auch eine
Vorbildfunktion für heute haben können. Warum ist das nicht so?

TF: Naja, das ist einfach die österreichische Xenophobie. Fremdenhaß,
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus gehören zu dem Land. Das muß
man immer mitdenken.

SB: Du hast in deiner Geschichte die Figur des österreichischen Partisanen
eingeführt, von der man tatsächlich wenig weiß. Inwieweit wird das heute in
Österreich außerhalb linker Publikationen gewürdigt?

TF: Eigentlich gar nicht, auch wenn man schon etwas darüber erfahren kann.
Thematisiert wird das zum Beispiel in den Büchern von Sepp Plieseis und Franz
Kain. Wäre der Franz Kain kein Kommunist gewesen, dann wäre er
einfach der Volksschriftsteller Österreichs geworden, aber so ist er
einfach totgeschwiegen worden. Seine Bücher sind in der DDR
erschienen, weil kein Verlag einen Vaterlandsverräter abgedruckt hat.

SB: Gleichwohl hast du mit deinen Büchern Resonanz erzeugt, es gibt
also durchaus ein Interesse an gegenläufigen Positionen.

TF: Ja, das Interesse ist vorhanden.

SB: Ist es mit der neuen ÖVP/FPÖ-Regierung stärker geworden?

TF: Ich habe zumindest den Eindruck. Wenn ich Leute treffe, die ich
von früher kenne oder mit denen ich studiert habe, die aber nie
politisch engagiert waren bzw. sich auch nur für das Thema
interessiert hätten, dann zeigen sie plötzlich Interesse, weil sie
sehen, das ist nicht irgend etwas Abstraktes, sondern es geht um
unser Leben.

SB: Du erwähntest vorhin, daß du nicht zum Zeichner geworden bist, weil du von
der Welt der Comics begeistert warst. Was hat dich motiviert?

TF: Nun, es gab immer wieder welche, die mich interessiert haben, aber so ein
richtiger Comicfan, der jede Neuerscheinung kennt, bin ich nicht. Inspiriert
haben mich bestimmte Leute wie Gerhard Seyfried zum Beispiel, dessen Bücher ich
geliebt habe.

SB: Heute abend kommt Jacques Tardi. Kannst du noch etwas über ihn sagen?

TF: Naja, mir gefallen auch seine unpolitischen Arbeiten, so seine Umsetzungen
der Bücher von Jean-Patrick Manchette oder anderer Krimis, die er als
Graphic Novel verarbeitet hat. Diese Idee hatte ich auch. Für einen Krimi von
Manchette hatte ich sogar schon das Storyboard gezeichnet, aber dann ist das Buch vom
großen Meister persönlich herausgekommen, und da habe ich mir die Arbeit erspart.
Von Tardi gibt es zum Beispiel vier Bände über die Pariser Commune, und
außerdem hat er viel über den Ersten Weltkrieg gemacht.

SB: Und wie würdest du seinen Einfluß auf die politischen Comics in Europa
bezeichnen, hat er da einen herausragenden Stellenwert?

TF: Auf jeden Fall, aber nicht nur im politischen Sinne, er ist eben
ein großartiger Comiczeichner.

SB: Thomas, vielen Dank für das Gespräch.
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Fußnote:


[1] http://www.bahoebooks.net/start_de.php?action=202&post=27


Berichte und Interviews zur 23. Linken Literaturmesse in
Nürnberg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/087: Messe links - sich richtig stellen und richtigstellen ... (SB)

BERICHT/088: Messe links - Glut in der Asche ... (SB)

BERICHT/089: Messe links - G20, die Straße rebelliert ... (SB)

BERICHT/090: Messe links - die langen Arme der Türkei ... (SB)

BERICHT/091: Messe links - gewaltfrei fing es an ... (SB)

BERICHT/092: Messe links - das japanische Gesicht der Studentenrevolte ... (SB)

BERICHT/093: Messe links - vergessene Opfer ... (SB)

BERICHT/094: Messe links - Revolution geht anders ... (SB)

BERICHT/095: Messe links - Antigentrifizierungsinitiativen vereinigt euch ... (SB)

BERICHT/096: Messe links - Marx aktuell ... (SB)

INTERVIEW/105: Messe links - Irrtum ausgeschlossen ...    Nick Brauns im Gespräch (SB)

INTERVIEW/106: Messe links - Protestparteienwahl entlädt soziale Qual ...    Werner Seppmann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/107: Messe links - die Revolution jagt die Geschichte ...    Kurt Baumann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/108: Messe links - von oben verworfen ...    Achim Szepanski im Gespräch (SB)

INTERVIEW/109: Messe links - Gleichberechtigung noch auf dem Weg ...    Ingrid Artus im Gespräch (SB)

INTERVIEW/110: Messe links - der Preis für die Stimme ...    Martin Balluch im Gespräch (SB)

INTERVIEW/111: Messe links - vorverurteilt ...    Inigo Schmitt-Reinholtz im Gespräch (SB)

INTERVIEW/112: Messe links - ökosozialistische Vision ...    Bruno Kern im Gespräch (SB)

INTERVIEW/113: Messe links - Dialektik der Führung ...    Lou Marin im Gespräch (SB)

INTERVIEW/114: Messe links - die Japanroten als Linksexoten ...    Gregor Wakounig im Gespräch (SB)

INTERVIEW/115: Messe links - Staatsorgane ungeprüft ...    Sylvia Köchl im Gespräch (SB)

INTERVIEW/116: Messe links - Doppelstrategie ...    René Arnsburg im Gespräch (SB)

INTERVIEW/117: Messe links - am Rande der Revolution ...    Gerd Stange im Gespräch (SB)

INTERVIEW/118: Messe links - kranke Gesellschaft ...    Katja Anton Cronauer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/119: Messe links - die inneren Grenzen ...    Julian Bierwirth im Gespräch (SB)


3. Januar 2019
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LESUNG/6289: Hannover - Neue szenische Texte des Literaturinstituts Hildesheim, 21.02.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

[WRITER'S STUDIO]

NEUE SZENISCHE TEXTE DES LITERATURINSTITUTS HILDESHEIM

DO, 21.02.19, 20:00 UHR, CUMBERLAND

ANSCHLIESSEND EINMAL MONATLICH



Das [Writer's Studio] geht in eine neue Runde! Wie schon in der
vergangenen Spielzeit bekommen vier junge Autor*innen des
Literaturinstituts Hildesheim die Möglichkeit, ihre Texte in
professionellem Rahmen außerhalb ihres Seminars vorzustellen. Nachdem
Hausregisseur Alexander Eisenach im Januar bereits erste Ausschnitte
mit Schauspieler*innen des Ensembles szenisch eingerichtet hat, wird
nun im Februar das Lieblingsstück des Publikums gelesen.
Regieassistentin Sarah Becker gestaltet die erste vollständige Lesung.
Das [Writer's Studio] bietet die Chance, das ein oder andere
Überraschungstalent aus der Nachbarschaft zu entdecken und
mitzuerleben, wie neue szenische Texte sich aktuell entwickeln - und
natürlich die jungen Autor*innen kennenzulernen.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Februar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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AUSSICHTEN/8508: Und morgen, den 4. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.01.2019 bis zum 05.01.2019 +++
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Herbststürme und Nieselwetter,

besser wär 's doch, wenn es schneit,

auch Jeans Winterschlaf wird fetter,

ohne daß es ihn befreit.
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MELDUNG/382: Experten des Krieges (idw)


Universität Augsburg - 02.01.2019

Experten des Krieges

Die Dissertation der Augsburger Historikerin Dr. Sophia Dafinger bringt
erstmals Licht ins Dunkel des United States Strategic Bombing Survey



Diese zeithistorische Studie leiste einen bedeutenden und kritischen
Beitrag zur Gewaltgeschichte der Moderne, zur ambivalenten Rolle von
Experten im 20. und 21. Jahrhundert und zur gegenwärtigen
Auseinandersetzung um die "Zukunft des Krieges": So heißt es in der
Begründung, mit der die Historikerin Dr. Sophia Dafinger für ihre
Dissertation "Die Vermessung der Kriegsgesellschaft" den Mieczysław
Pemper-Forschungspreis 2018 der Stiftung der Universität Augsburg erhalten
hat.

Sophia Dafinger hat diese Studie im Rahmen eines von der
VolkswagenStiftung geförderten Forschungsprojektes erarbeitet, das sich
aus sozial-, alltags-, kultur- und wissensgeschichtlicher Perspektive mit
den Folgen von Bombardierungen aus der Luft im 20. Jahrhundert
beschäftigt. Sie selbst konzentriert sich in diesem weiteren Kontext auf
die "Sozialwissenschaftliche Luftkriegsexpertise in den USA vom Zweiten
Weltkrieg bis zum Vietnamkrieg" - so der Untertitel ihrer
Dissertationsschrift.

In den Mittelpunkt stellt Dafinger die "Experten des Krieges": eine
gewissermaßen neue Berufsgruppe, die - zunächst für die amerikanische
Luftwaffe - damit begann, herauszufinden, ob sich die Bombardierung von
Städten tatsächlich lohnen und die "Kriegsmoral" der Deutschen unter der
Tonnenlast zusammenbrechen würde. Zu diesen sozialwissenschaftlichen
"Schreibtischkriegern" zählten so prominente Köpfe wie einer der führenden
Ökonomen der USA, Kenneth Galbraith, oder der spätere Architekt des
Vietnam-Krieges, Paul H. Nitze. Sie waren Teil jenes "White Anglo-Saxon
Protestant Establishment", das einen Gutteil der amerikanischen Elite
ausmachte. Hinzu kamen jüdische Emigranten und Intellektuelle, die bereits
für andere amerikanische Behörden wie das "Office of Strategic Services"
gearbeitet und sich mit der Analyse NS-Deutschlands beschäftigt hatten.

Über die genaueren Hintergründe dieses United States Strategic Bombing
Survey (USSBS), über seine Arbeitsweise, sein Personal und seine
Wirkungskraft war bisher wenig bekannt. In dem Umfang, in dem Dafinger
Licht in dieses Dunkel bringt, macht sie auch deutlich, worin die Stärke
einer kultur- und wissensgeschichtlich orientierten Geschichte des "Kalten
Krieges" besteht. Sie schärft eindringlich den Blick für die Rolle der
Wissenschaften im Krieg, für die Historizität wissenschaftlicher
Erkenntnisse und für die unmittelbaren, folgenreichen Wechselbeziehungen
zwischen Politik und Wissenschaft, ihre spezifischen Logiken und
Interessen.

Der Mieczysław Pemper-Forschungspreis

... der Augsburger Universitätsstiftung wurde 2003 etabliert. Er wird
seither jährlich vergeben, ist mit 2500 Euro dotiert und adressiert
herausragende Qualifikationsarbeiten aus den Geistes- und
Sozialwissenschaften, insbesondere solche, die einen Beitrag zum
Verständnis der Katastrophen des 20. Jahrhunderts und zu deren Wurzeln
leisten.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 02.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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THEATER/1392: Braunschweig - Wie die Welt auf die Welt kam, 12.01.2019


Stadt Braunschweig

Wie die Welt auf die Welt kam

"Die kleinste Bühne der Welt" stellt Schöpfungsgeschichten vor



Braunschweig. Wie stellen sich Menschen die Entstehung der Welt vor?
Am Samstag, 12. Januar kommen ab 19:30 Uhr im Haus der Kulturen
Braunschweig, Am Nordbahnhof 1, unter dem Titel "Wie die Welt auf die
Welt kam" Schöpfungsgeschichten aus fünf Kontinenten zu Wort und ins
Bild, mit Fundstücken aus der Natur und mit kunstvollen
Papiergebilden. Mehr als zwanzig Geschichten stellen Hedwig Rost und
Jörg Baesecke von der "Kleinsten Bühne der Welt" vor, die biblische
Genesis ebenso wie die Theorie vom Urknall, mal ausführlich, mal ganz
knapp erzählt. Nahe und ferne Länder und Kulturen werden auf der Bühne
mit Hilfe von Alltagsgegenständen und einfachen Materialien erfahrbar:
Schere, Stein und Papierobjekte, Geige, Küchenrolle und Seidenfahnen
laden die Zuschauer auf eine Weltreise ein - zu den Anfängen der Zeit.
In ihrer Vielfalt fordern die vorgestellten Weltentwürfe Respekt - vor
dem Anderen, vor dem Fremden und sie führen uns die Kostbarkeit der
Welt vor Augen, für deren Erhalt sich einzutreten lohnt.

Das 70-minütige Programm aus der Reihe "Kultur vor Ort" ist für ein
Publikum ab 10 Jahren geeignet. Der Eintritt kostet an der Abendkasse
13 Euro, ermäßigt 10 Euro. Für Jugendliche von zehn bis 18 Jahren ist
er frei.

Veranstalter ist der Fachbereich Kultur und Wissenschaft, Abt.
Literatur und Musik der Stadt Braunschweig in Kooperation mit dem Haus
der Kulturen Braunschweig und der Erzählwerkstatt Braunschweig e. V.
Anmeldungen und weitere Infos unter Tel. 0531-470 4862.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 2. Januar 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSTELLUNG/9623: Cuxhaven - Mattars Metamorphosen in Acryl und Mischtechnik, 20.01.-10.03.2019


Stadt Cuxhaven

Mattars Metamorphosen in Acryl und Mischtechnik

Ausstellungsjahr beginnt mit international bekannten Künstler



Unter dem Titel "Metamorphosen" eröffnet das Schloss Ritzebüttel am
Sonntag, den 20. Januar 2019 um 11 h eine Ausstellung des an vielen
Orten anerkannten Malers und Performancekünstlers Mattar. Nach der
Begrüßung durch die Stadt spricht zur Einführung die
Kulturwissenschaftlerin Dr. Helke Deichmann.

Mattar versteht sich als Mensch, der überall in der Welt zuhause sein
kann. Seine Vita stimmt durchaus mit diesem Selbstverständnis überein,
denn er hat in vielen Ländern gelebt und künstlerisch gearbeitet: Vom
Libanon und Frankreich über Ägypten, Italien und Österreich lebt und
arbeitet er mittlerweile seit mehr als 40 Jahren im Norden Europas,
vorwiegend in Deutschland und den Niederlanden.

Bei Mattar ist alles Bewegung, das Malen, das Theater, das Leben; für
ihn gibt es offenbar keine Statik. Insofern ist die Dynamik auch das
eigentlich Charakteristische an seinen Arbeiten. Vor einem zumeist
monochromen Hintergrund vollzieht sich ein spannungsreicher
Wechselprozess zwischen Formfindung und Formauflösung. Man spürt dabei
vor allem die Energie, die sich im Bild verdichtet. "Meine Figuren
sind nicht statisch, sondern entwickeln sich aus der Bewegung heraus.
Sie zeigen Werden und Vergehen und haben somit eine reale Beziehung
zum Sein, das nur in ständiger Bewegung wahrgenommen werden kann",
erklärt er. Alles, was zu eindeutig, zu festgelegt, zu statisch
erscheint, wird im Schaffensprozess aufgebrochen. Auf diese Weise
entstehen chimärenartige Wesen, die man als Menschen, Tiere oder
Pflanzen deuten kann. "Metamorphosen" nennt der Künstler diese
Geschöpfe, frei nach Ovid; Formen, die aus der Wandlung entstehen.
Mattars Formwandlungen sind in sich sehr komplex und erinnern
gelegentlich auch an Verpuppungen, aus denen sich neues Leben langsam
herausschält. Zwischen den polymorphen Figuren im Vordergrund und
jenem monochromen Hintergrund gibt es immer eine Korrespondenz.
Entsprechend erscheint bei den Acrylbildern die Fläche zum Beispiel in
einem tiefen Nachtblau, in differenzierten Grüntönen oder in einem
stimmungsvollen Orange. Eine eher spielerische Variante entfaltet
sich dagegen im Bereich der Mischtechnik auf Karton.

Hier wie dort trägt auch der Ausschnitt, den der Künstler bei jedem
Bild entsprechend der Figur und deren Auflösungsgrad neu bestimmt,
entscheidend zum dynamischen Charakter der Bildwirkung bei. Der
Betrachter erhält den Eindruck, dass sich die Szene über das
Bildformat hinaus fortentwickelt und in die Unendlichkeit ausdehnt.

Die sehenswerte Ausstellung kann vom 20. Januar bis 10. März 2019
besichtigt werden.

Öffnungszeiten unter www.cuxhaven.de/schloss-ritzebuettel

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Stadt cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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GLEICHHEIT/6794: Dutzende Todesopfer bei Protesten gegen Sparpolitik und Unterdrückung im Sudan


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Dutzende Todesopfer bei Protesten gegen Sparpolitik und Unterdrückung im
Sudan

Von Jean Shaoul

3. Januar 2019



Bei Protesten gegen die sudanesische Regierung von Präsident Omar al
Baschir wurden Ende Dezember mindestens 37 Menschen getötet und weitere 219
verletzt. Hunderte weitere wurden verhaftet, als die Polizei mit brutaler
Gewalt Demonstrationen gegen die steigenden Kosten für Grundnahrungsmittel
wie Brot niederschlug.

Unter den Verhafteten befanden sich 14 Anführer der Oppositionskoalition
National Consensus Forces, darunter auch deren Vorsitzender, der 85-jährige
Farouk Abu Issa, der sich in einem schlechten gesundheitlichen Zustand
befindet. Weitere Verhaftete sind ein hoher Funktionär der Kommunistischen
Partei des Sudan sowie Anführer der pan-arabischen Baath- und der
Nasseristischen Partei. Die Behörden haben außerdem soziale Netzwerke
gesperrt und Internetdienste unterbrochen, damit die Demonstranten nicht
miteinander kommunizieren können.

Am 28. Dezember setzten die Sicherheitskräfte vor einer Moschee in
Omdurman, einem Teil der Metropolregion Khartum, Tränengas gegen Hunderte
Menschen ein, die an einer Demonstration nach dem Freitagsgebet teilnahmen.

Demonstranten vor der brennenden Zentrale der Nationalen Kongresspartei
Die Proteste brachen am 19. Dezember wegen der Verdreifachung des
Brotpreises und der Benzinknappheit in Atbara im Nordosten des Landes aus.
Demonstranten setzten dort die Zentrale der amtierenden Nationalen
Kongresspartei in Brand. Atbara, die "Stadt des Stahls und Feuers", ist
wegen ihrer historischen Bedeutung für das Eisenbahnnetz und der militanten
Bahnarbeitergewerkschaft bekannt, die während der Militärherrschaft in den
1980er Jahren aufgelöst wurde.

Von Atbara breiteten sich die Proteste schnell auf alle Städte des Landes
aus, darunter auch die Hauptstadt Khartum und die Riverain-Region, die als
Hochburg des Regimes gilt. In Dongola wurde eine Parteizentrale
niedergebrannt. Innerhalb von 24 Stunden entwickelten sich die Proteste zu
einem breiten Widerstand gegen die jahrelange Sparpolitik, das
wirtschaftliche Elend und die Unterdrückung der grundlegendsten
demokratischen Rechte. Für die große Mehrheit der sudanesischen Bevölkerung
ist das Leben unerträglich. Das betrifft besonders junge Menschen. In
Khartum lag das Durchschnittsalter der Demonstranten zwischen 17 und 23
Jahren.

Nur zwei Tage nach Beginn der Proteste verhängte die Regierung in mehreren
Städten Ausgangssperren, rief den Ausnahmezustand aus und mobilisierte im
ganzen Land das Militär. Die Polizei wurde angewiesen, gegen große
Menschenmengen Tränengas einzusetzen. Aufgrund dieses Befehls wurden
Fußballfans mit Tränengas beschossen, als sie nach einem Spiel das Stadion
verließen.

Anfang der Woche forderten Tausende friedliche Demonstranten in Khartum den
Rücktritt von Präsident Baschir, dessen Regime seit dem Militärputsch 1989
an der Macht ist. Die Kundgebung soll die größte seit Jahren gewesen sein.
Sicherheitskräfte setzten scharfe Munition ein, um die Demonstranten vom
Präsidentenpalast fernzuhalten. Die Sudanese Professionals Association, der
Ärzte und andere Fachkräfte angehören, hatte am letzten Dienstag zu einer
Demonstration aufgerufen, um "unsere Stimmen und unsere Stärke zur
Absetzung dieses Regimes einzusetzen, das uns ins Elend getrieben und unser
Land gespalten hat".

Die sudanesischen Arbeiter und armen Bauern sind mit einer massiven
Erhöhung der Preise konfrontiert. Im September war die Inflation auf fast
70 Prozent gestiegen. Laut einer Reportage von Reuters über die Preise der
Marktverkäufer vom letzten Monat sind die Kosten für ein Kilo Mehl um 20
Prozent gestiegen, für Rindfleisch um 30 Prozent und für Kartoffeln um 50
Prozent.

Die ständig steigenden Preise haben zu einer riesigen Nachfrage nach
Bargeld geführt, sodass man an den Geldautomaten stundenlang anstehen muss
und oft das Geld für die Automaten ausgeht. Zuvor hatte die Regierung im
Oktober das Sudanesische Pfund stark abgewertet, die Zentralbank hat die
Geldmenge eingeschränkt, um die Währung zu stärken und einen Sturm auf die
Banken zu verhindern. Die Folge waren eine Liquiditätsklemme und
Bargeldmangel.

Die Menschen sahen sich gezwungen, auf dem Schwarzmarkt zu kaufen, doch da
das Sudanesische Pfund allein im letzten Monat im Vergleich zum US-Dollar
ein Viertel an Wert verloren hat, sind die Kosten in die Höhe geschossen.

Die Brutalität der Regierung hat die Proteste nur noch weiter angestachelt.
Am Donnerstag kündigte der Sudanesische Journalistenverband an, dass seine
Mitglieder aus Protest gegen die Unterdrückung des Widerstands durch die
Regierung einen dreitägigen Solidaritätsstreik mit den Demonstranten
begonnen haben. Journalisten wurden von den Sicherheitskräften regelmäßig
verhaftet und misshandelt, außerdem wurden ihre Zeitungen konfisziert, wenn
sie über die Demonstrationen berichteten.

Die Sudanese Professionals Association begann am letzten Montag einen
landesweiten Streik. Sie erklärte, die Arbeitsniederlegungen sollten die
Regierung "lahmlegen" und ihr die dringend benötigten Einnahmen
vorenthalten.

Die Kommunistische Partei rief die Oppositionsgruppen in einer
Stellungnahme auf, die Proteste fortzusetzen: "Wir rufen die sudanesische
Bevölkerung auf, ihre Demonstrationen fortzusetzen, bis sie erfolgreich das
Regime gestürzt haben."

Auch die beiden größten Parteien des Landes, die Umma Party und die
Democratic Unionist Party, fordern Baschirs Rücktritt.

Baschir äußerte sich letzten Montag erstmals öffentlich zu der Krise. Er
versuchte, die Proteste ausschließlich als Ergebnis der Frustration über
wirtschaftliche Missstände darzustellen, lehnte aber eine Erhöhung der
Brotsubventionen ab und erklärte, er werde "nicht vor unseren Feinden
kapitulieren". Er behauptete, dass "einige Söldner im Auftrag unserer
äußeren Feinde" den Mangel an bestimmten Gütern ausnutzen, um "unser Land
zu sabotieren" und ermahnte die Bevölkerung, alle "Versuche, Frustration zu
schüren", zu ignorieren.

Sein Assistent und Stellvertreter in der Regierungspartei Faisal Hassan
Ibrahim erklärte, die Proteste seien "koordiniert und organisiert". Zwei
der Todesopfer bei den Demonstrationen in al-Qadarif sollen aus dem Militär
stammen. Deshalb wurde im ganzen Land das Militär mobilisiert.

Dass die herrschende Elite des Sudan auf die Demonstrationen mit solcher
Brutalität reagiert, zeigt das Ausmaß der wirtschaftlichen und politischen
Krise. Das mehr als 40 Millionen Einwohner starke Land hat sich nie von der
Abspaltung des Südsudan im Jahr 2011 erholt. Diese Abspaltung nach fast 30
Jahren Bürgerkrieg wurde vor allem von den USA vorangetrieben, um Chinas
wachsenden wirtschaftlichen Einfluss am Horn von Afrika zu unterbinden. In
Folge der Sezession verlor der Sudan drei Viertel seiner Ölförderung, die
eine wichtige Quelle für Deviseneinnahmen war.

In den 1990er Jahren hatten die USA dem Sudan vorgeworfen, es würde den
internationalen Terrorismus unterstützen, und harte Sanktionen gegen das
Land verhängt. Dennoch haben sich die Beziehungen zwischen den USA und dem
Sudan mittlerweile etwas verbessert. Letztes Jahr hatte die Trump-Regierung
die Sanktionen aufgehoben, größtenteils auf Druck der Golfmonarchien,
darunter Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate, nachdem der
Sudan etwa eintausend Soldaten zur Unterstützung der saudischen Koalition
im Jemen geschickt hatte. Nachdem der Sudan im Januar 2016 die
diplomatischen Beziehungen mit dem Iran einstellte, versprach Saudi-Arabien
Investitionen im Sudan.

Dennoch hat Washington Bedingungen für eine vollständige Normalisierung der
Beziehungen gestellt. Deshalb hat sich die Wirtschaftslage im Sudan nur
wenig gebessert und es kam zu Konflikten zwischen unterschiedlichen
Fraktionen der herrschenden Clique.

Im letzten Januar führte die Regierung Sparmaßnahmen ein, darunter
Kürzungen der Subventionen für Weizen, Strom und andere Güter. Die Folgen
waren steigende Preise und zunehmende Proteste, die die Regierung nur durch
die Verhaftung von hunderten Demonstranten unterdrücken konnte.

Letzten April wurde Außenminister Ibrahim Ghandour entlassen, weil er das
Ausmaß der Wirtschaftskrise angedeutet hat, vor der die Regierung steht.
Berichten zufolge war seine Entlassung eine Bedingung seitens der USA. Er
erklärte im Parlament, sein Ministerium sei mit einer Finanzkrise
konfrontiert und brauche weitere 30 Millionen Dollar, um seine Kosten zu
decken. Weiter erklärte er: "Die sudanesischen Diplomaten haben ihre
Gehälter noch nicht erhalten, auch die Zahlung der Mieten für diplomatische
Missionen wurde verzögert."

Baschir kann sich auf die Unterstützung der Diktatoren in der Region
verlassen, da diese allesamt selbst um ihre instabilen Regimes fürchten.
Ägypten erklärte sich schnell solidarisch, Katar bat dem Sudan "alles
Notwendige" an, um ihm zu helfen, "dieses Problem zu bewältigen". Katar und
die Golfstaaten, die seit der Abspaltung des Südsudan eine wichtige
Geldquelle für den Sudan waren, sowie die Türkei wetteifern um
Machteinfluss am Horn von Afrika.

Anfang Dezember wurde Baschir von Saudi-Arabien und den Emiraten nach
Damaskus entsandt, um die Fühler nach dem syrischen Präsidenten Baschar 
al-Assad auszustrecken. Die Reise diente dem Ziel, Teherans Einfluss in dem
kriegsversehrten Land zu verringern. Die Golfstaaten haben bereits in der
Levante, dem Libanon, in Syrien und dem Irak an Einfluss verloren.

Die USA, Großbritannien, Norwegen und Kanada haben in einer gemeinsamen
Erklärung ihre Sorge über den Einsatz von scharfer Munition gegen
Demonstranten geäußert und alle Parteien aufgefordert, Gewalt oder
Zerstörung von Eigentum zu vermeiden. Gleichzeitig bekräftigten sie das
Recht der sudanesischen Bevölkerung, friedlich "legitimen Unmut" zu äußern.
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GRASWURZELREVOLUTION/1824: Magical Anti-Atommüll-Tour - ein USA-Reisebericht


graswurzelrevolution 434, Dezember 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Magical Anti-Atommüll-Tour 

Ein USA-Bericht

von Kerstin Rudek



In Eigeninitiative und unterstützt von amerikanischen
Nichtregierungsorganisationen war Kerstin Rudek im September 2018 als
Referentin drei Wochen an der Ostküste der USA sowie in Texas
unterwegs. Die langjährige Aktivistin der Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg hielt dort auf Einladung von Tim Judson
vom Nuclear Information and Resource Service (NIRS) (1) Vorträge, nahm
an Pressekonferenzen sowie einer Infotour mit einem Castormodell und
zahlreichen Veranstaltungen teil. Für die GWR hat sie den folgenden
Reisebericht geschrieben. (GWR-Red.)


Auch die Amerikaner*innen wissen nicht, wohin mit dem Atommüll.
Die problematischen Endlagerpläne in Yucca Mountain sind Jahrzehnte im
Verzug. Alternativ sind Endlager in Texas und New Mexico von Seiten
der Regierung denkbar - konkrete Ergebnisse gibt es noch nicht.

Dennoch soll der Atommüll von der Ostküste - wo sich die meisten
Atomkraftwerke und Zwischenlager der USA befinden - Tausende von
Meilen nach Texas und New Mexico transportiert werden.

Ich habe auf vielen Veranstaltungen über die Risiken der Transporte
sowie den Stand der Diskussion um ein Endlager in Deutschland und den
Widerstand in Gorleben informiert.

Thema war auch das neue Märchen der weltweiten Atomlobby, Atomkraft
könne dem Klimawandel Einhalt gebieten.

Darin sind sich die amerikanische und wendländische Initiative einig:
Keine Kohle, kein Atom, Klimaschutz gelingt nur durch Erneuerbare
Energien.

Tim Judson und ich sind Teil der Don't nuke the climate Kampagne (2),
die zum Weltklimagipfel im Dezember in Katowice (Polen) Proteste gegen
neue Atomkraftprojekte in die UN Verhandlungen trägt.

Unterschiede

Die Unterschiede der Ausgangssituationen in beiden Ländern könnte kaum
größer sein: hier Atomausstieg mit noch sieben restlichen
Atomkraftwerken - drüben in den USA 98 Atommeiler am Netz und eine
breite Akzeptanz für eine Zukunft der Atomkraft. Und dennoch gibt es
so viele Parallelen in der Realität der Atomkraft - eine völlig
unzureichende Zwischenlagerung, keine Pläne oder belastbaren
Ergebnisse für eine so genannte Endlagerung. Großes Erstaunen. über
die ehemalige Uranabbaustätte Wismut mit vielen Tausend
Strahlenopfern, wann immer ich davon berichte.

Das Hauptanliegen meiner Reise mit Aktiven des Citizen Awareness
Network, (3) den nukebusters, in New England und der SEED Coalition,
(4) in Texas war das Schaffen von Aufmerksamkeit für anstehende
Atommülltransporte und das Diskutieren über die Atommüllverwahrung.
Während der ersten Woche in New England, unsere Tour führte von
Montpelier über Brattleborro, Greenfield und Boston nach Plymouth,
stand die Transporteproblematik im Vordergrund. Unsere Bilder der
starken, bunten, kreativen und entschlossenen Castorproteste sagten
manchmal mehr als meine tausend Worte. Es gibt in der BRD
Zwischenlager - drei zentrale in Ahaus, Lubmin und Gorleben und
weitere dezentrale an zahlreichen AKW. In den Vereinigten Staaten
lagern die abgebrannten Brennelemente unter freiem Himmel mit dünnen
Betonummantelungen an den AKW, zum großen Teil inmitten von
Wohngebieten.

Es gibt keine Zwischenlager. Dass auch wir nicht zufrieden sind mit
Zwischenlagern, die lediglich Witterungsschutz bieten, aber keinen
gegen Strahlung in die Umgebung, Flugzeugabsturz und Terrorangriffe
erweckte Verständnis.

In der zweiten Woche durch Texas stand die Sorge, zur Atommüllkippe
der gesamten USA gemacht zu werden, im Mittelpunkt. Houston, El Paso,
Midland, San Antonio, Andrews and Dallas: Texas ist so groß wie die
BRD. Jeden Tag haben wir eine Pressekonferenz und eine öffentliche
Veranstaltung gemacht und meistens kam noch ein Treffen mit den lokal
Aktiven dazu.

In den USA gab es ein favorisiertes Endlagerprojekt, Yucca Mountain in
Nevada, 100 Meilen nordwestlich von Las Vegas. Von 1951 bis 1962
Wurden in der Heimat der Western Shoshone und Paiute "Indianerstämme"
mehr als 900 Atomwaffentests durchgeführt. Von 1987 bis 2001 gab die
Regierung der Vereinigten Staaten fast sieben Milliarden Dollar aus,
um Yucca Mountain zum Endlagerstandort zu deklarieren, das für
hochradioaktiven Atommüll für die nächsten zehntausend Jahre zur
Lagerung vorgesehen sein sollte. Dieses Projekt gilt zur Zeit als
geologisch ungeeignet und technisch gescheitert, der Kongress hat
jegliche Finanzmittel für Yucca Mountain gestrichen.

Die Firma Waste Control Specialists (WCS) hat den Transport von 40.000
Tonnen abgebrannter Brennelemente über tausende Meilen nach Texas zur
Zwischenlagerung beantragt.

Analog hat die Firma Holtec den Transport von 100.000 Tonnen nach New
Mexico beantragt, dies wäre das größte Atommülllager weltweit. Für die
dortige Lagerung des hochradioaktiven Mülls gibt es kein Konzept,
lediglich die Transporte und die Sammlung sollen so erfolgen.

Die Nuclear Regulatory Commission (NRC) hat eine Einwendungsfrist für
Bürger*innen bis zum 19. Oktober eingeräumt, die aufgrund der
Beschwerde von Bürgerinitiativen just bis zum 19. November verlängert
wurde. Wir haben während unserer Anti-Atommüll-Tour Tausende von
Einwendungen gesammelt, insgesamt wären von den Transporten 218
Millionen Anwohner*innen der Bahnstrecken im Fünf-Meilen-Radius
betroffen.

In den Wochen nach meiner Rückkehr von der Anti-Atommüll-Reise in den
USA hat es mehrere Ereignisse gegeben, die darauf schließen lassen,
dass die weltweit organisierte Atombande erneut eine Offensive für
Atomkraft plant. Zunächst ein Treffen in Amsterdam, um die europäische
und internationale Atomgemeinde zu briefen, der Atomausstieg in
Deutschland sei ein Riesenfehler und das Zurückfahren der europäischen
Atomkraftwerke müsse verhindert werden. Dann die nuclear pride in
München, wieder initiiert vom amerikanischen Michael Shellenberger,
der so gerne Graswurzel wäre, aber leider nur Kunstrasen ist.
Hintergrund ist, dass der Atommafia das Geld knapp wird - nun
versuchen sie Atomkraft zur Erneuerbaren Energie zu erklären und
wollen an die Fördertöpfe zur Bewältigung des Klimawandels.

Das ist makaber, denn Atomkraft verhindert, dem Fortschreiten des
Klimawandels entgegenzuwirken. Atomkraft ist zu dreckig, zu
gefährlich, zu teuer, zu langsam, nur unter Menschenrechtsverletzungen
zu praktizieren und verhindert richtige Lösungen. Wir werden auch in
diesem Jahr beim Weltklimagipfel in Katowice vom 2. bis 14. Dezember
als internationale Kampagne Dont Nuke The Climate (5) dafür sorgen,
dass die Fassade, die Atombefürworter in schillernden Farben malen,
bei unserem leichten Kratzen in sich zerbröselt.

Wir haben die realistische Chance, in den nächsten zehn Jahren einen
weltweiten Atomausstieg zu erkämpfen. Wenn die Atombande die kommenden
20 Jahre übersteht, dann haben wir sie noch lange am Hals. Doch jetzt
ringen sie mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten und haben ein echtes
Zeitproblem, sie sind einfach nicht gut aufgestellt. Viele
Atomprojekte scheitern, meist aus finanziellen Gründen.

Der Atomausstieg in Deutschland wird als Vorbild von vielen
Amerikaner*innen bewundert. But it's complicated. Dass es eine
Urananreicherungsanlage in Gronau gibt und eine Brennelementefabrik in
Lingen, die vom Atomausstieg ausgenommen sind und unbefristete
Betriebsgenehmigungen haben, wusste kein Mensch, den ich traf in den
USA. Aber das ist ja auch in der BRD erst seit wenigen Jahren einem
relevanten Teil der Öffentlichkeit bekannt.

Die Atomfirmen und die Atomlobby arbeiten seit Jahrzehnten global
vernetzt auf allen Kontinenten grenzüberschreitend.

Es ist wichtig, dass wir starke Standortinitiativen sind, die ihre
Hausaufgaben machen und lokal aktiv und erfolgreich sind.

Nur reicht es im Zeitalter der Globalisierung und des Neoliberalismus
nicht mehr, sich darauf zu beschränken. Die Probleme sind allerorts
die gleichen, die Lösung liegt im Austausch und Lernen voneinander und
miteinander. Mit der Atomkatastrophe von Tschernobyl haben viele von
uns hautnah erlebt, dass es außerdem nichts nützt, lediglich den
Heimatreaktor oder das heimatliche Nukleare Entsorgungszentrum zu
verhindern, weil Radioaktivität keine Grenzen kennt. Unser Credo
"Stilllegung aller Atomanlagen weltweit" gelingt, wenn wir uns
gegenseitig international den Rücken stärken und strategisch
zusammenarbeiten. Der Gorleben-Widerstand hat in den vergangenen vier
Jahrzehnten sehr viel überregionale und internationale Unterstützung
bekommen. Bis heute reisen regelmäßig Menschen und Gruppen ins
Wendland, um sich über die Anti-Atom-Bewegung hier zu informieren.

Mein Wunsch ist es, auch etwas zurückzugeben, die Solidarität, die uns
all die Jahre begleitet und getragen hat, ist für mich eine große
Motivation für internationale Vernetzungen. Auf meiner Reise sind mir
so viele Menschen so open minded begegnet! Es hat mich beeindruckt,
wie groß das Interesse, an dem, was wir machen, ist. Ich möchte dafür
werben und dazu einladen, einander mehr zuzuhören und einander mehr zu
erzählen.

Wir sind schon bis hierher gekommen. Weiter geht's!


Anmerkungen:

1) https://www.nirs.org/

2) www.dont-nuke-the-climate.org/

3) www.nukebusters.org/

4) www.seedcoalition.org/

5) www.dont-nuke-the-climate.org/de/
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Die verschleierte Brutalität der US-Allianz

von Joachim Guilliard



Als die syrische Armee begann, mit russischer Unterstützung die
Provinz Idlib zurückzuerobern, setzte im Westen sofort wieder - wie
bei der Befreiung Ost-Aleppos oder der Ost-Ghutas - ein Sturm der
Entrüstung ein. Obwohl die dominierenden Kräfte unter den Gegnern
jeweils dschihadistische Gruppen waren, die dem "Islamischen Staat"
(IS oder arab. despektierlich "Daesch") an Brutalität und
rückständiger Ideologie kaum nachstehen, werden syrisch-russische
Offensiven gegen sie durch westliche Medien und Politiker stets als
rücksichtsloser Krieg gegen die gesamte Bevölkerung des betroffenen
Gebietes angeprangert, während die der US-geführten Allianz in Syrien
und im Irak durchweg positiv als alternativlose Feldzüge gegen den
Daesch dargestellt werden. Das Bild eines sauberen, präzise gegen den
Daesch gerichteten Krieges mit wenigen zivilen Opfern, das die
beteiligten NATO-Streitkräfte vermitteln, wird dabei unhinterfragt
übernommen.

Der syrischen und russischen Luftwaffe wird, zum Teil in regelrechten
Kampagnen, vor allem der Einsatz einfacher ungelenkter Bomben oder gar
primitiver "Fassbomben", vorgeworfen. Auch die Kommandeure der
Streitkräfte der USA und anderer NATO-Staaten heben in der
Verteidigung ihrer Kriegsführung stets die höhere Präzision ihrer
Waffen und die Anstrengungen ihrer Einheiten hervor, Kollateralschäden
zu minimieren.

Eine Studie der britischen Initiative Airwars über die Luftkriege in
Syrien und im Irak zeigt jedoch, dass die höhere Präzision der Waffen
der NATO-Staaten beim Einsatz in dicht besiedelten urbanen
Schlachtfeldern keineswegs geringere zivile Schäden und weniger Opfer
verursacht. Die Analyse der Beobachtergruppe, die täglich Berichte
über Luftangriffe, eingesetzte Munition und zivile Opfer in den beiden
Länder auswertet, deutet darauf hin, dass sie sogar zu noch größeren
Schäden führen. Durch das größere Vertrauen in ihre Treffsicherheit
seien die Militärs, so der Verdacht, häufiger bereit, Explosionswaffen
mit großer Sprengkraft in bevölkerungsreichen Stadtvierteln
einzusetzen.

Die verdienstvolle britische Initiative bemüht sich um Objektivität,
übernimmt jedoch beim Blick auf den Krieg in Syrien zum großen Teil
die westliche Sichtweise. So wird das militärische Eingreifen
Russlands in Syrien generell wesentlich kritischer gesehen als das der
NATO-Staaten. Während Airwars sich auch auf syrische oppositionelle
Quellen, wie das Syrian Network for Human Rights, das Violation
Documentation Center (VDC) und die berüchtigten "Weißhelme" stützt,
werden andere regionale Quellen, wie beispielsweise russische und
iranische Medien, nicht berücksichtigt. Nur dort gemeldete Opfer
finden daher keinen Eingang in ihre Datenbank, nicht einmal in ihrer
Kategorie "schwach belegt" (s. Ossietzky 25/2016).

Durch die unterschiedliche Quellenlage dürfte der Prozentsatz der von
Airwars erfassten Opfer bei Angriffen der US-Allianz deutlich
niedriger liegen als bei syrischen und russischen. Dennoch kommt die
Initiative in ihrer Untersuchung zum Ergebnis, dass die Angriffe der
russischen Luftwaffe in Aleppo und Ost-Ghuta nicht mehr zivile Opfer
gefordert haben als die der Allianz. Setzt man ihre Zahl jeweils in
Beziehung zur Zahl der Angriffe und der Menge und Sprengkraft der
eingesetzten Munition, so zeige sich in allen Fällen eindeutig, dass
die Zahl der dabei getöteten Zivilisten hauptsächlich von der
Intensität des Bombardements und der Bevölkerungsdichte im Zielgebiet
abhängt.

Man benötigt wenig Phantasie, um dies zu erklären. Was nützt eine
Zielgenauigkeit von zehn Metern, wenn Bomben mit 500 Kilogramm
Sprengstoff oder mehr auf enge Viertel wie die Altstadt von Mossul
abgeworfen werden, wo jede Bombe mehrere Gebäude zum Einsturz bringen
kann. Was nützt die beste Zielgenauigkeit, wenn keine Informationen
vorliegen, wo sich wie viele Zivilisten aufhalten. Mit Luftaufklärung
allein, auf die sich die US-Allianz nahezu ausschließlich stützen
musste, lassen sich militärische Ziele nicht zweifelsfrei ausmachen
und noch weniger die Zahl der Menschen, die sich in diesen oder in
angrenzenden Gebäuden aufhalten - selbst wenn dies tatsächlich von
Interesse gewesen wäre. Daran bestehen jedoch starke Zweifel. Um die
Verluste der eigenen Seite zu minimieren, waren bereits unter
US-Präsident Barack Obama die Einsatzregeln für die US-Luftwaffe
gelockert worden. Die Entscheidung über Luftangriffe wurde zunehmend
auf lokale Kommandeure verlagert. Diese konnten nun schon sogenannte
Luftunterstützung anfordern, wenn aus einem Gebäude auf sie gefeuert
wurde. Die Trump-Regierung eskalierte im Mai 2017 die rücksichtslose
Kriegsführung noch weiter, in dem sie das "Einkreisen und Auslöschen"
des Daesch als neue Taktik anordnete. Die Rückkehr der in seinen
Reihen kämpfenden Ausländer in die USA oder nach Europa sollte durch
das Töten möglichst vieler Daesch-Mitglieder vor Ort verhindert
werden.

Es ist daher dreist, wenn Sprecher der US-Streitkräfte behaupten, die
Präzision ihrer Angriffe hätte es erlaubt, den IS mit geringen zivilen
Opfern aus Raqqa zu vertreiben. Diese Behauptung wurde von westlichen
Medien kritiklos wiedergegeben, obwohl sie, wie eine zweiwöchige
Recherche von Amnesty International (AI) vor Ort zeigt, nicht einmal
einer oberflächlichen Betrachtung standhält. Das AI-Team untersuchte
anhand des Schicksals von vier Großfamilien exemplarisch die tödlichen
Folgen der "präzisen" Angriffe. Am eindringlichsten beschreibt der
Fall der Familie Badran das Grauen, das die verbliebene Bevölkerung in
der einst 400.000 Einwohner zählenden Stadt erleiden musste. 39
Familienmitglieder und zehn Nachbarn waren durch vier verschiedene
Luftangriffe auf die Gebäude getötet worden, in denen sie Schutz
gesucht hatten, "als sie von Ort zu Ort flohen, verzweifelt bemüht,
den sich schnell verlagernden Frontlinien auszuweichen". Die anderen
drei Familien hatten 42 Todesopfer zu beklagen, 33 davon ebenfalls
durch Luftangriffe, die ihre Häuser in Schutt und Asche legten. Sieben
starben durch Minen des Daesch, als sie dem Inferno entfliehen wollten
und zwei durch Mörsergranaten, abgefeuert wahrscheinlich von den
hauptsächlich aus syrisch-kurdischen Kämpfern bestehenden Bodentruppen
der Allianz. Keines der getroffenen Gebäude hatte übereinstimmenden
Zeugenaussagen zufolge zu diesem Zeitpunkt Kämpfer beherbergt, nichts
an ihnen ließ sie, soweit das AI-Team es noch beurteilen konnte, als
militärisches Ziel erscheinen. Airwars zählte insgesamt 1300 sichere
und 3200 mögliche zivile Opfer der US-Angriffe. Die tatsächliche Zahl
ist, so auch die Initiative selbst, sicherlich wesentlich höher.

Auch beim Sturm auf Mossul liegen Dichtung und Wahrheit weit
auseinander. Konfrontiert mit Berichten über zivile Opfer der US-Armee
und ihrer Verbündeten, verstieg sich US-Verteidigungsminister James
Mattis im August 2017, kurz nach der Rückeroberung Mossuls, zur
Behauptung, es habe noch "kein Militär in der Weltgeschichte" gegeben,
"das mehr Wert darauf gelegt hat, zivile Opfer und den Tod von
Unschuldigen auf dem Schlachtfeld zu begrenzen".

326 zivile Opfer eigener Angriffe räumt die US-Allianz mittlerweile
selbst ein. Einer repräsentativen Studie vor Ort zufolge, die im Mai
2018 in der renommierten Fachzeitschrift PLOS Medicine veröffentlicht
wurde, muss vom Sechzigfachen ausgegangen werden. Die Gesamtzahl der
im Zuge der Kämpfe um die Stadt Getöteten - Zivilisten und Kämpfer
- liegt der Studie nach in der Größenordnung von 90.000, darunter
33.000 Frauen und Mädchen. Ungefähr vierzig Prozent der Toten kamen
den Angaben der Uberlebenden zufolge bei Luftangriffen ums Leben. Da
vermutlich die meisten Frauen und eine ebenso große Zahl von Männern
keine Kämpferinnen beziehungsweise Kämpfer waren, muss man davon
ausgehen, dass die Luftwaffen der USA, Frankreichs und Großbritannien,
die - unterstützt von der Bundeswehr - fast alle Angriffe flogen, für
den Tod von mehr als 20.000 Zivilisten verantwortlich sind (mehr dazu
in Ossietzky 18/2018).

Neben völliger Rücksichtslosigkeit sind auch fehlende
Fluchtmöglichkeiten für die hohe Zahl von Opfern mitverantwortlich.
Während sich die syrische und russische Führung stets um
Fluchtkorridore bemühten, hatte die US-geführte Allianz Flugblätter
abgeworfen, in denen die Bevölkerung zum Bleiben aufgefordert wurde.
Eingeschlossen durch die Front der angreifenden Bodentruppen und
bedroht vom Daesch blieben so bis zum Schluss Hunderttausende
eingeschlossen. Zu Beginn der Offensive auf West-Mossul lebten dort
noch über 800.000 Menschen. Bis Mitte Juni hatten erst knapp 400.000
von ihnen die Stadt verlassen, viele wohl erst, nachdem ihre Viertel
von Regierungstruppen eingenommen worden waren. Weitere 400.000
konnten erst in den allerletzten Tagen dem Inferno entrinnen.

Obwohl auch in Ost-Aleppo die dschihadistischen Milizen die Flucht der
Zivilbevölkerung aus den von ihnen kontrollierten Vierteln mit Gewalt
zu verhindern suchten, befanden sich dort zu Beginn der Offensive nach
neuen Schätzungen nur noch 40.000 Menschen. Allein dadurch dürfte auch
die Zahl der Opfer um vieles geringer geblieben sein.

Selbstverständlich forderte auch der Einsatz schwerer Waffen gegen
Ziele in städtischen Gebieten durch die syrischen und russischen
Streitkräfte viele Opfer. Da in Aleppo und anderen zurückeroberten
Städten keine Mortalitätsstudien wie in Mossul durchgeführt wurden,
kann man die Zahlen der Opfer der dortigen Offensiven kaum schätzen
und vergleichen. Durch die Auswertung von Meldungen der Medien,
Krankenhäuser und lokalen Beobachter kann man stets nur einen kleinen
Teil der Getöteten erfassen. Dieser ist umso geringer, je heftiger die
Kämpfe sind. So konnte Airwars in Mossul nur 9000 Tote erfassen, ein
Zehntel der Zahl, die die PLOS-Studie nahelegt. Ein solch geringer
Anteil ist, wie die IPPNW-Studie "'Body Count' - Opferzahlen nach 10
Jahren 'Krieg gegen den Terror'" zeigt, in Kriegssituationen durchaus
typisch.

Vergleicht man jedoch das Ausmaß der Zerstörungen, so wird deutlich,
dass die Feldzüge der US-geführten Koalition wesentlich verheerender
sind als die der syrischen und russischen Streitkräfte. Besonders in
West-Mossul und Raqqa übersteigt das Ausmaß an Zerstörung nach
übereinstimmenden Einschätzungen von UN-Missionen,
Menschenrechtsorganisationen und Journalisten alles, was wir seit dem
Vietnamkrieg gesehen haben.

Im Westen Mossuls wurden nahezu 80 Prozent aller Gebäude zerstört oder
schwer beschädigt. Video-Aufnahmen und Fotos zeigen westlich des
Tigris eine einzige Trümmerlandschaft. Durch Luftangriffe zerstört
wurden nach Angaben irakischer Behörden auch 80 Prozent der
medizinischen Einrichtungen der Stadt, darunter das größte
Gesundheitszentrum des gesamten Gouvernement Ninive, das mehrere
Krankenhäuser, eine medizinische Schule und zahlreiche Labors
beherbergte.

Die Verwüstungen in Raqqa werden sogar als noch umfassender
eingeschätzt. Während in Mossul "nur" der Westen in ein Trümmerfeld
verwandelt wurde, hat die Rückeroberung Raqqas UN-Vertretern zufolge
80 Prozent der gesamten, einst 400.000 Einwohner zählenden Stadt
unbewohnbar gemacht. Die Zerstörungen, die die USA, Großbritannien und
Frankreich Raqqa zugefügt haben, seien "die schlimmsten seit
Jahrzehnten", so Amnesty International. "Wenn Bomben eingesetzt
werden, die groß genug sind, um ganze Gebäude zu zerstören, sowie
Artilleriewaffen mit großflächiger Wirkung, sind jegliche
Behauptungen, zivile Verluste minimiert zu haben, unhaltbar", so
Donatella Rovera, Krisenbeauftragte bei AI.

Ost-Aleppo erlitt im Zuge seiner Befreiung ebenfalls großflächige
Verwüstungen, jedoch bei weitem nicht in dem Ausmaß wie Mossul und
Raqqa. Nach Einschätzung der UNESCO waren nach Ende der vier Jahre
andauernden Kämpfe 60 Prozent der Altstadt, durch die die Front
verlief, schwer beschädigt und bis zu 30 Prozent völlig zerstört. Ein
erheblicher Teil der Schäden wurde allerdings bereits im Sommer 2012
beim Eindringen der islamistischen Milizen verursacht.

Entgegen dem Bild in den Medien und im Unterschied zu Mossul und Raqqa
waren in Aleppo die meisten während der Rückeroberung entstandenen
Schäden den Beobachtungen des schwedischen Konfliktforschers Jan Oberg
zufolge, der die befreiten Gebiete nach Abzug der Milizen in
Augenschein nahm, während der Straßenkämpfe entstanden. Er schätzt,
dass höchstens zehn Prozent der Zerstörungen auf das Konto von
Luftangriffen gehen.

Die syrische und russische Führung bemühte sich bei der Rückeroberung
von Städten stets durch Verhandlungen Entscheidungsschlachten in
urbanen Zentren bis zum letzten gegnerischen Kämpfer zu vermeiden,
indem sie allen Straffreiheit anboten, die bereit waren, ihre Waffen
abzugeben, und freien Abzug für die, die nicht aufgeben wollten. Von
Seiten der US-Allianz gab es hingegen keine entsprechenden
Anstrengungen - mit den zu erwartenden Folgen.

Der Wiederaufbau Ost-Aleppos geht trotz knapper Ressourcen des
kriegsgebeutelten Landes und eines umfassenden Embargos durch die
westlichen Staaten voran. Das Ende der Kämpfe hat bis Dezember 2017
bereits rund 500.000 aus Aleppo geflohene Einwohner zur Rückkehr
bewegt. Über 300.000 wechselten auch wieder in den Ostteil.

Die Lage in Mossul hingegen sieht nach wie vor düster aus. Etwas mehr
als die Hälfte der Flüchtlinge ist zurückgekehrt, die meisten drängen
sich im nicht so stark verwüsteten Ostteil der Stadt. Der Westen sei
noch "fast eine Totenstadt", so der aus Mossul stammende
Dominikanerpater Michaeel Najeeb. "Da findet man kaum ein Haus, das
noch aufrecht stünde."

Der Krieg der US-Allianz in Syrien und Irak, an dem Deutschland aktiv
beteiligt ist, ist nicht nur brutal und rücksichtslos, er ist
vielerorts auch mutwillig. Die syrischen Streitkräfte und ihre
russischen Verbündeten, die es mit Gegnern zu tun haben, die von außen
ausgerüstet und unterstützt werden, haben kaum Alternativen zu einem
militärischen Vorgehen, wollen sie das Land aus den Händen von Al
Kaida & Co. befreien und den von dort Vertriebenen die Rückkehr
ermöglichen.

Da der Daesch sich nur so lange halten konnte, weil er nach wie vor
Unterstützung - direkt oder indirekt - von den arabischen
Golfmonarchien, der Türkei und anderen NATO-Staaten erhält, hätte es
nahegelegen, ihn zunächst durch effektives Abschneiden vom Nachschub
auszutrocknen. Durch politische Zugeständnisse an die mehrheitlich
sunnitische Bevölkerung in Mossul hätten hier gute Chancen bestanden,
dass sie sich gegen die Dschihadisten gewandt hätten.

Vor keiner der Offensiven gegen die vom Daesch kontrollierten Städte
wurden Alternativen zur "Befreiung durch Zerstörung" auch nur
diskutiert. Diesen ging es offensichtlich nicht um das Los der
Bevölkerung. Die fürchterlichen Verbrechen an den Städten und ihren
Bewohnern wurden aus völlig eigennützigen Interessen begangen: Schutz
des Westens selbst vor den fanatischen Kämpfern, die Ausweitung der
eigenen militärischen Präsenz und die Besetzung syrischen
Territoriums.

 * 

Quelle:

Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Einundzwanzigster Jahrgang, Nr. 25 vom 22. Dezember 2018, S. 899-903

Redaktion: Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Tel. 030/44 717 309, Fax 030/44 717 451

E-Mail: redaktion@ossietzky.net

Internet: www.ossietzky.net oder www.sopos.org/ossietzky

 

Ossietzky wurde 1997 von Eckart Spoo begründet und erscheint zweiwöchentlich.

Einzelheft 2,80 Euro, Jahresabo 58,- Euro

(Ausland 94,- Euro) für 25 Hefte frei Haus.



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2332: UN-Migrationspakt - "Merkmal der globalisierten Welt"


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Zum UN-Migrationspakt

"Merkmal der globalisierten Welt"

von Angela Klein



In letzter Minute vor seiner Verabschiedung am 12. Dezember in
Marrakesch ist der UN-Migrationspakt von seiten der extremen und der
populistischen Rechten unter massiven Beschuss geraten. Sie lehnte den
Pakt ab, weil er angeblich die nationale Souveränität einschränke.


Das tut er aber gar nicht, im Gegenteil, er "bekräftigt das
souveräne Recht der Staaten, ihre nationale Migrationspolitik selbst
zu bestimmen, sowie ihr Vorrecht, die Migration innerhalb ihres
Hoheitsbereichs in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht selbst zu
regeln". Er schafft einen "rechtlich nicht bindenden
Kooperationsrahmen, der anerkennt, dass Migration von keinem Staat
allein gesteuert werden kann". Für ausgekochte Nationalisten ist schon
das ein Skandal.

Stein des Anstoßes ist auch: Der Pakt sieht in der Migration ein
"bestimmendes Merkmal unserer globalisierten Welt" und "eine Quelle
des Wohlstands, der Innovation und der nachhaltigen Entwicklung";
"diese positiven Auswirkungen [will er] durch eine besser gesteuerte
Migrationspolitik optimieren". Und schließlich gründet der Pakt auf
den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen, der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und vieler anderer
internationaler Abkommen (gegen Sklaverei, Menschenhandel usw., aber
auch auf den Grundsätzen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
und dem Klimaabkommen von Paris. Er geht somit davon aus, dass
Migrantinnen und Migranten ebenso wie Flüchtlinge Individuen mit
vollen Rechten und als solche zu behandeln sind, gemäß dem
Völkerrecht. Damit war er für Donald Trump schon mal nicht annehmbar,
die USA, Österreich, Ungarn und 25 weitere Länder haben den Pakt nicht
unterzeichnet, von den 192 Staaten der Vereinten Nationen waren 164
dafür.

Das Völkerrecht schränkt nationale Souveränität natürlich ein; nach
zwei mörderischen Weltkriegen zu leugnen, dass das im Zusammenleben
der Völker auf einen Fortschritt abzielt, ist unerträglich. Sicher hat
es weder Kriege noch Folter, Sklaverei, Kinderarbeit etc. verhindert,
im Gegenteil, all diese Gräuel sind auf dem Vormarsch. So
argumentieren auch einige Linke. Ohne internationale Vereinbarungen
gäbe es aber auch viele Bestimmungen der ILO oder auch das
UN-Klimaabkommens nicht - wie unzureichend sie auch seien. Wenn rechte
Regierungen aus dieser Kooperation aussteigen wollen, nehmen sie
ungeheure Rückschritte in Kauf, um ihre tumbes "Wir zuerst"
durchzusetzen.


Das allein ist Grund genug, diesen Pakt zu unterstützen. Die
LINKE im Bundestag hat das auch getan und zugleich eine Erklärung
abgegeben, die besagt: Der Ansatz ist gut, aber er reicht uns nicht.
Das stimmt aber nur halb, zum Teil geht er auch in die falsche
Richtung.

Eine wichtige Kritik der LINKEN lautet: Der Pakt unterscheidet
zwischen Migranten und Flüchtlingen, es gibt dafür auch zwei
verschiedene Abkommen. In der Praxis lässt sich diese Unterscheidung
kaum aufrechterhalten, denn Migration ist in aller Regel nicht
freiwillig, sondern erzwungen. Durch die Hintertür wird so zwischen
guten und schlechten Einwanderern unterschieden, was nur dazu führen
kann, dass die "schlechten" Abschiebung und Ausgrenzung erwartet,
während die wenigen "guten" in den Arbeitsmarkt integriert werden
sollen, wobei sie als Nichtstaatsbürger nicht dieselben Rechte
genießen wie die Einheimischen und verschärft ausgebeutet werden. Der
Pakt enthält teils zweischneidige, teils abzulehnende Ziele: so die
Bekämpfung der Schleuser (auch Seenotrettung wird als
"Schleuserunwesen" diffamiert) oder ein "sicheres Grenzmanagement";
der Pakt zählt sogar den "Freiheitsentzug" für Migranten als "letztes
Mittel" (gegen was eigentlich?) auf.

Zur Bekämpfung von Fluchtursachen hat er - obgleich sich die
"Vereinten Nationen" doch gerade hier auf gemeinsame Standards
verständigen müssten - wenig mehr zu bieten als die (ebenfalls nicht
rechtsverbindliche) "Agenda 2030" für nachhaltige Entwicklung, die 17
Ziele im Bereich der Umwelt-, Sozial- und Wirtschaftspolitik
definiert. Ein allgemeines Verbot von Waffenexporten sucht man dort
vergebens. Der Pakt für Migration wird am ehesten dort wirken, wo es
darum geht, "gemeinsame Analysen und den Informationsaustausch [zu]
verstärken, um Migrationsbewegungen... besser zu dokumentieren,
vorherzusagen und zu bewältigen, und gleichzeitig sicherzustellen,
dass die Menschenrechte aller Migranten wirksam geachtet... werden".
Dazu gehören Informationen über Migrationstrends, die Ausstattung
aller Menschen mit einer rechtlichen Identität, damit sie registriert
werden können, die Gewährleistung "effektiver Migrationsverfahren",
der Austausch biometrischer Daten...


Sahra Wagenknecht hält den Migrationspakt für ein Instrument, um
Fachkräfte aus den armen Ländern abzuwerben, das sei "eine neue Art
neokolonialer Ausbeutung". Dieser Aspekt ist in dem Pakt zweifellos
enthalten. Er will u.a. "Vereinbarungen zur Arbeitskräftemobilität mit
sektorspezifischen Standardbeschäftigungsbedingungen entwickeln" (auf
der Basis der ILO-Normen und des internationalen Arbeitsrechts) und
"Wege für eine reguläre Migration überprüfen, mit dem Ziel, die
Abstimmung von Qualifikationen mit dem Arbeitsmarktbedarf zu
optimieren"; "flexible Arbeitsmobilitätsprogramme für Migranten
entwickeln"; "faire und ethisch vertretbare Rekrutierungsmechanismen"
entwickeln.

Doch geht es dem Pakt nicht in erster Linie darum, Abwerbung zu
erleichtern, sondern die Rechte von Migranten in diesem Zusammenhang
zu stärken, die Staaten etwa zu verpflichten, dass sie "dieselben
Arbeitsrechte und denselben Arbeitsschutz gewährleisten, die allen
Arbeitskräften im jeweiligen (Wirtschafts-)Sektor gewährt werden" und
ihnen "sicheren Zugang zu wirksamen Anzeige-, Beschwerde und
Rechtsbehelfsmechanismen" geben. Der Pakt enthält einen umfangreichen
Katalog an Schutzmaßnahmen, zu denen die Staaten angehalten werden
sollen - gegenüber den Raubtiermethoden, die derzeit auf
internationalen Arbeitsmärkten herrschen, wäre dies unzweifelhaft ein
Fortschritt, selbst wenn nur ein bißchen davon umgesetzt würde.

Wagenknecht möchte am liebsten einen internationalen Arbeitsmarkt
verbieten. In der Fernhaltung fremder Arbeitskräfte sieht sie ein
Mittel, um Einheimische vor der Billigkonkurrenz aus dem Ausland zu
schützen. Sie übersieht dabei, dass auf dem Arbeitsmarkt zwei Akteure
auftreten: Unternehmen und Arbeitsuchende. Die Rechte letzterer stärkt
man nicht dadurch, dass man ihnen das Recht auf Freizügigkeit nimmt,
sondern dadurch, dass man sie ausweitet - weltweit. Die Einschränkung
der Personenfreizügigkeit trifft in erster Linie die Arbeitsuchenden,
Unternehmen kommen immer an Arbeitskräfte ran, wenn nicht legal, dann
eben illegal. Diesbezüglich verfolgt der UN-Pakt den richtigen Ansatz.

 * 
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MELDUNG/419: NDR Fernsehen bundesweit erneut meistgesehenes Drittes Programm (NDR)


NDR - Presse aktuell

NDR Fernsehen bundesweit erneut meistgesehenes Drittes Programm



Das NDR Fernsehen war 2018 erneut das meistgesehene Dritte Programm in
Deutschland. Mit einem bundesweiten Marktanteil von 2,5 Prozent - dem
gleichen Wert wie 2017 - war es zudem das einzige Dritte unter den zehn am
meisten eingeschalteten Fernsehprogrammen. Im Norden lag das NDR Fernsehen
2018 wie bereits im Vorjahr noch vor Sat.1 auf Platz 4.

Der Jahres-Marktanteil des NDR Fernsehens in Norddeutschland betrug im
vergangenen Jahr 7,4 Prozent. Auf höhere Werte kamen nur das ZDF, das Erste
und RTL. Im Vergleich zu 2017 sank der Marktanteil um 0,3 Prozentpunkte. Im
Ranking der Dritten in ihren jeweiligen Sendegebieten erreichte das NDR
Fernsehen 2018 gemeinsam mit dem Bayerischen Fernsehen den zweiten Platz
hinter dem MDR Fernsehen (9,1 Prozent Marktanteil). Im Norden haben 2018
täglich 3,44 Millionen Menschen das NDR Fernsehen verfolgt, bundesweit
haben täglich im Schnitt 7,94 Millionen Menschen eingeschaltet.

Frank Beckmann, NDR Programmdirektor Fernsehen: "Die Werte zeigen, dass der
NDR mit seinem vielfältigen Programm beim norddeutschen Publikum fest
verankert ist. Wir haben im vergangenen Jahr viele Ideen auf den Sender
gebracht, manche davon preisgekrönt. Außerdem hat der NDR erneut mit
mehreren investigativen Recherchen einen Schwerpunkt setzen können. Es ist
schön zu wissen, dass die Menschen den NDR als verlässliche
Informationsquelle schätzen."

Die erfolgreichsten Einzelsendungen des vergangenen Jahres waren zwei
Ausgaben von "NDR//Aktuell Extra": Am 26. Februar informierten sich 1,01
Millionen Zuschauer im Sendegebiet über "Schnee und Eis im Norden"
(Marktanteil: 14,7 Prozent), am 29. Mai sahen 880.000 Menschen den Bericht
über "Extremes Wetter in Norddeutschland" (Marktanteil: 16,8 Prozent).
Andere Ausgaben von "NDR//Aktuell Extra" stießen ebenfalls auf großes
Interesse, so zur HSH Nordbank, zum Abstieg des HSV und zum Moorbrand bei
Meppen. Zu den Zuschauer-Highlights gehörten außerdem etwa das Quiz "Kaum
zu glauben!" mit Kai Pflaume sowie aufwendige Dokumentationen wie "Fjorde,
Nordkap und Polarlicht" und "Die Wolga - Seele Russlands". Ihr Publikum
fanden auch der neue Talk "Reinhold Beckmann trifft...", die drei Sendungen
"Linda Zervakis: Alles auf Anfang", die neuen - und letzten - Folgen des
"Tatortreinigers", die Comedy "Jennifer - Sehnsucht nach was Besseres"
sowie das Gerichtsformat "Das soll Recht sein?" mit Ingo Zamperoni, das
anlässlich der ARD-Themenwoche entwickelt wurde. Die Federführung für die
ARD-Themenwoche lag in diesem Jahr beim NDR.

Das Wirtschafts- und Verbrauchermagazin "Markt" war 2018 so erfolgreich wie
noch nie: Im Schnitt sahen Montagabend im Norden 630.000 Menschen zu, der
Marktanteil lag bei 10,5 Prozent. Auch Sendungen aus der 
Wirtschafts-Redaktion wie "Die Tricks mit Milch und Käse" oder "Der große 
Urlaubs-Check" waren sehr gefragt. Zu den beliebtesten regelmäßigen Formaten im NDR
Fernsehen gehörten im vergangenen Jahr zudem das Gesundheitsmagazin
"Visite", das Journal "DAS!", "mareTV", das seine 250. Ausgabe feierte, die
Talksendungen am Freitag, "Expeditionen ins Tierreich" und "NDR//Aktuell"
um 21.45 Uhr. Die abendliche Nachrichtensendung ging u. a. auf die
internationalen investigativen Recherchen ein, die unter Beteiligung des
NDR entstanden waren und 2018 für viel Aufsehen sorgten: "Football Leaks",
"Implant Files" über Medizinprodukte und "CumEx Files" über
steuergetriebene Aktiengeschäfte.

Einen neuen Bestwert erreichten auch die Regionalmagazine um 19.30 Uhr im
NDR Fernsehen: einen Marktanteil von 24,1 Prozent (2017: 23,9 Prozent). Der
Rekordwert von 2017 wurde mit täglich 1,17 Millionen Zuschauerinnen und
Zuschauern im vergangenen Jahr erneut überschritten. Die 30-minütigen
Landesprogramme "Hallo Niedersachsen", das "Schleswig-Holstein Magazin",
das "Nordmagazin" aus Mecklenburg-Vorpommern und das "Hamburg Journal"
laufen von Montag bis Sonntag im NDR Fernsehen.

Auswertungszeitraum: 1.1. - 31.12.2018

2. Januar 2019 / IB

 * 

Quelle:

NDR Presse und Information

Rothenbaumchaussee 132, 20149 Hamburg

E-Mail: presse(at)ndr.de

Internet: www.ndr.de
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MELDUNG/1821: Deutschlandfunk - Was ist finnisch?, 5.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Was ist finnisch?

Eine Recherchereise im Norden Europas

Mit Reportagen von Jenni Roth

Deutschlandfunk 2017

Gesichter Europas

Samstag, 5. Januar 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Weite Wälder, unzählige Seen, lange Winter. Wofür steht Finnland aber
noch? Für Einsamkeit, Saunabesuche und Design? Ist das typisch
finnisch? Es ist erst 100 Jahre her, dass Finnland seine
Unabhängigkeit erlangte. Am 6. Dezember 1917. Anlass nicht nur
zurückzublicken, sondern auch zu verstehen, was Finnland heute
ausmacht. Eine Recherchereise zwischen Helsinki und Rovaniemi.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MELDUNG/1820: "Unter Büchern" - MDR KULTUR startet wöchentliche Literatursendung ab 05.01.2018 (MDR)


"Unter Büchern": MDR KULTUR startet wöchentliche Literatursendung

jeden Samstag von 18 bis 19 Uhr ab 5. Januar 2019



Rezensionen, Interviews und Neuigkeiten aus der regionalen Literaturszene -
MDR KULTUR bündelt im neuen Jahr seine Angebote rund um Literatur in einer
Radiosendung. "Unter Büchern" mit Katrin Schumacher ist jeden Samstag von
18 bis 19 Uhr zu hören. Los geht's am 5. Januar 2019.

Literaturexpertin Katrin Schumacher bringt die Hörerinnen und Hörer in
einer Stunde auf den aktuellen Stand in puncto Buchmarkt - was sind die
wichtigsten Neuerscheinungen, was tut sich in der Literaturszene und
welches Sachbuch sollte man unbedingt mal lesen. "Unter Büchern" will
informieren, unterhalten, anregen. "Wenn der neue Houellebecq erscheint,
besprechen wir ihn. Wenn eine Verlegerin rausgeworfen wird und sich die
Autoren und Autorinnen beschweren, reden wir darüber. Wenn eine besonders
kunstvolle Buchausgabe erscheint, stellen wir sie vor", beschreibt
Schumacher den Anspruch ihrer Sendung.

Zu Wort kommen auch "Büchermenschen" aus dem Sendegebiet: Vorgestellt
werden beispielsweise Buchhändlerinnen und -händler aus Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen, außerdem können die Hörerinnen und Hörer ihre
ganz persönlichen Literaturempfehlungen geben.

In der ersten Sendung am 5. Januar, spricht Katrin Schumacher mit dem
Schriftsteller David Wagner über den antiken Text "Der Goldene Esel" von
Apuleius und dessen deutsche Neuausgabe. Sie blickt schon mal nach
Tschechien, dem Gastland der Leipziger Buchmesse 2019, und stellt Katerina
Tucková vor, eine der erfolgreichsten jungen tschechischen Autorinnen. In
der Sendung geht es auch um ein neues Sachbuch, das vom Glück des Wartens
erzählt. Thema ist außerdem "Mexikoring", der "Krimi des Jahres 2018" von
Simone Buchholz.

Während der Leipziger Buchmesse (21. bis 24. März) können sich die
Hörerinnen und Hörer zudem auf eine dreistündige Live-Sendung "Unter
Büchern" und die Fernsehausgabe der Literatursendung freuen.

Weitere Informationen unter

www.mdr-kultur.de

 * 

Quelle:

Mitteldeutscher Rundfunk

Anstalt des Öffentlichen Rechts

Kantstr. 71 - 73, 04360 Leipzig

Telefon: 0341-3000

E-Mail: Publikumsservice@mdr.de

Internet: https://www.mdr.de
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MUSIK/2800: Deutschlandfunk Kultur - Rhythmus ist Leben, 5.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rhythmus ist Leben

Eine Lange Nacht über das Schlagzeug

Von Egbert Hiller

Lange Nacht

Samstag, 5. Januar 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Leben ohne Rhythmus ist nicht vorstellbar. Das fängt mit dem
Herzschlag an. Mit seinem Einsetzen beginnt das Leben, mit seinem
Verstummen endet es. Der Herz- oder Pulsschlag markiert auch die
Urform des Rhythmus' als musikalische Dimension. Heute kann auf eine
lange Geschichte des Schlagzeugs zurückgeblickt werden. In der "Langen
Nacht" befassen wir uns mit der Wahrnehmung und Wirkung des
Schlagzeugs von der Marsch- und Zirkusmusik bis zu den Trommeln der
Schamanen, von musiktherapeutischen Ansätzen bis zum virtuosen
Schlagzeugspiel eines Martin Grubinger oder Bill Bruford.
Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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DER FILM/421: Hannover - »Dead Man«, von Jim Jarmusch, Kino Lodderbast zu Gast in Cumberland am 16.1.


Pressemitteilung: Schauspiel Hannover

LODDERLAND: »DEAD MAN«

FILM VON JIM JARMUSCH MIT LIVE-MUSIK

KINO LODDERBAST ZU GAST IN CUMBERLAND

MI, 16.01.19, 20:00 UHR, CUMBERLAND



Ein dem Tode geweihter Buchhalter, ein belesener Indianer und grotesk
anmutende Kopfgeldjäger im Wilden Westen - das ist der Stoff, aus dem
die Albträume sind. Kafka hätte sicher seine Freude gehabt an diesem
ausweglosen Treiben. In Jim Jarmuschs Antiwestern Dead man von 1995
geben sich neben der Punk-Ikone Iggy Pop auch Hollywoodgrößen wie
Johnny Depp, Robert Mitchum, John Hurt und Billy Bob Thornton die
Ehre.

Zusammen mit dem Pianisten Malte Hollmann und seinem Elektroprojekt
RBTNK zeigt das Programmkino Lodderbast den atmosphärischen
Schwarzweißfilm als Stummfilm mit Untertiteln und Live-Musik.

 * 

Quelle:

Monatspresse Januar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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ONKOLOGIE/1951: S3-Leitlinie "Aktinische Keratose und Plattenepithelkarzinom der Haut" (idw)


Deutsche Krebsgesellschaft e. V. - 02.01.2019

S3-Leitlinie "Aktinische Keratose und Plattenepithelkarzinom der Haut": Konsultationsfassung online



Die neue S3-Leitlinie "Aktinische Keratose und Plattenepithelkarzinom
der Haut" unter Federführung der Deutschen Dermatologischen
Gesellschaft (DDG) und der Deutschen Krebsgesellschaft (DKG),
vertreten durch die Arbeitsgemeinschaft Dermatologische Onkologie
(ADO), ist ab sofort zur Kommentierung freigegeben.

Die S3-Leitlinie zur aktinischen Keratose und zum
Plattenepithelkarzinom der Haut ist innerhalb der letzten zwei Jahre
im Rahmen des Leitlinienprogramms Onkologie entwickelt worden. An der
Erstellung waren rund 40 ehrenamtlich tätige Fachexperten von
insgesamt 28 Fachgesellschaften und Organisationen beteiligt. Es
wurden über 300 Publikationen systematisch ausgewertet, darunter waren
fast 100 randomisierte kontrollierte Studien und Metaanalysen zur
Therapie von aktinischen Keratosen. Die Koordination des Projektes
erfolgte durch Prof. Dr. med. Carola Berking, Dr. med. Markus Heppt
(beide München), Prof. Dr. med. Ulrike Leiter-Stöppke und Prof. Dr.
med. Claus Garbe (beide Tübingen).

Experten, aber auch Betroffene und Interessierte sind eingeladen, bis
zum 05.02.2019 Verbesserungsvorschläge und Ergänzungshinweise im dafür
vorgesehenen Kommentierungsbogen abzugeben. Neben der Leitlinie steht
auch der vorläufige Leitlinienreport sowie ein Dokument mit den
Evidenztabellen zur Verfügung. Die Leitlinie wurde im Rahmen des
Leitlinienprogramms Onkologie durch die Deutsche Krebshilfe gefördert.
Alle Leitliniendokumente und der Kommentierungsbogen sind verfügbar
unter: 

https://www.leitlinienprogramm-onkologie.de/leitlinien/aktinische-keratosen-und-plattenepithelkarzinom-der-haut/

Das Leitlinienprogramm Onkologie

Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF), die Deutsche Krebsgesellschaft und die Deutsche Krebshilfe haben sich mit dem im Februar 2008 gestarteten
Leitlinienprogramm Onkologie das Ziel gesetzt, gemeinsam die Entwicklung und Fortschreibung sowie den Einsatz wissenschaftlich begründeter und praktikabler Leitlinien in der Onkologie zu fördern
und zu unterstützen. Die Erstellung und Aktualisierung dieser Leitlinien erfolgt durch multidisziplinär besetzte Fachgruppen in Zusammenarbeit mit Patientenvertretern. Mittlerweile umfasst das
Leitlinienprogramm 25 S3-Leitlinien, die zu einem großen Teil auch als laienverständliche Patientenleitlinien vorliegen. Mehr unter http://www.leitlinienprogramm-onkologie.de.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leitlinienprogramm-onkologie.de/leitlinien/aktinische-keratosen-und-plattenepithelkarzinom-der-haut/plattenepithelkarzinom-der-haut/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution477

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Krebsgesellschaft e. V. - 02.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3968: Wie Hirnregionen einander zuhören (idw)


Universität zu Lübeck - 02.01.2019

Wie Hirnregionen einander zuhören

Auditive Kognition: Die Kommunikation von Hirnregionen untereinander
beeinflusst den individuellen Hörerfolg



Die Fähigkeit, einer Person zuzuhören und währenddessen ablenkende
Geräusche und Stimmen auszublenden, ist abhängig davon, wie gut die
Kommunikation von Hirnregionen untereinander auf das aufmerksame Zuhören
eingestellt ist. Eine interdisziplinäre Forschergruppe, bestehend aus
einem Biomedizin-Ingenieur, einer Sprachwissenschaftlerin und einem
Psychologen der Universität zu Lübeck, konnte nun zeigen, dass
erfolgreiches Sprachverstehen in diesen alltäglichen Situationen mit einer
fein abgestimmten Umgruppierung der Hirnnetzwerke einhergeht.

Stellen Sie sich vor, Sie säßen in einem gut besuchten Restaurant. Sie
versuchen, Ihrer Begleitung am anderen Ende des Tisches zuzuhören, während
Sie von der Vielfalt der Geräusche um Sie herum abgelenkt werden. Wir alle
hören zwar in erster Line mit unseren Ohren, aber die Fähigkeit, unsere
Aufmerksamkeit auf einen bestimmten Sprecher zu fokussieren, beruht auf
dem Zusammenspiel von unterschiedlichen Arealen des menschlichen Gehirns.
Wie gut jemand in der Lage ist, trotz schwieriger Bedingungen fokussiert
zuzuhören, ist von Mensch zu Mensch verschieden. Forscher der Universität
zu Lübeck haben nun herausgefunden, dass sich diese Unterschiede zwischen
Individuen über die Unterschiede in der flexiblen Anpassung der
Kommunikation von räumlich getrennten Hirnregionen erklären lassen.

Die Kommunikation in unserem Gehirn wird durch das Zusammenspiel
unterschiedlicher Netzwerke strukturiert. Diese ähneln den uns eher
bekannten Formen von Netzwerken wie beispielsweise denen von
Flugverbindungen zwischen verschiedenen Flughäfen oder auch Verbindungen
zwischen Freunden in sozialen Netzwerken. All diese Netzwerksysteme
bestehen aus vielen einzelnen Knotenpunkten - in unserem Fall den
unterschiedlichen Hirnregionen - und den Verbindungen zwischen diesen
Knotenpunkten.

Eine weitere wichtige Eigenschaft von Netzwerken ist die Bündelung von
Knotenpunkten und Verbindungen in kleinere Einheiten oder "Module". Diese
so genannte "Modularität" eines Netzwerkes ist umso ausgeprägter, je
stärker sich das Gesamtnetzwerk in Gruppen von untereinander eng
verknüpften Knotenpunkten einteilen lässt. Diese Strukturierung der
Hirnnetzwerke erlaubt einen koordinierten und zielgerichteten
Informationsfluss im Gehirn.

Die Lübecker Wissenschaftler der Forschungsgruppe "Auditive Kognition"
haben nun untersucht, inwiefern die Art und Weise, mit der Gehirnregionen
innerhalb des Netzwerks miteinander kommunizieren, mitbestimmend für
unseren Hörerfolg ist.

"Wir nahmen an, dass zur Anpassung an eine schwierige Hörsituation auch
eine entsprechende Anpassung der Kommunikation zwischen den Gehirnmodulen
erfolgen muss", erklärt Co-Studienleiter Dr. Mohsen Alavash. "Dabei haben
wir insbesondere die Aufteilung von größeren Netzwerken in kleinere
Netzwerkmodule untersucht. Wir erwarteten, dass sich die Organisation und
damit die Kommunikation zwischen diesen Netzwerkmodulen in Anpassung an
eine schwierige Höraufgabe verändern würde."

Dazu zeichneten die Forscher die Gehirnaktivität mittels
Magnetresonanztomographie auf, während die Studienteilnehmer entweder
ruhig im Scanner lagen oder ihre Aufmerksamkeit auf einen von zwei
gleichzeitig über Kopfhörer dargebotenen Sprechern richten sollten. Wie
erwartet, waren einige Teilnehmer besser dazu in der Lage, die Worte des
zu folgenden Sprechers wiederzugeben.

Lassen sich die beobachteten Unterschiede in der Fähigkeit, der Sprache
eines bestimmten Sprechers zu folgen, anhand von Unterschieden in der
Kommunikation in Netzwerken des Gehirns erklären? "Wir konnten eine
Veränderung in der Gruppierung von Modulen feststellen, wenn die
Teilnehmer vom Ruhezustand zu der anspruchsvollen Höraufgabe wechselten",
erklärt Co-Studienleiterin Dr. Sarah Tune.

"Personen, bei denen eine stärkere Umstrukturierung der Hirnmodule zu
beobachten war - was wir als bessere neuronale Anpassung an die Aufgabe
deuten - zeigten tatsächlich eine bessere Leistung in der Höraufgabe",
ergänzt Prof. Dr. Jonas Obleser, Leiter der Forschungsgruppe Auditive
Kognition. Die Wissenschaftler konnten zeigen, dass während des
fokussierten Zuhörens nicht nur bekannte Hörregionen beansprucht, sondern
auch Hirnregionen eingebunden wurden, die mit der gezielten Ausrichtung
von Aufmerksamkeit assoziiert sind.

Die Forscher hoffen nun, dass das bessere Verständnis dieser
Umstrukturierung von Hirnnetzwerken und des damit einhergehenden
individuell unterschiedlichen Hörerfolgs zukünftig zu Fortschritten in der
Behandlung von Sprachverständnisschwierigkeiten sowie der
Weiterentwicklung von Hörgeräten beitragen kann.

Originalpublikation:

Alavash M, Tune S, Obleser J (2018) Modular reconfiguration of an
auditory-control brain network supports adaptive listening behavior. Proc
Natl Acad Sci USA, online 26. Dezember 2018. 

DOI: https://doi.org/10.1073/pnas.1815321116

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ipsy1.uni-luebeck.de/forschung/ag-obleser.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution92

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Lübeck - 02.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DEMENZ/419: Tipps vom Alzheimer-Telefon - Einsatz von GPS-Ortung bei Orientierungsschwierigkeiten (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Tipps vom Alzheimer-Telefon

Einsatz von GPS-Ortung bei Orientierungsschwierigkeiten

von Laura Mey, DAlzG



Herr Schmitt wendet sich mit folgendem Anliegen an das
Alzheimer-Telefon: "Mein Vater hat Alzheimer und ist noch sehr
mobil. Er geht gern und oft spazieren. In der letzten Zeit ist es
öfter vorgekommen, dass er sehr lange unterwegs war, da er offenbar
nicht mehr sicher den Weg nach Hause gefunden hat. Wir waren sehr
besorgt und überlegen nun ein Ortungsgerät anzuschaffen, um ihn wenn
nötig zu finden. Können Sie etwas empfehlen?"


"Dieses Anliegen beschäftigt viele Angehörige, denn
Orientierungsprobleme sind eines der häufigsten Symptome bei
Demenzerkrankungen. Der Einsatz eines GPS-Ortungsgerätes kann den
Betroffenen eine Zeit lang helfen, selbstständig ihre gewohnten Wege
zu laufen. Gleichzeitig gibt es den Angehörigen Sicherheit, ihren
demenzkranken Angehörigen zu finden, falls er länger als üblich
unterwegs ist. Wenn möglich, fragen Sie Ihren Vater, ob er damit
einverstanden ist, dass er ein Ortungsgerät mit sich führt.

Wenn ein Ortungssystem nur dafür eingesetzt wird, einem Menschen mit
Demenz weiterhin einen möglichst großen Freiraum zu gewähren, ihm bei
Bedarf aber helfen zu können, handelt es sich nicht um einen
Freiheitsentzug. Anders kann es aussehen, wenn die Personenortung
dafür eingesetzt wird, einen Menschen daran zu hindern, einen Ort zu
verlassen (beispielsweise indem ein Alarm ausgelöst wird). Diese
Praxis gibt es in Pflegeheimen nicht selten. Dort ist dann
möglicherweise eine richterliche Genehmigung für den Einsatz der
Geräte erforderlich.

Es ist gut, dass Sie sich vorab näher informieren, denn nicht jedes
GPS-Ortungsgerät eignet sich gleichermaßen für jede Person. Es ist
wichtig, individuell zu schauen, welches Gerät am besten auf die
jeweiligen Bedürfnisse und Gegebenheiten passt. Derzeit sind Geräte in
Form von Uhren, einer einlegbaren Schuhsohle oder auch Tracker in der
Größe einer Streichholzschachtel erhältlich. Wichtig ist, dass ihr
Vater das geladene Ortungsgerät auch dabei hat, wenn er spazieren
geht, damit Sie im Ernstfall seinen Standort online abfragen können.
Am besten überlegen Sie im Vorfeld, auch zusammen mit Ihrer Mutter, ob
sie es sich zutraut, die Technik zu bedienen. Kenntnisse im Umgang mit
dem Smartphone bzw. Computer sind dabei natürlich von Vorteil.

Wir haben in einer Liste Verschiedene, derzeit am Markt erhältliche
Produkte zusammengetragen - mit Abbildungen und
Herstellerinformationen. Die Liste soll eine Orientierung bieten und
einen Überblick verschaffen, zum Beispiel auch über die Kosten -
Anschaffungskosten plus laufende monatliche Kosten. Sie erhebt nicht
den Anspruch auf Vollständigkeit und stellt auch keine Empfehlung für
einzelne Hersteller oder Produkte dar. Die Liste enthält zusätzlich
eine kurze Einführung in die Funktionsweise von GPS-Ortungssystemen.
Wir verschicken die Technikliste auf Anfrage. Wenn Sie eines dieser
Geräte - oder auch ein anderes Produkt - im Alltag einsetzen, freuen
wir uns übrigens über Ihre Rückmeldung dazu. Ihre Erfahrung geben wir
- natürlich in anonymer Form - gerne an andere pflegende Angehörige
weiter."


Kontakt:

Die Technikliste können Sie per E-Mail bestellen:

info@deutsche-alzheimer.de

Oder rufen Sie das Alzheimer-Telefon an:

030 - 259 37 95 14!

 * 


Alzheimer Info 1/2019

"Ernährung bei Demenz"

Die nächste Ausgabe des Alzheimer Info wird am 11. März 2019
erscheinen. Im Zusammenhang mit Essen und Trinken tauchen bei Menschen
mit Demenz häufig unterschiedliche Fragen auf. Welche Ernährung ist
die richtige bei Demenz? Was kann man tun, wenn jemand zu wenig - oder
zu viel - isst oder trinkt? Wie geht man mit Schluckstörungen um? Wie
kann man die Essenssituation stressfrei gestalten?

Bitte schicken Sie uns dazu Ihre Beiträge, gerne mit Fotos, möglichst
als Datei; maximal eine dreiviertel Seite in einer 12er Schrift (etwa
350 Wörter). Redaktionsschluss ist der 15. Januar 2019.

Auswahl und Kürzungen behält sich die Redaktion vor. Das übernächste
Heft (2/2019), das Ende Mai 2019 erscheint, hat den Schwerpunkt
"Umgang und Kommunikation". Auch hierzu freuen wir uns über Ihre
Beiträge!

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/18, S. 19

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8935: Aus aller Welt - 03.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Macrons Feder wirft das Handtuch

Rund 300 Reden hat Sylvain Fort für Frankreichs Präsident Emmanuel
Macron geschrieben, seit ihn dieser im Mai 2017 zunächst als
Redenschreiber und im Sommer vergangenen Jahres zum Kommunikations-
und Medienberater im Élysée-Palast ernannt hatte. Jetzt kündigte Fort
seinen Rücktritt für Ende Januar an, um sich nach aufreibenden
zweieinhalb Jahren anderen beruflichen und persönlichen Projekten
widmen zu können und vor allem mehr Zeit für seine Familie zu haben.
Der Abschied des engen Vertrauten der ersten Stunde kommt für Macron
zu einem schwierigen Zeitpunkt. Wer soll nun seine umstrittenen
Reformen ins rechte Licht rücken?

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8935: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dreifache Mutter in Silvesternacht tödlich am Kopf getroffen

Im Fall der 39jährigen Mutter von drei Kindern, die während des
Feuerwerks in der Silvesternacht in Schönberg (bei Kiel) durch
Metallsplitter am Kopf getroffen und tödlich verletzt wurde, gehen
die Ermittler inzwischen von einer Schußverletzung aus. Nach der
Obduktion gehe man davon aus, daß es sich bei den Splittern
höchstwahrscheinlich um Patronenteile handele, erklärte die Kieler
Oberstaatsanwältin Birgit Heß am Donnerstag. Die wegen des Verdachts
eines Tötungsdeliktes ermittelnden Behörden suchen jetzt Zeugen.

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8932: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Truppenaufmärsche auf türkischer und syrischer Seite

Während die Türkei weiteres Kriegsgerät an die syrische Grenze
schafft, sind offenbar Hunderte Kämpfer der von Kurden angeführten
Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF) aus der Region Manbidsch
abgezogen. Wie aus einer Mitteilung des syrischen
Verteidigungsministeriums hervorgeht, befindet sich ein Konvoi mit
etwa 400 Kurden auf dem Weg Richtung Euphrat. In Hinblick auf die
drohende türkische Militäroffensive hatten die kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) in der vergangenen Woche die
syrische Regierung um Beistand gebeten. Nur einen Tag später verlegte
Damaskus Truppen in die bislang von Kurden kontrollierten Gebiete im
Norden des Bürgerkriegslandes. Es sei Aufgabe der Regierung, die
staatliche Souveränität auf dem gesamten syrischen Staatsgebiet
sicherzustellen, hieß es.

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8934: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



CSU-Landesgruppenchef Dobrindt wirft Grünen Angstmacherei vor

Unmittelbar vor der heute im Kloster Seeon in Oberbayern beginnenden
traditionellen Klausurtagung der CSU-Landesgruppe forderte Gastgeber
Alexander Dobrindt die Union auf, ihre drei Wurzeln - die
christlich-soziale, die liberale und die bürgerlich-konservative -
wieder gleichberechtigt nebeneinander zu stellen, um allen Bürgern von
der Mitte bis zur demokratischen Rechten eine politische Heimat zu
bieten. Scharfe Kritik übte der Landesgruppenchef an den Grünen, denn
die wollten die Volksparteien zerstören. Die Grünen hätten die Angst
zum Programm erhoben und Verbote, Bevormundung und Besteuerung zu
ihrem Angst-Placebo, sagte Dobrindt.

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8933: Tragisches und Kurioses - 03.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Frachter verliert Hunderte Container vor der friesischen Küste

Auf dem Weg von Antwerpen nach Bremerhaven hat der knapp 400 Meter
lange Containerfrachter "MSC Zoe" in dem schweren Wintersturm
"Zeetje" nahe der ostfriesischen Nordseeinsel Borkum im Grenzgebiet
zu den Niederlanden 270 Container verloren. Nach bisherigen
Kenntnissen soll sich in drei Containern Gefahrgut befinden. Der
Landkreis Leer rief Strandbesucher auf, angeschwemmte Container nicht
zu berühren und Rettungskräfte zu alarmieren. Die übrigen Container
enthalten demnach Autoteile, Spielzeug, Kühlschränke, Möbel,
Fernseher oder Lampen. Auch für den Schiffsverkehr stellen die im
Meer treibenden Container ein großes Risiko dar. Nach Einschätzung
von Hans-Werner Monsees, dem Leiter des Havariekommandos in Cuxhaven,
werden die Bergungsarbeiten noch einige Tage dauern.

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8018: Aus Forschung und Technik - 03.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Chinas Mondsonde Chang'e 4 erfolgreich gelandet

Als erste Nation ist es China gelungen, eine Sonde auf der noch
unerforschten und von der Erde aus nicht sichtbaren Rückseite des
Mondes abzusetzen. Gut drei Wochen nach ihrem Start vom
Weltraumbahnhof Xichang in der südwestchinesischen Provinz Sichuan
ist die Raumsonde Chang´e-4 heute am Aitken-Krater in der Nähe vom
Südpol gelandet. Wenige Minuten später funkte die Sonde bereits die
ersten Bilder von der Mondoberfläche zur Erde. Ein bereits im Mai
vergangenen Jahres in Position gebrachter Übertragungssatellit namens
Queqiao sendet die Signale aus dem Funkschatten zum Aerospace Control
Center in Peking. Das Landemanöver auf der dunklen Seite des Mondes
habe wegen des zerklüfteten Geländes viele Probleme aufgeworfen,
zitierte die Nachrichtenagentur Xinhua Sun Zezhou den Chefdesigner
der Chang'e-4-Sonde von CAST (China Academy of Space Technology). Die
dabei gesammelten Erfahrungen sollen die Grundlage für zukünftige
Forschungen im Weltraum bilden.

Die neue chinesische Landeeinheit verfügt über zwei Kameras und ein
Niederfrequenz-Radiospektrometer, das zur Erkennung des
niederfrequenten elektrischen Feldes des Sonnensturms und zur
Untersuchung des Mondplasmas verwendet wird. An Bord der Sonde
befindet sich ein Roboterfahrzeug, das mit einem Lunar Penetrating
Radar (LPR) und dem Visible and Near-Infrared Imaging Spectrometer
(VNIS) den Boden und die Strukturen um die Landestelle untersuchen
soll. Zudem hat Chang´e-4 Saatgut, Seidenraupeneier und Kartoffeln
geladen. Die an der Mission beteiligten Wissenschaftler wollen
prüfen, ob der Aufbau eines Ökosystems in einer geschlossenen
Umgebung bei der niedrigen Schwerkraft des Erdtrabanten möglich ist.

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8031: Aus aller Welt - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Abgabepflicht für unverkäufliche Lebensmittel in Tschechien

Das Verfassungsgericht in Brno hat am Mittwoch nach Angaben einer
Sprecherin das tschechische Gesetz bestätigt, wonach Supermärkte ab
einer Verkaufsfläche von 400 Quadratmetern unverkäufliche
Lebensmittel kostenlos an Hilfsorganisationen abgeben müssen. Die
Richter wiesen die Klage von 25 Senatsabgeordneten gegen die geltende
Regelung mit Verweis auf die tschechische Grundrechte-Charta ab,
wonach Eigentum verpflichtet. Außerdem beriefen sich die
Verfassungshüter auf die weltweiter Bemühungen,
Lebensmittelverschwendung einzudämmen. Die klagenden Abgeordneten
hatten die Pflicht zur Lebensmittelabgabe als unzulässigen Eingriff
in Eigentumsrechte angesehen und sie als kommunistische Praxis
bezeichnet. Bei Verstoß gegen die Abgabepflicht droht eine Geldstrafe
von umgerechnet bis zu 390.000 Euro.

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7990: Medizin und Gesundheitswesen - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutliche Zunahme bei den Gewebespenden

Beim Spenden von Organen tun sich die Bundesbürger schwer, beim
Spenden von Geweben nicht. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete,
haben im letzten Jahr 2711 Menschen in Deutschland Gewebe gespendet.
Das waren 16 Prozent mehr als im Jahr davor. Insgesamt konnten 5544
Transplantate verpflanzt werden, darunter 3661 Hornhauttransplantate,
173 Herzklappen und 75 Blutgefäße. Insgesamt gingen 35.992 Meldungen
potentieller Spender bei der Deutschen Gesellschaft für
Gewebetransplantation (DGFG) ein.

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8019: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Strenge Waffengesetze lassen Mord- und Suizidraten sinken

Politikwissenschaftler vom Geschwister-Scholl-Institut der
Ludwig-Maximilians-Universität in München (LMU) haben den
Zusammenhang zwischen dem Waffenrecht in westeuropäischen Ländern und
der Zahl von Morden und Suiziden untersucht. Demnach sinkt die Zahl
der Tötungen mit der Strenge der Gesetzgebung und der entsprechend
geringen Verfügbarkeit von Schußwaffen deutlich. Das gilt auch für
Fälle von Mord und Suizid, bei denen keine Schußwaffe eingesetzt
wurde. Unter den 16 untersuchten Ländern stach Großbritannien als
besonders restriktiv hinsichtlich Schußwaffen hervor. Die Schweiz und
Finnland erwiesen sich als liberal. Die LMU-Forscher hatten bei ihrer
Untersuchung Faktoren berücksichtigt wie das gänzliche oder
eingeschränkte Verbot von Waffenbesitz, persönliche Voraussetzungen,
welche ein Waffenhalter erfüllen muß, und welchen Auflagen er
nachkommen muß. Die Studie bezieht sich auf die Jahre 1980 bis 2010.

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7942: Sprache, Kunst und Medium - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Austritt der USA und Israels schwächen die Unesco finanziell

Wie bereits im Spätherbst 2017 angekündigt, haben die USA und Israel
mit dem Jahreswechsel der Unesco auch offiziell den Rücken gekehrt.
Der Prozeß wurde bereits vor über einem Jahr eingeleitet, nachdem 2011
von beiden Ländern die vereinbarten Mitgliedsbeiträge an die
UN-Organisation eingestellt worden waren.

Weil die in Paris ansässige Unesco früher wiederholt Resolutionen
anderer Mitgliedsstaaten angenommen hatte, die Israels Vorgehen gegen
die Palästinenser verurteilten, hieß es aus Jerusalem und Washington,
die Unesco unterstütze eine anti-israelische Stimmung. Ferner
mißbilligten die Staatsoberhäupter beider Staaten Kritik an der
Besetzung Ost-Jerusalems durch israelische Streitkräfte. Israel
scheint zu versuchen, Jerusalem als zukünftige israelische Hauptstadt
zu etablieren.

Die Spannungen hatten bereits mit der Aufnahme der Altstadt von Hebron
und anderer historischer Stätten in den Palästinensergebieten in die
Welterbeliste der Unesco begonnen. Die Anerkennung Palästinas 2011 als
UN-Vollmitglied hatte die Zwistigkeiten verschärft.

Natürlich trifft der Austritt der USA, die fast 70 Jahre lang Mitglied
waren, die Unesco hart. Als reichstes Land der Erde hätten die USA
eigentlich 22 Prozent des Budgets zahlen müssen. Aber allein in den
letzten beiden Jahren blieb es 146 Mio. Dollar schuldig.

3. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8009: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Streitkräfte Nigers melden Tod Hunderter Boko-Haram-Milizen

Die Luftwaffe der afrikanischen Republik Niger hat nach Angaben des
Verteidigungsministeriums in Niamey mehr als 200 mutmaßliche Kämpfer
der islamistischen Miliz "Boko Haram" am Tschadsee in der Grenzregion
zu Nigeria getötet. Zudem hieß es im Staatsfernsehen des Landes,
Bodentruppen hätten bei Kämpfen weitere 87 Milizionäre getötet.
Eigene Verluste der Streitkräfte wurden nicht gemeldet. Die
Militäroffensive hatte am 28. Dezember begonnen. "Boko Haram" ist
hauptsächlich im Norden Nigerias aktiv. Die Gruppierung strebt dort
seit rund neun Jahren die Errichtung eines dirigistischen Staates mit
islamistischer Gesetzgebung an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8023: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundessicherheitsrat genehmigt Export von Fregatte nach Ägypten

Der Bundessicherheitsrat hat kurz vor dem Jahreswechsel den Export
einer Fregatte vom Typ Meko 200 nach Ägypten genehmigt. Das geht aus
einer aktuellen Liste des geheim tagenden Gremiums hervor, von der Der
Spiegel am Mittwoch berichtete. Demnach soll Ägyptens Marine in den
nächsten Jahren eine weitere von ThyssenKrupp gebaute Fregatte
erhalten. Das seit 2013 von dem Putschisten und Ex-Militär Abdel
Fattah el-Sisi geführte Ägypten interveniert an der Seite
Saudi-Arabiens im Bürgerkrieg im Jemen. In ihrem Koalitionsvertrag
hatten Union und SPD noch ausgeschlossen, Staaten mit Waffen zu
beliefern, die sich am Krieg im Jemen beteiligen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7992: Tragisches und Kurioses - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Frachter verliert vor der deutschen Nordseeküste 270 Container

Auf dem Weg vom belgischen Antwerpen nach Bremerhaven hat ein großer
Frachter im Sturm rund 270 Container aus der Decksladung verloren.

Laut Havariekommando warnte die MSC-Reederei vor angeschwemmten oder
offenen Containern, die Gefahrgut enthalten können.

Während einige Container zu den niederländischen Inseln Terschelling
und Vlieland trieben, sind weitere auf Borkum gestrandet. Auch dort
wurde davor gewarnt, Strandgut anzufassen, wie NDR Niedersachsen
berichtete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8020: Arbeit, Soziales und Familie - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



UNHCR bilanziert im Mittelmeer ertrunkene Bootsflüchtlinge

Das Flüchtlingshilfswerk UNHCR hat für das vergangene Jahr 2262 im
Mittelmeer ertrunkene oder seit der Überfahrt vermißte
Bootsflüchtlinge registriert. 113.458 Frauen, Männer und Kinder
erreichten europäische Küsten. 2017 starben 3139 Menschen oder
blieben verschollen. 172.301 kamen in Europa an. Die meisten
Flüchtlinge wollen statt nach Griechenland und Italien inzwischen
nach Spanien übersetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8001: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Vorläufiges Aus für Ocean-Cleanup

Es wäre so schön gewesen, wenn der Plastikmüll-Fänger Ocean-Cleanup
ein Erfolg gewesen wäre. Leider kam es anders. Wie dpa meldete, soll
das Gerät nach weniger als drei Monaten im Pazifik beschädigt wieder
an Land geschleppt werden. Der Grund: Ein 18 Meter langes Endstück
hatte sich von der Anlage gelöst, weil Materialermüdung und starke
örtliche Beanspruchung es überbeansprucht hatten. Schon vorher hatte
der Müll-Fänger nicht gut funktioniert. Erst vor ein paar Wochen
hatte sich gezeigt, daß die Anlage das eingesammelte Plastik nicht
festhalten konnte. Nun hofft man von seiten der Initiative, daß an
Land alle Probleme beseitigt werden können, so daß Ocean-Cleanup
endlich die ihm gestellte Aufgabe bewältigen kann.

3. Januar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8008: Märkte und Finanzen - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Ökostromanteil am Strommix 2018 über 40 Prozent

Im vergangenen Jahr wurden in Deutschland 219 Terrawattstunden
Ökostrom produziert. Damit erreichte dieser einen Anteil am Strommix
von 40,3 Prozent der gesamten Nettostromerzeugung, wie
Wissenschaftler des Fraunhofer-Instituts für Solare Energiesysteme
(ISE) berechneten. Gegenüber 2017 legte Ökostrom um 4,3 Prozent zu,
wobei Solarenergie auf einen Zuwachs von 16 Prozent kam. Die
Produktion von Steinkohle-, Gas- und Wasserkraftwerken ist
zurückgegangen. Die der besonders klimaschädlichen
Braunkohlekraftwerke lag mit produzierten 131 Terrawattstunden und
einem Anteil von 24,1 Prozent zwei Prozent unter dem Vorjahresniveau.
Demgegenüber wurde für die Windenergie ein Anteil von 20,4 Prozent
berechnet. Den ISE-Daten liegen Angaben der Strombörse EEX, der
Netzbetreiber und des Statistischen Bundesamts zugrunde. Demnach
wurden über 45 Terrawattstunden ins Ausland abgeleitet. Für den
Export sind besonders die nahe der Grenze zu den Niederlanden
liegenden Braunkohlekraftwerke von RWE prädestiniert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8024: Aus Forschung und Technik - 03.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Massive Sicherheitslücke bei Bluetooth entdeckt

Vorsicht bei der Verwendung von Bluetooth! Forscher aus Darmstadt
haben massive Sicherheitsmängel beim Einsatz von Bluetooth entdeckt.
Betroffen sind laut t-online.de das Apple iPhone 6, das Google Nexus
5 und auch das Macbook Pro 2016. Ende Dezember hatte Jiska Classen
von der Forschungsgruppe für Mobilfunksicherheit an der Technischen
Universität Darmstadt und Dennis Mantz von der Heidelberger
IT-Sicherheitsfirma ERNW auf dem Kongreß des Chaos Computer Clubs
(CCC) in Leipzig demonstriert, wie sie über Bluetooth Schadcodes an
Handys mit Chips des Herstellers Broadcom schickten. Dafür knackten
die Wissenschaftler die Software zur Steuerung des Bluetooth-Chips,
veränderten sie und schickten Befehle an andere Smartphones. Die
neuesten Bluetooth-Chips von Broadcom sollen nicht betroffen sein.
Classen empfahl allen Nutzern von Smartphones, die vor 2017 auf den
Markt kamen und einen Broadcom-Chipset haben, Bluetooth auszuschalten
und nicht mehr zu verwenden.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2118: Bolsonaro - Brasiliens Demokratie auf der Kippe


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Januar 2019

Bolsonaro: Brasiliens Demokratie auf der Kippe



Zum Amtsantritt von Jair Bolsonaro als neuer Präsident Brasiliens
erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die Entwicklung in Brasilien gibt Anlass zu großer Sorge. Indem
Bolsonaro in seinen ersten Stunden als Präsident per Dekret dem
Landwirtschaftsministerium die Zuständigkeit über indigenes Land
übertragen hat, hat er den Schutz von Landgebieten indigener Völker
beinahe komplett unmöglich gemacht. Dass der Agrarlobby die
Bewirtschaftung des Regenwaldes geöffnet wird, hat weitreichende
negative Konsequenzen für den Klimaschutz. Besorgniserregend ist
zudem, dass die Überwachung internationaler
Nichtregierungsorganisationen dem Regierungsministerium unterstellt,
das Waffengesetz liberalisiert, der neue Mindestlohn niedriger
eingestuft als es zuvor vom Kongress verabschiedet wurde und der Kampf
gegen Homo- und Transphobie aus der Liste der staatlichen
Menschenrechtspolitik gestrichen wurde.

Brasiliens neue Regierung lässt keinen Zweifel daran, dass sie
Bolsonaros gefährliche Wahlversprechen auch schnellstmöglich umsetzen
will. Daher ist es nun umso wichtiger, dass die internationale
Gemeinschaft die Menschen Brasiliens in ihrem Kampf gegen Ausgrenzung,
Hass und für die Demokratie nicht alleine lässt und Bolsonaros Kurs
nicht tatenlos gegenübersteht. Brasiliens Indigene, Minderheiten, die
LGBTQI-Community, JournalistInnen, AktivistInnen und alle kritischen
Stimmen der brasilianischen Zivilgesellschaft müssen sich mehr denn je
auf unsere Solidarität und Unterstützung verlassen können.

Die Bundesregierung muss die neue Menschenrechts- und Klimapolitik
klar und kritisch adressieren und die Fortsetzung der strategischen
Partnerschaft, etwaige Regierungskonsultationen, aber auch den
möglichen Abschluss eines Freihandelsabkommens der EU mit Brasilien
von der Einhaltung internationaler Verpflichtungen abhängig machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2851: Katrin Göring-Eckardt zur Debatte um den Netzausbau


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Januar 2019

Zur Debatte um den Netzausbau erklärt Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:



"Die Digitalpolitik dieser Regierung ist ein einziges großes Funkloch.
Sie sagt, sie will, macht aber nichts. Dobrindt war in der vergangenen
Legislaturperiode für den Netzausbau verantwortlich und hatte
versprochen, dass es bis 2018 keine Funklöcher mehr gibt. Tatsächlich
hat er beim Netzausbau komplett versagt und die Menschen auf dem Land
im Stich gelassen. Das rächt sich jetzt.

Auch von Peter Altmaier kommen jetzt nur mahnende Worte. Die sind
nichts wert, solange die Regierung vor den Mobilfunkenkonzernen
kuscht. Die Konzerne interessiert mehr der schnelle Profit, als das
schnelle Netz.

Es braucht überall ein schnelles Netz - an jedem Landgasthof, in jedem
Dorfladen, damit keine Region abgehängt wird. Dazu braucht es einen
Rechtsanspruch auf einen schnellen Breitband-Internetanschluss für
alle Bürger schon in diesem Jahr. Wer keinen oder einen nur sehr
langsamen Internetanschluss hat, muss das Recht bekommen, dass vor Ort
ausgebaut werden muss."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7869: Heute im Bundestag Nr. 003 - 03.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 3

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 3. Januar 2019, Redaktionsschluss: 12.13 Uhr

1. Terrorismusverfahren beim GBA

2. Einflussnahme auf Gesetzesvorhaben

3. Duftstoffe in Wasch- und Reinigungsmitteln

4. Keine Zahlen zu Schäden in Wäldern

5. Kupferpräparate in der Landwirtschaft

6. Novellierung des Tierzuchtrechts



1. Terrorismusverfahren beim GBA

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Wie viele Verfahren 2018 bei der
Generalbundesanwaltschaft mit Bezug zu nichtislamistischem und
islamistischem sowie rechts- und linksterroristischem Terrorismus
eingeleitet wurden, will die Fraktion Die Linke von der
Bundesregierung wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/6595) schreibt
sie, laut Medienberichten prognostiziere der Generalbundesanwalt bis
Ende des Jahres 2018 zwischen 1.300 und 1.400 neue
Ermittlungsverfahren wegen Terrorismusverdachts. Im Jahr 2017 seien es
laut Angaben der Bundesregierung (19/184) noch 1.119 gewesen. Davon
hätten 234 Verfahren einen Bezug zum sogenannten "islamischen Staat",
151 zum internationalen, nichtislamistischen Terrorismus und sechs zu
Rechtsterrorismus in Deutschland. Weiter wollen die Fragesteller
wissen, wie viele der Verfahren an Staatsanwaltschaften der Länder
abgegeben wurden.

 * 

2. Einflussnahme auf Gesetzesvorhaben

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktion Die Linke hat zwei weitere Kleine
Anfragen an die Bundesregierung gerichtet, die mögliche Einflussnahme
Dritter auf Gesetzentwürfe zum Thema hat. Die inhaltlich nahezu
identischen Anfragen 19/6581 und 19/6587 beziehen sich auf die
Bundesratsdrucksachen 432/18 und 505/18. Darin heißt es, grundsätzlich
seien der Austausch der Bundesregierung mit externen Dritten und
gegebenenfalls die Berücksichtigung der im Laufe der Erstellung von
Gesetzentwürfen geäußerten Stellungnahmen wichtig. Dies müsse nur für
den Bundestag als Gesetzgebungsorgan und nicht zuletzt auch für die
Öffentlichkeit ersichtlich sein. Der Bundestag könne nach Auffassung
der Fragesteller erwarten, dass die Bundesregierung dies auch von sich
aus offenlegt. Zudem sollte es sich ohnehin aus der Gesetzesbegründung
ergeben. Konkret wollen die Fragesteller unter anderem wissen, welche
Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt der
Gesetzesvorhaben bei der Bundesregierung eingegangen sind und nach
welchen Kriterien Verbände, Fachkreise, Unternehmen, Organisationen,
Institutionen oder sonstige externe Dritte in den Verbändeanhörungen
beteiligt waren und welche Vorschläge Eingang in die Gesetzentwürfe
gefunden haben.

 * 

3. Duftstoffe in Wasch- und Reinigungsmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Rund 9.000 Tonnen Duftstoffe sind im Jahr 2015 in
Wasch- und Reinigungsmitteln verwendet worden. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/6578) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6217) zu den schädlichen
Auswirkungen von Duftstoffen auf die Menschen hervor. Die Angabe
stützt sich auf den Bericht des Industrieverbandes Körperpflege- und
Waschmittel e. V "Nachhaltigkeit in der Wasch-, Pflege- und
Reinigungsmittelbranche in Deutschland 2015 bis 2016". Weiter heißt es
dazu, dass das Bundesministerium für Gesundheit den Aufbau eines
Allergieinformationsdienstes fördert, um die Bevölkerung besser über
Allergien zu informieren. Ein entsprechendes Online-Portal soll zur
Prävention und Versorgung bei Allergien möglichst umfassende,
qualitätsgesicherte, nachhaltige und unabhängige Informationen
anbieten. Die Webseite ist abrufbar unter [1].
 *

4. Keine Zahlen zu Schäden in Wäldern

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Belastbare Zahlen über das Ausmaß der Schäden in den
heimischen Wäldern aufgrund der anhaltenden Trockenheit im letzten
Jahr und infolge der Stürme in den zurückliegenden beiden Jahren
liegen für das Bundesgebiet bislang nicht vor. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/6565) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6255) hervor. Weiter heißt es, dass es vom weiteren
Verlauf der Witterung abhänge, wie groß das Gesamtschaden sein wird.
Sturmschäden in der Forstwirtschaft würden in der Regel weitere
Schäden, zum Beispiel durch Käferfraß, nach sich ziehen. Diese
Folgeschäden würden in der Intensität und Dauer von weiteren Faktoren
abhängen, die im Vorhinein nicht zu prognostizieren sind, erläutert
die Regierung.

 * 

5. Kupferpräparate in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Kupferhaltige Pflanzenschutzmittelwirkstoffe sollen
den Landwirten weiterhin zur Verfügung stehen. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/6563) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6254) zum Einsatz kupferhaltiger Präparate als
Pflanzenschutzmittel gegen Pilzkrankheiten in landwirtschaftlichen
Kulturen hervor. Dazu heißt es weiter, dass die Regierung einer
weiteren Genehmigung von kupferhaltigen
Pflanzenschutzmittelwirkstoffen auf EU-Ebene zustimmen will.
Gleichzeitig müsse mithilfe von Praxisversuchen und
Forschungsprojekten versucht werden, die Menge an Kupfer im
Pflanzenschutz zu reduzieren. Nach Einschätzung der EFSA (Europäische
Behörde für Lebensmittelsicherheit) habe der Einsatz von
Kupferpräparaten in der Landwirtschaft negative ökotoxikologische
Auswirkungen. In Deutschland werde aufseiten des ökologischen sowie
des konventionellen Landbaus eine Kupferminimierungsstrategie
verfolgt, die maximal drei Kilogramm pro Hektar und Jahr für alle
Kulturen erlaube. Nur für Hopfen gelte eine Ausnahme von vier
Kilogramm pro Hektar und Jahr. Im Gemüsebau seien in der Regel zwei
Kilogramm pro Hektar und Jahr gestattet. Nach Einschätzung der
Behörden sollen im ökologischen Landbau zurzeit keine Alternativen zur
Verfügung stehen.

 * 

6. Novellierung des Tierzuchtrechts

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Gesetz- und Referentenentwürfe des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) und die
dazu eingegangenen Stellungnahmen können auf der Internetseite des
BMEL abgerufen werden. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/6632) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5969) zur
Einflussnahme auf den Gesetzentwurf zur Neuordnung des Tierzuchtrechts
durch Dritte hervor. Die Informationen dazu sind abrufbar unter [2].


Anmerkungen:

[1] www.allergieinformationsdienst.de

[2] https://www.bmel.de/DE/Service/Gesetze-Verordnungen/_Texte/NeuordnungTierzuchtrecht.html

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 3 - 3. Januar 2019 - 12.13 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1804: Regierungspressekonferenz vom 2. Januar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 2. Januar 2019

Regierungspressekonferenz vom 2. Januar 2019

Themen: Vorfälle in Amberg und Bottrop, technischer Defekt an einem
Airbus der Flugbereitschaft der Bundeswehr, Änderungen im
Bundesnaturschutzgesetz, Schutzzone in Nordsyrien, Hardwarenachrüstungen
bei Diesel-Pkw, Seenotrettung, Stationierung von A400M-Transportflugzeugen
in Lagerlechfeld, Porträt des ehemaligen Staatssekretärs des
Bundeskanzleramtes Hans Globke, in der Türkei inhaftierte deutsche
Staatsangehörige, völkerrechtliche Bewertung der türkischen
Militäroffensive in Afrin, 60 Jahre kubanischer Revolution


Sprecher: SRSin Fietz, Schmidt (BMI), Fähnrich (BMVg), Klein (BMU),
Bürgelt (BMEL), Friedrich (BMVI), Breul (AA),



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Frau Fietz, eine Frage an Sie und auch an den Vertreter vom BMI:
Würden Sie die Ereignisse in Amberg als Hetzjagd bezeichnen? Wie ist da
Ihre Haltung beziehungsweise die Haltung Ihrer jeweiligen Chefs?

SRSin Fietz: Die Bundesregierung hat die Tat von Amberg, aber auch die Tat
in Bottrop mit Bestürzung zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich möchte ich
sehr deutlich dazu sagen, dass in Deutschland kein Platz ist für
Extremismus, Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz, ganz egal, von welcher
Seite dies kommt.

Die Bundesregierung wird alles daransetzen, Extremismus,
Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz mit allen Mitteln des Rechtsstaates
kompromisslos und unnachsichtig zu bekämpfen. Zu diesem Zwecke ist es wenig
sinnvoll, jetzt auf Begrifflichkeiten einzugehen oder semantische Debatten
zu führen. Die Vorgänge in Amberg und Bottrop sind entsetzliche
Vorkommnisse, die von den Ermittlern jetzt aufgeklärt werden müssen und von
der Justiz geahndet werden müssen. Jedes dieser Ereignisse ist für sich
genommen schwierig genug. Jede Art von Gewalt ist zu verurteilen.

Schmidt: Der Minister hat erklärt, dass beide Ereignisse mit aller
Entschiedenheit und Härte des Gesetzes aufzuklären und zu verfolgen sind.
Es ist jetzt Aufgabe der örtlich zuständigen Ermittlungs- und
Justizbehörden, dies zu tun. Im Übrigen kann ich mich da nur anschließen:
Es sind verabscheuungswürdige Taten, die wir so nicht tolerieren können und
die mit der gesamten Härte des Gesetzes und der Justiz aufgearbeitet und
bestraft werden müssen.

Zusatzfrage: Was ist der Unterschied zu den Ereignissen in Chemnitz, bei
denen Ihr Kollege Herr Seibert sofort gesagt hat, das sei eine Hetzjagd
gewesen?

SRSin Fietz: Die Ereignisse in Chemnitz sind an dieser Stelle und auch
anderswo hinreichend besprochen worden. Dem habe ich eigentlich nichts
hinzuzufügen.

Es bleibt dabei, dass Gewalt jeglicher Art, egal, von welcher Seite sie
kommt, zu verurteilen ist und mit allen Mitteln des Rechtsstaates zu
verfolgen ist. Semantische Debatten helfen uns da nicht weiter.

Frage: Herr Seehofer hat gesagt, es müssen jetzt noch härtere Gesetze
beschlossen werden. a) Haben wir nicht genug Gesetze? Werden sie praktisch
nicht zeitnah umgesetzt? b) Wie könnten diese härteren Gesetze denn
aussehen?

Schmidt: Natürlich ist man mit dem Ruf nach gesetzlichen Maßnahmen immer
schnell bei der Hand. Was der Minister hier ganz konkret meinte, ist, dass
wir bereits an einem Entwurf zum Zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung
der Ausreisepflicht arbeiten. Dieses Gesetz wird in der Tat Veränderungen
im aufenthaltsrechtlichen und ausreiserechtlichen Bereich enthalten und
soll Probleme lösen, die wir gemeinsam mit den zuständigen
Ausländerbehörden identifiziert haben, um eine bessere Durchsetzung der
Ausreisepflicht zu ermöglichen.

Dieses Gesetz ist im Moment noch in der politischen Abstimmung und wird in
Kürze in die Ressortabstimmung gehen. Das ist das, worauf der Minister an
diesem Punkt angespielt hat.

Frage: Es gibt doch eigentlich eine Reihe von Gesetzen, die zum Beispiel
eine Ingewahrsamnahme für einen gewissen Zeitraum zulassen. Können Sie
konkreter sagen, wie das besser durchgesetzt werden soll?

Schmidt: Da bitte ich Sie um Verständnis: Dem Gesetzesentwurf, den wir
machen wollen und der dann politisch und fachlich diskutiert werden soll,
möchte ich hier nicht vorgreifen. Aber richtig ist in der Tat, dass es eine
ganze Reihe von konkreten Vorschlägen geben wird, die dazu führen sollen,
dass wir eine Verbesserung der Durchsetzung erreichen. Da möchte ich Sie
bitten, das noch ein bisschen abzuwarten. Sobald wir mit den Abstimmungen
fertig sind, werden wir die Öffentlichkeit dazu informieren.

Frage: Die Zahl der Abschiebungen stagniert auf dem Level von ungefähr 26
000 pro Jahr. Glauben Sie, dass mit dem Gesetz, das Sie da vorhaben, die
Zahl deutlich steigen wird? Ist das Ihr Vorhaben, Ihr Ziel?

Es gab aus dem Bundesrat die Forderung von Frau Dreyer, dass sich der
Minister eher um Rücknahmeabkommen kümmern sollte. Gibt es dazu eine
Reaktion von Ihrer Seite?

Schmidt: Ich glaube, das können wir jetzt nicht auf eine dieser Maßnahmen
oder dieser Forderungen zuschneiden. Das ist sicherlich ein Gesamtpaket,
das gemacht und bearbeitet werden muss. Auch die Rücknahmeabkommen oder
Verhandlungen mit rücknahmewilligen oder -unwilligen Staaten gehören
natürlich zu diesem Gesamtpaket, das gemacht und bearbeitet werden muss.
Aber da jetzt eine Maßnahme im Schwerpunkt zu benennen, davon würde ich
abraten. Ich glaube, es ist nicht seriös, jetzt zu sagen, diese oder jene
einzelne Maßnahme führt hier ausdrücklich zum Erfolg, sondern es ist ein
Gesamtpaket, das wir hier im Auge haben müssen und das unter anderem auch
mit diesem Gesetzesentwurf unterstützt werden soll.

Zusatzfrage: Wird es 2019 mehr Abschiebungen geben als 2018?

Schmidt: Hätte ich meine Glaskugel dabei, könnte ich es Ihnen sagen. Ich
weiß es nicht. Das ist eine Frage, die sich natürlich nicht ad hoc
beantworten lässt.

Natürlich ist es ein Ziel, rechtssicher die Aufenthaltsbeendigung in
unserem Staat durchzusetzen. Denn wir können uns die ganze Übung sparen,
wenn wir nicht rechtssicher, rechtmäßig beendete Aufenthalte hier
tatsächlich auch beenden können. Es ist sicherlich ein Ziel, da für
Glaubhaftigkeit und Glaubwürdigkeit zu sorgen, das zu tun. Aber ob am Ende
die Zahl dadurch steigen wird, stagnieren wird oder fallen wird, das ist
wirklich eine Spekulation, die wir an dieser Stelle nicht anstellen können.

Frage: Herr Schmidt, wann wird denn Herr Seehofer voraussichtlich diesen
Entwurf vorlegen? Es war ja für Anfang dieses Jahres angekündigt.

Welche Rolle spielen verfahrensrechtliche Hindernisse, fehlende Passpapiere
usw., bei Ihren Überlegungen? Wie weit fühlt sich der Minister durch die
Ereignisse von Amberg in seinen Überlegungen bestärkt?

Schmidt: Ich glaube, den Äußerungen des Ministers am gestrigen Tag können
Sie schon entnehmen, dass er sich durch beide Ereignisse - sowohl Amberg
als auch Bottrop - in seinem Kurs, diese Vorschläge zu machen, bestärkt
fühlt.

Ganz konkret zum zeitlichen Horizont kann ich Ihnen sagen, dass innerhalb
der nächsten Wochen das Gesetz, nachdem einige politische Gespräche noch
geführt worden sind, in die Ressortabstimmung gehen soll.

Frage: Herr Schmidt, wird es denn als Reaktion auf die Ereignisse von
Bottrop gesetzliche Maßnahmen geben?

Schmidt: Das kann ich Ihnen hier im Moment nicht beantworten. Ich denke,
das ist im Bereich der Allgemeinkriminalität einzuordnen. Ich kann nicht
erkennen, ob es da bereits Maßnahmenforderungen gegeben hat.

Beide Ereignisse zeigen aber aus unserer Sicht, dass wir dringend daran
arbeiten müssen, gesellschaftliche Akzeptanz und gesellschaftliches
Verständnis für verschiedene Dinge hier in unserem Staat zu steigern. Beide
Ereignisse zeigen auch, dass über die Allgemeinkriminalität hinaus
offensichtlich etwas in Schieflage geraten ist, was die Diskussion um
Migration und Integration angeht. Wir wollen für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt auch daran arbeiten, das zu verbessern.

Ob das im konkreten Fall von Bottrop zu Einzelforderungen nach gesetzlicher
Verschärfung führt, weiß ich nicht. Ich denke aber, dass dies sicherlich
kein Fall ist, bei dem man in erster Linie darüber nachdenkt, das zu tun.

Zusatzfrage: Sie würden das nicht als Terror klassifizieren?

Schmidt: Nein.

Zusatzfrage : Warum nicht?

Schmidt: Das ist eine einzelkriminelle Tat, die allerdings in ihrem
Hintergrund jetzt noch weiter aufgeklärt werden muss. Das ist Aufgabe der
zuständigen Ermittlungsbehörden. Das werden diese tun. Danach können wir
sicherlich auch eine genaue Bewertung zu dieser Tat erlangen.

Frage: Herr Schmidt, hat denn die Tat in Bottrop eine politische Dimension
für die Bundesregierung?

Schmidt: Das sehen Sie ja schon daran, dass wir hier darüber reden.

Zusatz: Der Täter scheint einen rechtsextremen Hintergrund zu haben. Er
sagte der Polizei, dass die vielen Ausländer ein Problem in Deutschland
seien, das er lösen wolle.

Schmidt: Der genauere Hintergrund des Täters wird aktuell ermittelt. Diese
Ermittlungen müssen wir abwarten. Dann können wir uns sicherlich dazu näher
äußern.

Frage: Ich hätte eine Frage ans Bundesverteidigungsministerium. Ende
Dezember hatte die Bundeswehr in einem Untersuchungsbericht bezüglich der
Vorfälle um die Regierungsmaschine am 29. November die Hauptverantwortung
der Lufthansa zugeschoben. Diese hat wiederum umgehend dementiert und
gesagt, sie habe ihrer Informationspflicht Folge geleistet.

Wie ist denn da jetzt der aktuelle Stand? Trägt aus Sicht des Ministeriums
die Bundeswehr oder die Lufthansa die Hauptverantwortung?

Fähnrich: Dazu haben wir uns schon zwischen den Jahren beziehungsweise kurz
vor Weihnachten geäußert. Die Hauptursache für den Abbruch des Fluges ist
immer noch der Ausfall eines elektronischen Gerätes. Dann ist es Usus, dass
dieses Flugzeug weiter untersucht wird, im Bereich der Elektronik
Untersuchungen stattfinden. Das hat man gemacht, und da hat man
festgestellt, dass Dokumentationen nicht ganz vollständig waren. Diese
wurden bis jetzt nachgeholt, aber es bleibt und ist der Tatbestand, dass
die Ausfallursache immer noch das Bauteil ist.

Zusatzfrage: Aber die Lufthansa war in ihrem Dementi relativ deutlich und
hat gesagt, sie sei nach Einbau dieses digitalen Kommunikationssystems
allen Informationspflichten nachgekommen. In dem entsprechenden
Untersuchungsbericht der Bundeswehr wird sehr explizit auf die Lufthansa
verwiesen, was die Verantwortung angeht.

Fähnrich: Das sind aber zwei verschiedene Sachen. Zum einen wurde zunächst
die Ursache festgestellt, und dann hat man sich - da saß auch die Lufthansa
mit am Tisch - danach noch damit beschäftigt, was drum herum besser gemacht
werden könnte. Da ist man übereingekommen: Es gab Dokumentation, von der
wir uns gewünscht hätten, sie wäre dort gewesen. Sie war nicht da. Sie
hatte aber keinen Einfluss auf die Entscheidung des Piloten oder auf die
Ursache.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Klein zu dem Brief von
Landwirtschaftsministerin Klöckner wegen der Änderungen im
Bundesnaturschutzgesetz über die bisherigen Zusagen hinaus. Frau Schulze
hat ja zugestimmt, Änderungen vorzunehmen, und Frau Klöckner hat in ihrem
Brief noch weitere Änderungen angemahnt, vorgeschlagen, angetragen.

Klein: Was ist die Frage?

Zusatzfrage: Was sagt Ihr Haus dazu? Was sagt die Ministerin dazu?

Klein: Dazu sage ich gerne etwas. Wir haben den Brief, der in den letzten
Tagen in der Presse besprochen wurde, erhalten. Er betraf, wie Sie gerade
schon referiert haben, Änderungen im Bundesnaturschutzgesetz. Das BMU setzt
sich, was den Schutz von Weidetierhaltung insbesondere vor Wolfsangriffen
angeht, für Maßnahmen ein, die nützlich und effektiv sind. Nützlich und
effektiv sind ausschließlich die Errichtung von ausreichend hohen
Elektrozäunen und der gezielte Abschuss von Wölfen, die diese Elektrozäune
überwinden können.

Der gezielte Abschuss von Wölfen, die diese Hürden überwinden können, ist
nach derzeitiger Rechtslage schon möglich. Die Errichtung von ausreichend
hohen Elektrozäunen wird jetzt unter anderem dadurch unterstützt, dass die
europäischen Beihilferichtlinien inzwischen geändert worden sind. Danach
sind die Kosten für Investitionen zur Vorsorge gegen Wolfsangriffe und für
eine Entschädigung bei erfolgtem Angriff zu 100 Prozent von staatlicher
Seite zu übernehmen. Das ging auf eine Initiative Deutschlands zurück.
Daran war das BMU maßgeblich beteiligt.

Frau Klöckner möchte nun das Bundesnaturschutzgesetz über das, was Frau
Ministerin Schulze bereits zugesagt hat, hinaus ändern. Grundlage dieses
Ansinnens ist die sogenannte FFH-Richtlinie, die
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie. Sie sieht vor, dass die Entnahme streng
geschützter Tiere - dazu gehört auch der Wolf - in geringem Maße unter
strikter Überwachung möglich ist. Diese Möglichkeit, die die
europarechtliche Richtlinie vorsieht, hat Deutschland nicht umgesetzt, aus
guten Gründen, wie wir meinen. Dass wir das nicht umgesetzt haben, hat
nichts mit dem Wolf zu tun.

Wir sind ungeachtet dessen der Meinung, dass die Implementierung der
FFH-Vorschrift in das Naturschutzgesetz überhaupt nicht geeignet wäre, um
vor Wolfsangriffen zu schützen. Dazu hat sich auch schon die Europäische
Kommission geäußert. Es läuft derzeit ein Verfahren gegen Finnland vor dem
EuGH. Eine Entscheidung ist im Frühjahr zu erwarten.

Ungeachtet des Briefes, den Ministerin Klöckner an Ministerin Schulze
geschrieben hat, war schon vorher ein Treffen zwischen beiden Ministerinnen
vorgesehen. Das wird voraussichtlich Mitte Januar stattfinden. Da werden
sicherlich auch all diese Dinge besprochen werden.

Aber um auf Ihre Frage zusammenfassend zu antworten: Wir halten die
vorgesehenen Änderungen, die die Bundeslandwirtschaftsministerin anregt,
für nicht zielführend und im Übrigen auch für europarechtlich
problematisch.

Frage: Könnten Sie näher ausführen, warum Sie das für europarechtlich
problematisch halten, warum das vielleicht sogar unzulässig ist?

Wenn die Ministerin fordert, dass alle rechtlichen Möglichkeiten zur
Reduzierung ausgeschöpft werden sollen, welche gäbe es denn noch?

Die gleiche Frage an Frau Bürgelt vom BMEL: Welche rechtlichen
Möglichkeiten können denn da aus Ihrer Sicht noch ausgeschöpft werden?

Klein: Die rechtlichen Möglichkeiten sind vor allem diese Änderung auf
Grundlage der FFH-Richtlinie, die ich angesprochen habe. Es ist eine
europarechtliche Richtlinie. Sie gilt natürlich als solche nicht
unmittelbar im deutschen Recht; das müsste man umsetzen. Eine Möglichkeit
wäre, das Bundesnaturschutzgesetz zu ändern.

Zu den Details, warum wir das für europarechtlich bedenklich halten, möchte
ich mich an dieser Stelle nicht tiefer äußern. Dazu reichen, ehrlich
gesagt, meine Fachkenntnisse nicht aus. Aber der wesentliche Punkt ist,
dass wir meinen, dass die Umsetzung von Artikel 16 der FFH-Richtlinie
überhaupt nicht dazu geeignet ist, die Nutztiere vor Wolfsangriffen zu
schützen.

Bürgelt: Sie hatten nach dem Ausschöpfen der rechtlichen Möglichkeiten
gefragt. Da kann ich mich meiner Vorrednerin nur anschließen: Es geht um
die FFH-Richtlinie, die im Übrigen besagt, dass unter strenger Kontrolle
selektiv und in beschränktem Ausmaß streng geschützte Arten einer
gemäßigten Bestandsregulierung unterzogen werden können. Daher sehen wir
diese Möglichkeit mit der FFH-Richtlinie als gegeben an. Über alles Weitere
wird man bei dem Treffen am 10. beziehungsweise Mitte Januar sprechen
müssen.

Frage: Frau Bürgelt, nach EU-Recht darf, glaube ich, die Bestandsreduktion
nur stattfinden, wenn der Gesamterhaltungszustand der Population
befriedigend ist. Haben Sie Erkenntnisse darüber, oder können Sie uns
versichern, dass der Stand der Gesamtpopulation der Wölfe in Deutschland
mindestens befriedigend ist, wenn dies die Voraussetzung für eine gewisse
Entnahme aus dem Bestand wäre?

Bürgelt: Wir wissen, dass der Wolfsbestand drastisch zunimmt und dass die
Population pro Jahr um 25 bis 30 Prozent in Deutschland zunimmt und sich
damit alle drei bis vier Jahre tatsächlich verdoppelt.

Was die Entnahme angeht: Man hat sich schon im Koalitionsvertrag darauf
verständigt, dass im Umgang mit dem Wolf die Sicherheit der Menschen
oberste Priorität hat und dass im Übrigen auch die Landwirte, die Tiere
halten, zu schützen sind. Auf diese Regelung beruft sich die Ministerin.
Wie gesagt, das wird in weiteren Gesprächen zu diskutieren sein.

Zusatzfrage: Das war aber eigentlich keine Antwort auf die Frage, ob nach
Einschätzung des BMEL der Zustand der Gesamtpopulation in Deutschland
mindestens befriedigend ist. Eine Verdopplung haben wir auch, wenn wir von
zwei auf vier Tiere kommen, aber das wäre dann kein befriedigender
Gesamtzustand.

Das entscheidende Kriterium ist: Ist nach Einschätzung Ihres Hauses der
Gesamtzustand der Population der Wölfe in Deutschland zumindest
befriedigend, sodass damit die Voraussetzungen für eine Entnahme gegeben
sind?

Bürgelt: Eine Definition, was "befriedigend" bedeutet, habe ich nicht
vorliegen; das könnte ich Ihnen gerne nachreichen.

Frage: Frau Bürgelt, die Ministerin meinte, es gibt 600 Wölfe in
Deutschland. Damit man das ins Verhältnis setzen kann: Können Sie sagen,
wie viele Schafe es gibt?

Bürgelt: Das müsste ich auch nachreichen. Ich weiß, dass beispielsweise im
Jahr 2016 mehr als 1000 Risse gezählt wurden.

Wie viel Schafe in Deutschland zu Hause sind, kann ich Ihnen jetzt erst mal
nicht sagen. Ich weiß auch nicht, ob es sich bei den Rissen nur um Schafe
handelt. Das wird ja sicherlich darüber hinausgehen. Das reiche ich auch
gerne nach.

Frage: Eine Frage an Herrn Breul: Wird sich Deutschland im Sicherheitsrat
dafür einsetzen, dass es eine Puffer- beziehungsweise Schutzzone in
Nordsyrien geben wird?

Breul: Vielen Dank für die Frage. Sie haben alle beobachtet, dass wir zum
1. Januar nichtständiges Mitglied im VN-Sicherheitsrat geworden sind. In
New York findet heute die sogenannte Flag-raising-Zeremonie statt, und die
derzeitige Ratspräsidentschaft, die Dominikanische Republik, wird ihre
Arbeitsprogramme vorstellen. Syrien steht heute nicht auf der Tagesordnung;
ich denke, das wird im Laufe des Monats auf die Tagesordnung kommen, und da
werden wir uns in die Beratungen einbringen. Der von Ihnen genannte Punkt
steht im Moment nicht auf der Agenda des VN-Sicherheitsrats.

Frage: An das Bundesverkehrsministerium: Ihr Minister hat vergangene Woche
Vorschriften zur Nachrüstung für ältere Dieselautos vorgestellt. VW hat dem
jetzt eine ziemlich klare Absage erteilt. Wie reagieren Sie darauf?

Friedrich: Die Absage ist mir so im Moment nicht bekannt. Fakt ist einfach,
dass von Bundesminister Scheuer erst einmal die technischen Vorschriften
verkündet worden sind. Das heißt, die technischen Vorschriften für die
Hardwarenachrüstungen bei Pkw liegen vor. Das sind die Anforderungen, um zu
definieren, was überhaupt wirksame Systeme sind, also welche Grenzwerte und
welche Vorschriften eingehalten werden müssen. Letztendlich ist es so, dass
die Verhandlungen mit den Herstellern so oder so noch nicht abgeschlossen
sind; das hatte ich letzten Freitag auch noch einmal gesagt. Das heißt, die
Gespräche werden fortgesetzt. Mehr gibt es dazu im Moment nicht zu sagen.

Zusatz: Ich kann Ihnen die Absage gerne vorlesen, wenn Sie mögen.

Friedrich: Sie können sie mir ja dann auch zusenden, und ich kann Ihnen
dann noch etwas nachliefern, falls ich im Detail noch etwas dazu sagen
kann.

Zusatz: Wir haben sie letzte Woche sogar veröffentlicht; eigentlich ist sie
also im öffentlichen Raum. Von daher wundert mich jetzt, dass Sie das nicht
mitbekommen haben.

Friedrich: Wenn Sie auf die Pressemitteilung von VW anspielen, die letzte
Woche veröffentlicht worden ist: Dazu kann ich nur sagen, dass die
Verhandlungen mit den Autoherstellern nach wie vor laufen. Falls Sie also
die Pressemitteilung meinen: Die ist bekannt.

Frage: Ich möchte zum Thema Seenotrettung kommen und wissen, was da der
Stand ist. Herr Schmidt, es gibt ja zwei deutsche Schiffe - ich nenne sie
einmal deutsche Schiffe -, das eine davon die "Sea-Watch" und das andere
die "Professor Albrecht Penck", auf denen sich ca. 50 Geflüchtete befinden.
Es gibt mindestens 30 deutsche Städte, die angeboten haben, diese Menschen
aufzunehmen. Warum hadert das BMI, warum hadert der Minister immer noch?

Herr Breul, die "Professor Albrecht Penck" fährt ja unter deutscher Flagge.
Können Sie sagen, welchen Einfluss das auf Ihre Rolle hat? Wie setzen Sie
sich jetzt also ein?

Schmidt: Zunächst einmal: Wir hadern da nicht. Die Sachverhalte sind dem
BMI natürlich sehr wohl bekannt. Wir stehen zur Situation und zum weiteren
Vorgehen hinsichtlich beider Schiffe in engem Austausch mit den Kollegen
vom Auswärtigen Amt; dazu wird der Kollege gleich sicherlich auch noch
etwas sagen. Wie in allen bisherigen Seenotrettungsfällen hat sich die
Bundesregierung für eine rasche Lösung eingesetzt, die aber - das ist
unsere Auffassung - im Rahmen einer gemeinsamen europäischen Verantwortung
und Solidarität eine ausgewogene Verteilung der aus Seenot Geretteten auf
verschiedene EU-Staaten vorsehen muss. Die Bundesregierung hat sich deshalb
- die Kollegen des Auswärtigen Amtes werden das sicherlich etwas näher
ausführen können - an die Europäische Kommission gewandt. Diese
Vorbereitungen zu dieser Koordinierung und zu einer Lösung des Problems
laufen und sind im Moment noch nicht abgeschlossen.

Breul: Ich kann nur kurz ergänzen, dass wir beide Vorgänge sehr genau
beobachten und da engagiert sind, sowohl was die "Sea-Watch 3" angeht als
auch was die "Professor Albrecht Penck" angeht, wobei die "Sea-Watch 3"
unter niederländischer Flagge und die "Penck" unter deutsche Flagge fährt.
Zu den rechtlichen Fragen - "Was heißt deutsche Flagge?" usw. - würde ich
vielleicht an die Kollegen vom BMVI verweisen. Für uns ist klar - der
Kollege vom BMI hat es gerades schon gesagt -: Wir wollen unabhängig von
der Beflaggung eine rasche Lösung für die Menschen, die sich an Bord dieser
Schiffe befinden. Das geht nur in einer gemeinsamen europäischen Antwort.
Wir haben immer wieder deutlich gemacht und das auch praktiziert, dass die
Staaten an den Außengrenzen der EU unsere Unterstützung verdienen und
europäische Solidarität brauchen, um für diese Menschen eine schnelle
Lösung zu finden.

Friedrich: Zur Frage nach der deutschen Flagge: Es ist Tatsache, dass die
"Professor Albrecht Penck" die deutsche Flagge führt. Sie ist auch im
deutschen Schiffsregister verzeichnet, und zwar in Rostock. Das ist einfach
eine Tatsache. Die Professor Albrecht Penck" verfügt auch über ein gültiges
Schiffssicherheitszeugnis. Bei einer Kontrolle in einer Hafenstadt in
Spanien wurde auch überprüft, ob die Vorgaben über die Zeugnisse, die uns
bekannt sind, auch eingehalten werden, und das wurde durch die spanischen
Behörden bestätigt.

Zusatzfrage: Herr Breul, hat es irgendeine rechtliche Auswirkung auf die
beiden Fälle, dass das eine Boot deutsch beflaggt ist, oder ist das im
europäischen Kontext völlig egal?

Seit wann stehen Sie denn mit der Crew in Kontakt?

Breul: Laut den mir vorliegenden Informationen sind wir mit der "Sea-Watch"
seit dem 24. Dezember und mit der "Albrecht Penck" seit dem 29. Dezember in
Kontakt. Bei der Behandlung der beiden Fälle machen wir keinen Unterschied.

Frage: Aus der Seenotleitstelle in Bremen - ich glaube, die wird von der
DGZRS betrieben - gab es die Forderung, dass die Geretteten unverzüglich
der libyschen Coast Guard zu übergeben seien. Das waren Forderungen, die
bislang eher aus Rom zu hören waren. Gibt es darüber eine Abstimmung mit
der Bundesregierung, oder macht das die DGZRS in eigner Verantwortung?

Friedrich: Der genaue Wortlaut der DGZRS ist mir jetzt nicht bekannt, aber
die Organisation hatte sich bereits am Wochenende mit einer eigenen
Pressemitteilung dazu geäußert und hatte die ganze Situation noch einmal
klargestellt. Ich würde daher empfehlen, auf die Webseite der Organisation
zu gehen beziehungsweise die Nothotline von denen einmal anzurufen. Das
gibt, glaube ich, einen genaueren Einblick darüber. Die Organisation ist
keine nachgeordnete Behörde des BMVI, sondern ist selbstständig tätig; in
dem Sinne kann ich für sie jetzt auch nicht sprechen.

Frage: Herr Schmidt, genau wie meint Ihr Haus das mit der europäischen
Solidarität und einer ausgewogenen Verteilung? 2018 hat Italien 23 000
gerettete Menschen aus dem Mittelmeer aufgenommen, Spanien 52 000,
Griechenland 30 000 und Deutschland 115. Warum fordert ausgerechnet
Deutschland hier Solidarität und ausgewogene Verteilung? Das ist ja absurd.

Schmidt: Absurd ist, dass nicht erkannt wird, dass diese Zahlen ganz
offensichtlich überhaupt nicht miteinander vergleichbar sind. Die 115
Personen, um die es da geht, sind bisherige Einzelfälle, das heißt, konkret
mehrere Schiffe, bei denen sich Deutschland solidarisch gezeigt hat und
gesagt hat: Ja, von den aus Seenot geretteten Personen auf diesen Schiffen
nehmen wir einen gewissen Anteil. Das ist das Gleiche, was wir jetzt auch
wieder getan haben: Wir haben gegenüber der zur Koordinierung aufgerufenen
Europäischen Kommission erklärt, dass wir einen Teil dieser Menschen
aufnehmen werden, wenn sich andere Mitgliedstaaten ebenso an dieser
solidarischen Verteilung beteiligen. Aus unserer Sicht haben wir deshalb
die gleiche Linie, die wir bei vorherigen Einzelfällen auch hatten. Für uns
ist wichtig, dass wir uns nicht von Einzelfall zu Einzelfall hangeln,
sondern eine systematische Lösung erreichen wollen. An dieser muss
politisch gearbeitet werden, und das wollen wir hier erreichen.

Frage: An das Bundesverteidigungsministerium: Ist es richtig, dass der
A400M jetzt auch einen Standort in Lagerlechfeld bekommen soll? Falls Sie
mir das bestätigen können: Was für eine Dimension wird das haben, wie viele
Flugzeuge werden dort stationiert, und ab wann?

Fähnrich: Die Berichterstattung haben wir heute Morgen gesehen. Ich möchte
Sie aber um Verständnis bitten, dass ich dazu von dieser Stelle aus erst
einmal keine Stellung nehmen kann, weil die Ministerin in knapp einer
Stunde zum Truppenbesuch in Wunstorf in Niedersachsen sein wird, wo sich
die A400M befinden. Da erwarten wir gegen ca. 13.50 bis 14 Uhr auch ein
Statement, in dem sich die Ministerin dazu äußern wird.

Frage: Eine Frage an die Regierungssprecherin: Noch immer hängt im
Kanzleramt ein Bildnis von Hans Globke. Er war bekanntermaßen Verfasser und
Hauptkommentator der Nürnberger Rassegesetze. Laut CIA-Akten soll er auch
an der Deportation von 20 000 Juden in Nordgriechenland beteiligt gewesen
sein.

Sieht die Bundesregierung in irgendeiner Form Möglichkeiten, dieses Bildnis
aus dem Kanzleramt zu entfernen?

SRSin Fietz: Ich kann Ihnen zunächst einmal nicht bestätigen, dass dieses
Bild dort hängt. Ich kann dazu schlichtweg gar nichts sagen und
dementsprechend auch nichts zu einer etwaigen Entfernung. Ich kann Ihnen
nur anbieten, dass wir das prüfen. Wenn es dazu etwas zu sagen gibt, dann
würden wir das nachreichen.

Zusatzfrage: Es wurde nachgefragt. Das hängt nach wie vor dort. Globke war
ja trotz seiner entsprechenden Vergangenheit auch zehn Jahre lang Chef des
Kanzleramts.

Gibt es grundsätzlich Prozedere, dass die Bilder ehemaliger Chefs des
Kanzleramts, die ja per definitionem bisher im Kanzleramt hängen, ab einer
gewissen Stufe - er wurde 1963 als NS-Kriegsverbrecher verurteilt -
abgenommen werden, oder ist das unabhängig von der jeweiligen 
historisch-politischen Verantwortung?

SRSin Fietz: Ich kann mich nur wiederholen: Ich kann Ihnen dazu jetzt gar
nichts sagen. Wenn wir dazu etwas sagen können, werden wir es nachreichen.

Frage: Herr Breul, können Sie uns zum Jahresanfang die aktuellen Zahlen der
deutschen beziehungsweise deutsch-türkischen Gefangenen in der Türkei
nennen?

Breul: Das kann ich sehr gern. Insgesamt sind derzeit 49 deutsche
Staatsangehörige in türkischer Haft. Von den 35 Deutschen, die seit dem
Putschversuch mutmaßlich wegen politischer Strafvorwürfe inhaftiert wurden,
befinden sich fünf in türkischer Haft. Die Zahl ist also unverändert.

Zusatzfrage: Vor Weihnachten gab es eine Veröffentlichung des
wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages bezüglich der türkischen
Invasion Afrins. Hat das AA mittlerweile eine abschließende
völkerrechtliche Bewertung für uns, die Sie uns seit Mitte Februar
versprochen haben?

Breul: Hinsichtlich der Einordnung der türkischen Militäroffensive - wenn
ich diese Begrifflichkeit und nicht die von Ihnen genutzte wählen darf -
bleibt es dabei, dass wir erhebliche Bedenken haben, die wir seit Anbeginn
auch gegenüber der türkischen Seite geäußert haben.

Zusatzfrage: Bedenken kennen wir auch. Wir wollen eine Bewertung haben.

Breul: Das ist unsere Bewertung.

Zusatzfrage: Dass Sie Bedenken haben?

Frage: Ich erlaube mir einen Rückgriff auf das Thema Seenotrettung, weil
dazu eine neue Information zur Verfügung steht. - In ihrer Pressemitteilung
bestreitet die Seenotleitung, dass sie die Empfehlung ausgesprochen habe,
die Flüchtlinge an die libysche Küstenwache zu übergeben. Sie habe
stattdessen das Krisenzentrum des Auswärtigen Amtes eingeschaltet. Können
Sie, Herr Breul, uns sagen, wie der Stand der Dinge dort ist? Gibt es eine
Aufforderung, der libyschen Küstenwache die Gefangenen zu übergeben? Wie
wird die Sache dort gehändelt?

Breul: Über die Feiertage hinweg hat es dazu verschiedenste Kommunikationen
gegeben, und zwar, wie gesagt, mit dem Ziel, eine möglichst rasche Lösung
zu finden. Es gab unterschiedliche Stellungnahmen dazu, ob eine
Kommunikation mit der libyschen Küstenwache stattgefunden habe. Aus unserer
Sicht ist der Crew und der NGO in diesem Falle ein rechtlich konformes
Verhalten zu attestieren.

Zusatzfrage: Was bedeutet das für die Geretteten? Was wird mit ihnen
passieren?

Breul: Dazu haben wir schon Stellung genommen. Unserer Auffassung nach
müssen wir bei diesem Thema gemeinsam mit unseren europäischen Partnern,
koordiniert von der Europäischen Kommission jetzt rasch eine Lösung finden.
Deutschland hat sich bereit erklärt, sich im Zuge der Solidarität, im Zug
unserer Verantwortung an dieser Lösung zu beteiligen.

Frage : Haben Sie dazu eine Zahl? Wie viele von diesen 50 sind Sie
aufzunehmen bereit?

Breul: Dazu müsste ich gegebenenfalls an das BMI weitergeben.

Zusatzfrage: Die andere Frage: Sie sagten gerade: "rasch". Vorhin hatten
Sie uns doch gesagt, dass Sie mit einem der Boote seit Heiligabend in
Kontakt stehen. Das sind fast zehn Tage. Was heißt denn für Sie "rasch"?

Breul: Ich denke, aus unseren Erläuterungen ist schon sichtbar geworden,
dass wir, weil sich im Mittelmeer bekanntlich kein deutscher Hafen
befindet, bei jeder Lösung, die wir suchen, auf enge Kooperation angewiesen
sind. Diese suchen wir.

Schmidt: Ich kann Ihnen jetzt keine genaue Zahl nennen, aber einen Teil
dieser Personen sind wir zu übernehmen bereit. Die genaue Zahl wird im
Zusammenhang mit den Partnern ermittelt, die sich ebenfalls bereit
erklären, jeweils einen Teil der Geretteten aufzunehmen.

Frage: Seit 1. Januar feiern die Kubaner 60 Jahre kubanischer Revolution.
Die Vereinten Nationen verweisen regelmäßig auf die Errungenschaften,
insbesondere im sozialen, kulturellen und medizinischen Bereich. Plant die
Bundesregierung, der Republik Kuba zu diesem Jahrestag zu gratulieren?

SRSin Fietz: Mir ist dazu nichts bekannt.

Zusatzfrage: Dem AA?

Breul: Da bin ich auch überfragt.

Mittwoch, 2. Januar 2019
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PRESSEKONFERENZ/1803: Regierungspressekonferenz vom 28. Dezember 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 28. Dezember 2018

Regierungspressekonferenz vom 28. Dezember 2018

Themen: Lage in der Ukraine, geplanter Abzug von US-Truppen aus
Syrien, mögliche Kontrolle von Geldflüssen aus islamischen Staaten an
deutsche Moscheegemeinden, in Venezuela inhaftierter deutscher Journalist,
Hardwarenachrüstung für Diesel-Pkw, mögliche Schadensersatzforderungen
aufgrund des Rüstungsexportstopps für Saudi-Arabien, offener Brief des
Vereins Sea-Watch an den Bundesinnenminister, Kredit der Bundesregierung an
Air Berlin, Studie der Grünen zum Leistungsvergleich GKV und PKV,
Ausbildungsmission der Nato im Irak


Sprecher: SRSin Demmer, Burger (AA), Petermann (BMI), Wogatzki
(BMF), Friedrich (BMVI), Jornitz (BMWi), Wackers (BMG), Fähnrich (BMVg)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Ich habe eine Erklärung der Kanzlerin und von Staatspräsident
Macron zur Lage in der Ukraine. Die bevorstehenden Feiertage rund um
Neujahr und das orthodoxe Weihnachtsfest sollten Anlass für die Seiten
sein, sich auf die Bedürfnisse der Zivilbevölkerung zu konzentrieren. Diese
leidet bereits viel zu lange unter dem Konflikt und dessen Folgen. Wir
begrüßen daher, dass sich die trilaterale Kontaktgruppe am 27. Dezember
dieses Jahres zu einem stabilen, nachhaltigen und umfassenden
Waffenstillstand in der Ostukraine bekannt hat. Durch die Gewährleistung
eines sicheren Umfelds sollte der Weg für die Umsetzung grundlegender
humanitärer Maßnahmen geebnet werden.

Wir rufen die Seiten nun auf, ihrer Verantwortung gerade im Interesse der
betroffenen Zivilbevölkerung gerecht zu werden. Wir selbst werden uns
weiter für die Umsetzung aller Punkte der Minsker Vereinbarungen einsetzen.

Auch die Menschenrechtslage auf der von Russland völkerrechtswidrig
annektierten Krim und die Anwendung militärischer Gewalt durch Russland in
der Straße von Kertsch und missbräuchliche Kontrollen im Asowschen Meer
beunruhigen uns sehr. Wir fordern eine sichere, freie und ungehinderte
Durchfahrt für alle Schiffe durch die Straße von Kertsch und die sofortige
und bedingungslose Freilassung aller illegal inhaftierten ukrainischen
Seeleute. Auch sie sollen die bevorstehenden Feierlichkeiten im Kreis ihrer
Familien begehen können.

Frage: Ich habe eine Frage zu der deutschen Rolle in diesem Konflikt.
Deutschland übernimmt ja ab dem 1. Januar einen Sitz im Sicherheitsrat.
Schon seit einer langen Zeit schwebt eine Blauhelmmission für die
Ostukraine im Raum. Hat Deutschland vor - ich frage das Auswärtige Amt -,
jetzt als eines der Mitglieder des Sicherheitsrats einen neuen Anlauf zu
unternehmen, um die Sache vorwärtszubringen?

Burger: Das ist ein Thema, für das sich Außenminister Maas schon seit
geraumer Zeit einsetzt. Das war schon im Juni bei seinem Besuch in der
Ostukraine ein Thema.

Klar ist: Wir sind der Meinung, dass eine solche Mission, wenn sie denn die
nötigen Voraussetzungen erfüllt, einen wichtigen Beitrag leisten könnte,
bei der Umsetzung der Minsker Vereinbarungen voranzukommen. Bisher gibt es
keinen Konsens zwischen den Parteien, was die Parameter einer solchen
Mission angeht, obwohl sich beide Seiten grundsätzlich positiv zu einer
solchen Möglichkeit geäußert haben. Dazu laufen die Gespräche. Das ist auch
Gegenstand der Gespräche im N4-Format. Insofern können Sie davon ausgehen,
dass das auch eines der Themen sein wird, mit denen wir uns im
UN-Sicherheitsrat befassen möchten.

Frage: Frau Demmer, ich wüsste ganz gerne, wie die Bundesregierung die
Entscheidung des amerikanischen Präsidenten bewertet, die Truppen aus
Syrien abzuziehen, insbesondere mit einem Blick auf mögliche
Folgewirkungen, Stichwort "Nachkriegsordnung".

SRSin Demmer: Dazu haben wir uns am vergangenen Freitag sehr ausführlich
geäußert.

Frage: Ich würde von der Bundesregierung gerne erfahren, wie sie mit der
möglichen Kontrolle von Geldflüssen aus islamischen Staaten in Richtung
deutscher Moscheegemeinden umgeht.

Petermann: Ich würde an das AA weitergeben.

Burger: Ich kann Ihnen dazu sagen, dass das Auswärtige Amt mit Regierungen
verschiedener Staaten zum Thema der Förderung religiöser Einrichtungen in
Deutschland im Gespräch ist. Das Ziel dieser Gespräche und dieses
Austauschs ist es, in beiderseitigem Interesse eine Förderung von
Einrichtungen zu vermeiden, in denen extremistisches Gedankengut verbreitet
wird. Dabei geht es vor allem darum, Transparenz bei der finanziellen
Unterstützung solcher Einrichtungen durch andere Staaten zu erreichen.

Ein Beispiel dafür ist eine Zusammenarbeit, die wir seit 2017 mit Kuwait
haben. Auf Initiative von Kuwait hat sich dort eine enge Kooperation
entwickelt. Die kuwaitische Regierung bemüht sich, die Finanzierung von
Projekten in Deutschland besonders gründlich zu prüfen. Wir tauschen uns
dazu konkret mit der kuwaitischen Botschaft in Berlin aus, um die
Unterstützung von religiösen Einrichtungen hier transparent zu gestalten.
Der Außenminister hat diesen Austausch bei seinem Besuch letzte Woche in
Kuwait noch einmal ausdrücklich begrüßt und die gute Zusammenarbeit
gewürdigt.

Vielleicht so viel erst einmal.

Zusatzfrage: Haben Sie auch Zugriff auf Zahlungen, die nicht von
offizieller Seite aus bestimmten Ländern erfolgen?

Burger: Das ist natürlich ein weites Feld, worunter sehr viele
unterschiedliche Arten von Zahlungen gefasst werden können. Es gibt, wie
Sie sagen, Zahlungen von nicht staatlichen Stellen und Zahlungen von
staatlichen Stellen. Im Bereich der Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung
hat es in den letzten Jahren ganz erhebliche Fortschritte durch
Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und durch
internationale Standards gegeben, die ganz maßgeblich die Financial Action
Task Force dazu entwickelt hat. Dazu gibt es auch eine immer enger werdende
Kooperation mit den Golfstaaten, zum Beispiel im Bereich der
Counter-Financing-Arbeitsgruppe der der Anti-ISIS-Koalition.

Frage: Wenn Sie sagen, Kuwait kooperiert: Was ist denn mit Saudi-Arabien
und Katar? Kooperieren die auch? Welche Sanktionsmöglichkeiten haben Sie,
wenn nicht kooperiert wird? Gibt es im Zweifel einen Willen zu Sanktionen?

Burger: Wie gesagt: Wir stehen mit einer ganzen Reihe von Staaten dazu im
Gespräch. Ich muss um Verständnis bitten, dass ich über die Einzelheiten
aus diesen vertraulichen Gesprächen hier nicht breit Auskunft geben kann.
Ich habe das Beispiel Kuwait herausgegriffen, weil es dort um eine
Initiative geht, die von kuwaitischer Seite selbst ausgegangen und die aus
unserer Sicht auch sehr erfolgreich angelaufen ist. Aber wir sind, wie
gesagt, auch mit anderen Staaten dazu im Gespräch und haben das Interesse,
die Zusammenarbeit in diesem Bereich auch mit anderen Staaten zu
intensivieren.

Frage: Das Ganze spielt ja auf den Bericht an, den es heute in der
"Süddeutschen Zeitung", beim NDR und beim WDR gab, wonach es diese
Kooperation schon seit dem Frühjahr gibt. Gab es seitdem schon einmal den
Fall, dass Sie gesagt haben: "Das Geld an diese Organisation sehen wir
kritisch, weil wir die Moschee, die Organisation kritisch sehen"? Wurde das
Geld dann zurückgehalten? Gab es diesen Fall schon?

Vielleicht noch die zweite Frage: Wenn Sie die Prüfung machen, wie kann man
sich das in Deutschland vorstellen? Dazu ergänzend die Frage an das BMI:
Inwieweit sind Sicherheitsbehörden in diesen ganzen Prozess involviert?

Burger: Ich muss leider um Verständnis bitten, dass ich mit Rücksicht auf
die Vertraulichkeit der diplomatischen Gesprächskanäle nicht weiter darüber
Auskunft geben kann.

Petermann: Der Kontakt, um es so ungefähr zu beschreiben, findet über das
AA an das BMI statt. Das BMI schaut in die Verfassungsschutzberichte, ob
sich irgendwelche Erkenntnisse daraus ergeben oder ob sich ganz allgemein
aus Bestandsdaten, aus Sonstigem Erkenntnisse ergeben.

Zusatzfrage: Von welchen Summen, die fließen, gehen Sie eigentlich aus?

Burger: Mir sind dazu keine Statistiken bekannt. Ich würde versuchen, das
nachzutragen, wenn ich es kann. Aber ich kann es nicht versprechen.

Zusatzfrage: Vielleicht auch mit der Bitte um Nachreichung, würde mich noch
interessieren, aus welchem Land die meisten Gelder für Moscheen in
Deutschland kommen, ob das Kuwait oder vielleicht ein anderes Land ist.

Burger: Die Frage war eine Präzisierung und Weiterführung der vorherigen
Frage, auf die ich versprochen habe nachzuliefern, wenn ich kann. Insofern
werde ich auf diese noch präzisere Frage aus dem Stegreif leider noch
weniger antworten können. Ich kann das nicht versprechen. Aber wenn wir
solche Zahlen vorliegen haben, dann würde ich die nachliefern.

Frage: Unabhängig davon, in wie vielen Fällen Sie Bedenken hatten, können
Sie denn sagen, in wie vielen Fällen in einem bestimmten Zeitraum überhaupt
geprüft worden ist? Grundsätzlich: Welche Anreize gäbe es denn für Staaten,
sich am anderen Ende an diesem Programm zu beteiligen?

Burger: Zum letzten Punkt kann man sagen: Unser Eindruck ist, dass es
eigentlich in beiderseitigem Interesse ist, dass solche Finanzströme nicht
missbraucht werden und sie nicht zur Förderung extremistischen Gedankenguts
in Deutschland führen, die als solche auch von dem Herkunftsstaat
vielleicht gar nicht beabsichtigt ist.

Zu der ersten Frage: Ich muss wirklich um Verständnis bitten, dass wir zu
den Einzelheiten dieses Austauschs mit den Partnern Vertraulichkeit
vereinbart haben und dass ich deswegen keine Auskunft dazu geben kann.

Zusatzfrage: Sie haben eingangs sinngemäß gesagt: Finanzierung durch
Staaten. - Meinten Sie wirklich eine Finanzierung durch Staaten oder eine
Finanzierung aus diesen Staaten? Denn wenn der Staat selbst finanzieren
würde, würde er ja wahrscheinlich auch nicht kooperieren.

Burger: Entschuldigung, den letzten Halbsatz habe ich nicht verstanden.

Zusatz: Wenn es darum ginge, eine staatliche Finanzierung zu unterbinden,
dann würde ja dieser Staat vermutlich auch nicht kooperieren. Deshalb
vermute ich, dass es eher um eine Finanzierung aus den Staaten geht, mit
denen man da zusammenarbeitet, nicht durch die Staaten, oder?

Burger: Ich glaube, es geht grundsätzlich um beides. Bei der Finanzierung
durch Staaten haben natürlich auch diese Staaten an sich ein Interesse
daran, dass ihre Gelder nicht in falsche Hände geraten. Sie haben auch ein
Interesse daran, ihre Erkenntnisse dazu mit unseren abzugleichen. Insofern
ist das schon ein Interesse, das - konkret im Fall Kuwait - auch von der
kuwaitischen Seite geäußert wurde, bezogen auf Hilfen, die vom kuwaitischen
Staat kommen.

Was die Frage nach privaten Spenden angeht: Es ist natürlich auch immer
eine Frage der innerstaatlichen Rechtsordnung der Herkunftsstaaten dieser
Mittel, inwiefern da überhaupt ein staatlicher Eingriff darauf besteht.

Frage: Mir ist nicht ganz klar, warum sich das Auswärtige Amt mit dem
Problem der Finanzierung von deutschen muslimischen Organisationen befasst.
Vielleicht hat das Innenministerium oder das Finanzministerium irgendwelche
Einschätzungen: Wie viel Geld bekommen die muslimischen Organisationen in
Deutschland insgesamt? Gibt es da eine Schätzung? Was ist da die
Größenordnung?

Petermann: Mir sind dazu keine Beträge bekannt.

Wogatzki: Auch das Finanzministerium erhebt meines Wissens solche
Statistiken nicht.

Frage: Frau Petermann, was ist aus den Überlegungen geworden, den
Moscheenverband DITIB verfassungsschutzmäßig zu überwachen?

Petermann: Es gibt dazu keinen neuen Stand außer dem, der hier in den
vergangenen Monaten immer wieder vorgetragen wurde. Es gibt keine neuen
Erkenntnisse und keine neuen Ergebnisse.

Frage: Wenn es um die Einschätzung der Empfängerorganisationen geht, ist
das eine Sache der Landesverfassungsschutzbehörden oder des Bundesamtes?
Welche Möglichkeiten gäbe es jenseits dieser Zusammenarbeit, Finanzierungen
zu unterbinden? Wenn eine Organisation hier als sehr radikal eingestuft
wird, dann kann man vermutlich auch andere Schritte ergreifen.

Petermann: Wenn eine Verbotsverfügung vorliegt, sind sicherlich andere
Maßnahmen möglich, als wenn keine Verbotsverfügung vorliegt. Wenn ein
Verein erlaubt ist, sind die Maßnahmen natürlich nur in sehr
eingeschränktem Maße möglich. Ob Bund oder Land zuständig ist, hängt von
der Reichweite des Vereins ab. Allerdings wissen Sie auch, dass der
Verfassungsschutzverbund durchaus auch zusammenarbeitet.

Frage: Da wir jetzt im weitesten Sinne über die Finanzierungsfragen reden:
Ist denn die Moscheesteuer, über die über Weihnachten viel diskutiert
worden ist, nach Ansicht der Bundesregierung ein adäquates Mittel, um die
Finanzierung von Moscheegemeinden auf eigene Beine zu stellen, oder ist
dieser Vorschlag von vornherein eine Totgeburt?

Petermann: Die Moscheesteuer war Gegenstand der Islamkonferenz im November.
Dort wurde sowohl vom Innenminister als auch von Staatssekretär Kerber
hervorgehoben, dass die Moscheen, die Vereine in Deutschland möglichst
unabhängig von ausländischen Zahlungen werden sollten. Die Botschaft an
sich war, diese Unabhängigkeit zu erreichen. Die Lösung dafür kann
vielfältig sein. Da war das ausdrückliche Votum, sowohl vom Minister als
auch von Staatssekretär Kerber, keine Vorgaben oder guten Ratschläge an die
muslimischen Organisationen hier in Deutschland weiterzugeben, sondern die
Moscheesteuer könnte eine Alternative, eine Lösungsmöglichkeit sein, die
bestimmte verfassungsrechtliche Voraussetzungen erfüllen muss. Aber es gibt
auch niedrigschwelligere Möglichkeiten der Finanzierung, beispielsweise
über Spenden oder Beiträge. Es gibt durchaus einfachere Wege. Das war nur
ein Diskussionspunkt.

Zusatzfrage: Aber es wird nicht konkret über ein Islamgesetz nach dem
Vorbild Österreichs nachgedacht, mit dem man zunächst einmal die ganze
Auslandsfinanzierung stoppen könnte?

Petermann: Nein.

Frage: Ich möchte noch einmal auf das Thema der Finanzierung aus dem
Ausland zurückkommen. Frau Petermann, es wurden schon in der Vergangenheit
islamistische Organisationen verboten. Ist aus diesen Verboten, im Rahmen
derer dann in aller Regel auch das Geld eingefroren wird, bekannt, wie viel
diese Organisationen aus dem Ausland bekommen haben, zum Beispiel die
Aktion "Lies!", bei der Korane verteilt wurden? Haben Sie daraus
Erkenntnisse?

Petermann: Das kann ich Ihnen heute nicht sagen, weil mir keine
Erkenntnisse dazu vorliegen.

Frage: Ich habe noch zwei kurze Fragen zu der Finanzierung. Müssten die
Finanzinstitute nicht eigentlich melden, wenn regelmäßig größere Beträge
aus dem Ausland auf ein bestimmtes Konto eingezahlt werden? - Das ist die
eine Frage.

Das Zweite ist vielleicht eine etwas naive Frage: Müssen die Empfänger von
diesen Geldern in Deutschland keine Steuern bezahlen, wenn sie in
Deutschland registriert sind? Ich weiß nicht, ob das Finanzministerium
vielleicht etwas dazu sagen kann.

Wogatzki: Große Summen an Geldern werden gemeldet, wenn ein Verdacht der
Terrorismusfinanzierung oder der Geldwäsche besteht. Dann wird das an die
Financial Intelligence Unit gemeldet; aber nur in diesen beiden Fällen.
Große Geldtransfers werden nicht regelmäßig gemeldet. Ich weiß nicht, wie
es bei der Außenhandelsstatistik bei der Bundesbank ist. Es kann sein, dass
dort größere Geldmengen erfasst werden. Das kann ich von meiner Warte aus
aber nicht beantworten.

Zusatzfrage: Muss die Mischorganisation Steuern bezahlen?

Wogatzki: Das kann ich Ihnen nicht sagen. Das kann ich wirklich nicht
beantworten.

Frage: Herr Burger, es geht um den Fall des in Venezuela inhaftierten
deutschen Journalisten Billy Six. Ich habe aus dem Auswärtigen Amt gehört,
dass konsularische Bemühungen eingeleitet wurden. Können Sie etwas
präzisieren, was gerade passiert und wie es dem Journalisten geht?

Burger: Vielen Dank für die Frage. In der Tat betreut die deutsche
Botschaft in Caracas den Betroffenen in diesem Fall konsularisch, und zwar
schon seit Anfang Dezember. Wir stehen dazu mit den venezolanischen
Behörden in Kontakt, und zwar sehr hochrangig. Wir schöpfen die
diplomatischen Möglichkeiten wirklich aus, um den konsularischen Zugang zu
bekommen, um einen Haftbesuch zu ermöglichen.

Bisher ist es gelungen, ein Telefonat mit Herrn Six zu vereinbaren. Dieses
konnte auch durchgeführt werden. Wir werden auch weiterhin alles tun, was
in unserer Macht steht, um gegenüber den venezolanischen Behörden darauf
hinzuwirken, dass wir den konsularischen Zugang bekommen, auch um die
tatsächlichen Hintergründe der Festnahme zu erfahren.

Zusatzfrage: Ist es richtig, dass ihm bisher der Zugang zu einem Anwalt
verwehrt wurde, weil er vor einem Militärgericht steht?

Burger: Ich muss um Verständnis dafür bitten, dass wir mit Rücksicht auf
die Persönlichkeitsrechte des Betroffenen hier nur über unsere eigenen
Maßnahmen dazu Auskunft geben können. Wir sind nicht unmittelbarer
Verfahrensbeteiligter. Ich kann Ihnen sagen, dass es bisher noch keinen
Haftbesuch durch die deutsche Botschaft geben konnte - bisher ist das noch
nicht ermöglicht worden -, sondern nur das Telefonat.

Frage: Ich habe zwei Fragen an das Bundesverkehrsministerium. Frau
Friedrich, Ihr Haus hat heute mitgeteilt, dass die technischen Vorschriften
für die Hardwarenachrüstungen für Dieselfahrzeuge vorliegen.

Erstens: Wie sehen die nächsten Schritte aus? Könnten Sie das bitte
erläutern?

Zweitens: Wie muss man sich das auf der Zeitschiene vorstellen? Wenn die
Nachrüstindustrie sagt: "Wir brauchen ungefähr sechs Monate, um solche
Systeme zu entwickeln", wann kann man dann damit rechnen - wir haben einmal
über 2020 gesprochen -, dass solche Systeme auf dem Markt tatsächlich
verfügbar sind?

Friedrich: Das ist in der Tat eine gute Frage. Der Zeitrahmen ist nach wie
vor offen. Aktuell ist der Stand, dass wir die technischen Vorschriften für
die Hardwarenachrüstung für Pkw veröffentlicht haben. Damit ist die
Möglichkeit gegeben, Anträge beim Kraftfahrt-Bundesamt einzureichen.
Aktuell liegen noch keine Anträge von Herstellern oder der
Nachrüstindustrie für Hardwarenachrüstungen bei Pkw vor. Das kann sich
natürlich jederzeit ändern.

Das KBA wird die Anträge, sobald sie vorliegen, natürlich schnellstmöglich
prüfen, und zwar darauf, ob es sich um wirksame Systeme handelt, ob die
Systeme die Grenzwerte und auch die Vorschriften einhalten. Damit können
die Hardwarenachrüstungssets dann schnellstmöglich auf den Markt kommen.

Wie schnell die Anträge kommen, wie schnell die Sets erstellt sein werden
und wann sie angeboten werden, entzieht sich leider unserer Kenntnis. Wir
haben keine Tabelle, aus der hervorginge, dass Nachrüster schon gesagt
hätten: "Wir brauchen ungefähr so viel Zeit, um das einzubauen." Vielleicht
ändert sich das mit den Anträgen, aber aktuell kann ich Ihnen keine
Information dazu geben, ob wir mit sechs oder mit 18 Monaten rechnen. In
der Tat haben sich einige Nachrüster schon gemeldet und gesagt, sie könnten

Frage: Müsste denn nicht zunächst einmal die Haftungsfrage geklärt werden?
Rechnen Sie damit, dass es wirklich in nennenswertem Umfang
Zulassungsanträge gibt, solange nicht klar ist, wer im Fall der Fälle
haftet? Denn die Automobilindustrie hat in Gestalt von Herrn Mattes heute
wieder gesagt: Wir haften nicht.

Friedrich: Die Haftungsfrage wurde bereits geklärt. Im Oktober wurde das
Konzept für saubere Luft zusammen mit den Eckpunkten vorgestellt. Der
Minister hatte sich dazu geäußert. Es ist nämlich so, dass das
Werkvertragsrecht gilt, sprich, wer die Nachrüstlösung anbietet, der haftet
auch für das Nachrüstset. Wie gesagt: Werkvertragsrecht gilt unverändert.

Zusatzfrage: Minister Scheuer hat gesagt, er rechne nicht damit, dass die
Nachrüstung vor 2020 erfolgen könne. Ziel des Ganzen ist ja auch, die
Fahrverbote irgendwie zu umgehen. Mit Blick auf die Fahrverbote im
kommenden Jahr würde das ja nicht viel nützen. Sind sie optimistischer,
dass das schneller gehen könnte?

Friedrich: Ich habe ja eben gesagt, dass wir nicht wissen, wie der
Zeitrahmen genau aussieht. Der Minister hat sich geäußert. Anträge liegen,
wie gesagt, nicht vor. Das ist der Sachstand.

Letztendlich ist das Thema der Fahrverbote natürlich facettenreich. Das
heißt, die Bundesregierung hat sich dafür ausgesprochen, alles dafür zu
tun, um Fahrverbote zu vermeiden, aber auch denjenigen, die von
Verkehrsbeschränkungen betroffen sein werden, Möglichkeiten zu geben, ihre
Mobilität aufrechtzuerhalten. Dazu wurde im "Konzept für saubere Luft und
die Sicherung der individuellen Mobilität in unseren Städten" festgelegt,
dass Hardwarenachrüstungen eine Lösung für Busse im ÖPNV, schwere
Kommunalfahrzeuge, Handwerker- und Lieferfahrzeuge und für Pkw sein können.
Aber man darf nicht vergessen, dass wir auch noch das Sofortprogramm und
sehr viele Maßnahmen haben, die auch sehr kurzfristig wirken. Dabei geht es
um alternative Antriebe, die Digitalisierung kommunaler Verkehrssysteme und
auch um die Umstellung bei diesen Fahrzeugen. Das sind einige Maßnahmen,
die man immer noch berücksichtigen muss.

Frage: Wir haben an dieser Stelle schon gelernt, dass bei Ihnen im
Ministerium keine Werkstatt steht. Bedeutet das, dass sich die Entwickler
jetzt so viel Zeit lassen können, wie sie wollen? Denn das ist die Frage,
die sich viele Dieselfahrer stellen. Macht das Ministerium in irgendeiner
Form Druck? Kann es das überhaupt? Oder ist man jetzt auf Gedeih und
Verderb dem ausgeliefert, wie schnell oder langsam die Entwickler sind?

Friedrich: Ich denke, umgekehrt wird ein Schuh daraus. Die Nachrüster haben
sich schon vergangenes Jahr geäußert, bei ihnen lägen die entsprechenden
Sets schon vor, es lägen schon Studien dazu vor. Im Prinzip müssten die
Anträge jetzt ja ganz schnell kommen.

Zusatzfrage: Im Prinzip. Aber Sie machen keinen Druck, oder?

Friedrich: Der Druck ist natürlich da, allein schon durch die
Öffentlichkeit.

Frage: Eine Frage an das Bundeswirtschaftsministerium. Heute sind die
Zahlen zum Thema der Rüstungsexporte bekanntgeworden. In diesem
Zusammenhang gab es vonseiten eines Lobbyisten der Rüstungsindustrie die
Kritik an dem Verhalten der Bundesregierung, es gebe zu wenig
Zuverlässigkeit in dieser Frage, unter Umständen sei auch die Frage von
Schadensersatzansprüchen zu stellen.

Haben Sie sich mit diesem Thema beschäftigt? Sind Schadensersatzansprüche
ein Thema?

Jornitz: Sie wissen, dass die Bundesregierung schon seit Jahren eine
verantwortungsvolle und restriktive Rüstungsexportkontrollpolitik betreibt,
die Kontrollen engmaschig sind und wir Entscheidungen im Einzelfall
treffen, und zwar als Bundesregierung und an Recht und Gesetz gebunden.
Darauf kann sich natürlich jeder einstellen.

Die Frage etwaiger Schadensersatzansprüche werden wir sicherlich nicht hier
diskutieren, sondern in den Gremien und gegebenenfalls in internen
Gesprächen.

Zusatzfrage: Das heißt aber, Sie meinen, dass man sie diskutieren sollte
oder könnte. Wenn Sie sagen: "Wir würden sie in den Gremien ansprechen", wo
und wie würde man sie ansprechen? Man könnte sie auch ausschließen, da Sie
selbst ja gerade gesagt haben, das Ganze werde nach Recht und Gesetz
besprochen und geregelt.

Jornitz: Ich wollte damit eigentlich nur sagen, dass ich das jetzt hier an
dieser Stelle nicht kommentiere.

Frage: Zuerst eine Frage an Frau Petermann zum Thema der von Sea-Watch
Geretteten. Von Sea-Watch gab es gestern einen offenen Brief an den
Bundesinnenminister mit der Bitte, die Geretteten, die im Meer
umhertrieben, aufzunehmen. Gibt es schon eine Antwort des Innenministeriums
darauf oder eine Entscheidung dazu?

Petermann: Wie Sie wissen, haben wir im Rahmen eines Selbsteintritts - so
nennt man das nach Dublin - in diesem Jahr schon 115 aus Seenot Gerettete
nach Deutschland übernommen. An unserer Haltung hat sich auch weiterhin
nichts geändert. Wir sind offen für europäische Verteillösungen. Aus einer
gemeinsamen europäischen Verantwortung und Solidarität heraus sollte nach
unserer Vorstellung eine sehr ausgewogene Verteilung auf verschiedene
europäische Mitgliedsstaaten erfolgen.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie sich bereiterklären, wenn sich andere
Länder bereiterklären? Was genau heißt das für die deutsche Reaktion auf
die Bitte?

Petermann: Das, was ich gesagt habe: dass wir offen für eine europäische
Verteillösung sind.

Zusatzfrage: Noch eine akustische Nachfrage: 115 oder 150?

Petermann: 115 haben wir in diesem Jahr aufgenommen: 50 aus Pozzallo, 50
von der "Aquarius" und noch einmal 15 von der "Aquarius 2".

Frage: Aus dem Air-Berlin-Kredit der Bundesregierung sind aktuell knapp 100
Millionen Euro zurückgezahlt worden. Insgesamt geht es um 150 Millionen
Euro. Deshalb die Frage an das BMWI: Rechnen Sie damit, dass Sie das Geld
komplett zurückbekommen?

Jornitz: Sie haben völlig recht, bisher sind knapp 100 Millionen Euro an
die KfW zurückgeflossen. Wir rechnen auch mit weiteren Rückzahlungen.

Zusatzfrage: Rechnen Sie nur mit weiteren, oder rechnen Sie mit der
kompletten Rückzahlung?

Jornitz: Das ist natürlich im hypothetischen Bereich. Das kann ich Ihnen
jetzt nicht sagen. Das kann Ihnen im Moment wahrscheinlich nur der
Insolvenzverwalter verraten.

Aber wir rechnen, wie gesagt, fest mit weiteren Rückzahlungen.

Zusatzfrage: Können Sie eine Größenordnung nennen, wie viel von dem Geld
Sie Ihrer Meinung nach halbwegs sicher wiederbekommen werden? Welchen Teil
der noch ausstehenden Zahlungen bekommen Sie Ihrer Ansicht nach mindestens
wieder?

Jornitz: Wenn bislang 100 Millionen Euro von 150 Millionen Euro
zurückgeflossen sind, so reden wir über weitere 50 Millionen Euro, die noch
offen sind.

Frage: Eine Frage an das Gesundheitsministerium: Es gibt eine aktuelle
Studie der Grünen zum Vergleich PKV und GKV, wonach die GKV durchaus gut
abschneidet und die PKV ungefähr die gleichen Leistungen hat, zumindest
nach der Studie. Ist Ihnen diese Studie bekannt? Wenn ja, wie bewerten Sie
sie? Gibt es Bestrebungen in Ihrem Ministerium, langfristig über eine
Angleichung von GKV und PKV nachzudenken - es gibt ja immer wieder
Kritik -, also das aufzuweichen?

Wackers: Die Studie wurde, glaube ich, heute vorgestellt. Sie ist uns noch
nicht bekannt. Wir werden sie uns sicherlich ansehen. Es sind ja
grundsätzlich ganz andere Systeme. Wir haben immer gesagt, wir stehen zu
dem Dualismus zwischen gesetzlicher Krankenversicherung und privater
Krankenversicherung. Das ist auch ein Wettbewerb, der den Patienten zunutze
kommt.

Grundsätzlich ist es ja so, dass wir in der gesetzlichen
Krankenversicherung den Leistungskatalog plus die Leistungen haben, die im
Sozialgesetzbuch V verankert sind. In der privaten Krankenversicherung gibt
es den Versicherungsvertrag, der dann die Leistungen festlegt.

Zusatzfrage: Empfinden Sie das als eine gute Nachricht, dass in der GKV
fast die gleichen Leistungen bezahlt werden? Oder ist es eher eine
schlechte Nachricht, weil die PKV ähnliche Leistungen hat und häufig mehr
Geld verlangt?

Wackers: Das kann ich hier nicht bewerten. Wie gesagt: Wir setzen auf den
Dualismus zwischen den beiden Systemen.

Frage: Eine Frage an Herrn Burger: Norbert Röttgen hat gestern Abend
insbesondere die Haltung der Sozialdemokraten als
Verantwortungsverweigerung bezeichnet. Er sprach damit den Irak an und die
Weigerung der Bundesrepublik, sich an der Nato-Ausbildungsmission zu
beteiligen. Nun setzt ja die Bundesregierung eigentlich, wo es geht, auf
Bündnisbeteiligung. Wenn Norbert Röttgen als Vorsitzender des Auswärtigen
Ausschusses einen solchen Vorwurf erhebt, wollen Sie das kommentieren? Wie
reagieren Sie darauf?

Burger: Ich glaube, ich würde in allererster Linie jetzt nicht auf
Äußerungen eingehen, die - wenn ich das so aufnehmen darf, wie Sie es
gerade wiedergegeben haben - eine parteipolitische Ausrichtung haben.

Ich will aber schon darauf hinweisen: Außenminister Maas war gerade im
Irak. Er hat dort auch deutsche Soldaten getroffen, die sich dort an den
Unterstützungsleistungen beteiligen, die wir für die irakischen
Sicherheitskräfte leisten, und zwar im Rahmen der internationalen
Anti-IS-Koalition, also durchaus in einem international eingebetteten
Kontext. Das
ist ein Engagement, hinter dem der Außenminister voll und ganz steht. Es
findet im Übrigen ja nicht im luftleeren Raum statt, sondern ist Teil eines
breiten zivilen und militärischen Engagements innerhalb der internationalen
Koalition. Deutschland ist mit Beiträgen von über 1,5 Milliarden Euro zur
Unterstützung des Irak - zur humanitären Hilfe, zur Stabilisierung und zum
Wiederaufbau - eines der engagiertesten Mitglieder dieser internationalen
Koalition.

Zusatzfrage: Eine Zusatzfrage an das Verteidigungsministerium. Nicht nur
Herr Maas, auch Frau von der Leyen waren ja im Irak und haben sich von der
Arbeit der Bundeswehrsoldaten persönlich überzeugt. Herr Fähnrich, können
Sie nach diesen ersten Monaten sagen, dass sich die Parallelstruktur, also
ein Alleineinsatz, ein bilateral vereinbarter Einsatz der Bundeswehr, im
Vergleich zur Nato-Mission bewährt hat?

Fähnrich: Ich will mich den Worten von Herrn Burger anschließen, dass wir
uns im Irak ja nicht im luftleeren Raum befinden und wir seit Jahren da
nicht allein sind, sondern innerhalb der Koalition gegen ISIS eingebunden
ist. Wir müssen jetzt unsere Strukturen finden, damit wir hinsichtlich der
Ausbildung der Peschmerga und der anderen irakischen Sicherheitskräfte auch
vorankommen.

Eine Bewertung, welche jetzt die Beste ist, obliegt mir auch nicht.

Freitag, 28. Dezember 2018

 * 
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HAMBURG/4614: Schiller-Oper - Der Senat muss endlich in die Hufe kommen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Januar 2019

Schiller-Oper: Der Senat muss endlich in die Hufe kommen!



Bei der denkmalgeschützten, verfallenden Schiller-Oper spielen Senat
und Eigentümerin weiterhin auf Zeit. Das belegt eine aktuelle Anfrage
(Drs. 21/15547) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Die Eigentümerin lässt einfach Gesprächstermine platzen
und tanzt dem Senat auf der Nase herum", kritisiert die
stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion, Heike Sudmann.
"Und der Senat braucht ewig, um mögliche Zwangsmaßnahmen einzuleiten."

Erst nachdem DIE LINKE im Juni 2018 mit einem Antrag (Drs. 21/13434)
gefordert hatte, dass der Senat selbst tätig werden sollte, kam
Bewegung in die Sache. Zwar hatten SPD und Grüne die Forderung mit
einem Alternativantrag verwässert, aber immerhin hat der Senat ab
Oktober 2018 Maßnahmen zur Sicherung des Gebäudes vorbereitet.

"Dass der Senat dafür so lange braucht, ist nicht zu entschuldigen",
so Sudmann. "Er muss jetzt in die Hufe kommen, die Schiller-Oper
sichern und mit der Eigentümerin über einen Verkauf an die Stadt
verhandeln. Dann würde in Hamburg endlich mal dem Denkmalschutz Genüge
getan."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1624: Europa vor Ort diskutieren


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Europa vor Ort diskutieren



Achim Post, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;

Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Die Forderung "Europa neu aufstellen" des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes hat die volle Unterstützung der SPD-Bundestagsfraktion.

"Angesichts von zehn Kommunalwahlen in Deutschland, die 2019 alle
zusammen mit der Europawahl am 26. Mai durchgeführt werden, findet der
Aufruf des Deutschen Städte- und Gemeindebundes unsere volle
Unterstützung. "Europa neu aufstellen" ist die richtige Forderung in
Zeiten von wachsendem Nationalismus und Populismus.

Tausende Städtepartnerschaften zwischen deutschen und europäischen
Kommunen sind Ausdruck von Völkerverständigung. Dadurch wird
kulturelle, soziale und wirtschaftliche Zusammenarbeit immer wieder
praktisch durch gegenseitige Begegnungen gelebt.

Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die Forderung der Kommunen zur
Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips: Was kommunal besser
geleistet werden kann, darf nicht durch Europa erschwert werden. Wir
appellieren an die Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker,
Europa offensiv zu thematisieren und es nicht den Populisten und
Nationalisten zu überlassen. Mit der Diskussion über die Bedeutung
Europas in den Stadt- und Gemeinderäten sowie den Kreistagen, kann
auch ein Beitrag zur Erhöhung der Wahlbeteiligung geleistet werden.

Europa hat nicht nur eine friedenssichernde Funktion, sondern
ermöglicht die gute wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands. Zudem
ist keine unserer großen gesellschaftlichen Aufgaben, weder Friedens-,
noch Umwelt- oder Migrationspolitik durch nationale Alleingänge
dauerhaft zu bewältigen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1836: Schluss mit der CSU-Blockade bei der Grundsteuer


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Schluss mit der CSU-Blockade bei der Grundsteuer



Achim Post, stellvertretender Fraktionsvorsitzender,

Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Seit Jahrzehnten verhandeln Bund und Länder über die
Grundsteuerreform. Endlich ist jetzt eine Lösung in Sicht, die den
Kommunen ihre Einnahmen sichert und zu einer fairen Besteuerung führt.
Über Jahrzehnte hat Bayern eine sozial gerechte Grundsteuer-Reform
torpediert und will das Spiel offenbar weiter treiben. Horst Seehofer
muss dieses Trauerspiel beenden, will er noch ernst genommen werden.

"Die überfällige Reform der Grundsteuer ist ein abschreckendes
Beispiel föderaler Selbstblockade. Seit Jahrzehnten können sich Bund
und Länder nicht auf eine Reform einigen, nicht zuletzt aufgrund der
ideologischen Scheuklappen der bayerischen Landesregierung.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts setzt dem Hickhack ein Ende:
Nur noch bis Ende des Jahres hat der Gesetzgeber Zeit, die Grundsteuer
zu reformieren. Gelingt das nicht, fallen jährlich rund 14 Milliarden
Euro für die Städte und Gemeinden weg. Das wäre eine Katastrophe für
die kommunale Daseinsvorsorge und erschüttert das gesamte öffentliche
Finanzierungssystem. Die Kommunen würden zu Recht Ersatz vom Bund
fordern, den auch er nicht dauerhaft leisten kann.

Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat kürzlich seine Überlegungen für
ein wertbezogenes Reformmodell vorgestellt. Damit kann eine
rechtssichere, praktikable und sozial gerechte Grundsteuer erreicht
werden. Auch die kommunalen Spitzenverbände unterstützen das Modell.
Der Widerstand der CSU auf ihrer Klausur in Seeon ist fadenscheinig
und geht zu Lasten der Städte und Gemeinden.

Zum Schein wärmt sie zum wiederholten Mal ihr 'Einfach-Modell' auf,
das in Wahrheit aber ein 'Einfach-Ungerecht-Modell' ist. Das
Flächenmodell der CSU hätte zur Folge, dass ein Luxusappartement am
Berliner Gendarmenmarkt künftig genauso niedrig besteuert würde, wie
eine gleich große Doppelhaushälfte in Berlin-Marzahn. Die Auswirkungen
auf die Landwirtschaft sind dramatisch. Dafür will die CSU natürlich
Sonderregelungen. Einfacher zu handhaben ist das Ganze auch nicht.
Bayern steht mit seiner Forderung allein. Mit den Eskapaden muss
endlich Schluss sein, eine Blockade der Reform darf es nicht geben."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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MELDUNG/151: Studie zur Gesetzgebung - Restriktionen helfen gegen Waffengewalt (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 02.01.2019

Studie zur Gesetzgebung: Restriktionen helfen gegen Waffengewalt



Je strenger das Waffenrecht, desto kleiner sind die Fallzahlen von Mord
und Suizid, zeigen LMU-Forscher in einem Vergleich westeuropäischer
Staaten.

Die Diskussion wird breit geführt und nach jedem Amoklauf, nach jedem
Schulmassaker in den USA flammt sie wieder auf: Was tun gegen die
Waffengewalt? Könnte ein restriktiveres Waffenrecht die Welle der Gewalt
eindämmen, so lautet die allfällige Frage, und die Zahl von Morden und
Suiziden mit Schusswaffen verringern? Für die USA bejahen Studien dies.

Doch wie steht es in westeuropäischen Ländern, in denen Waffengewalt
insgesamt eine deutlich geringere Rolle spielt? Hat auch hier ein
strengeres Waffenrecht einen positiven Effekt und könnte dafür sorgen,
dass weniger Menschen sich oder andere erschießen? Eindeutig ja, sagen die
Politikwissenschaftler Dr. Steffen Hurka und Professor Christoph Knill vom
Geschwister-Scholl-Institut der LMU.

Die LMU-Forscher haben dafür die Regulierungen in 16 verschiedenen Ländern
Europas und die Zahlen von Morden und Selbsttötungen mit und ohne
Schusswaffen miteinander verglichen. Um die Werte miteinander in Beziehung
setzen zu können, berichtet Steffen Hurka, haben sie zunächst für jedes
der Länder einen sogenannten gun control index errechnet. Nach einem
arithmetischen Verfahren stuften die Wissenschaftler dafür das Waffenrecht
der einzelnen Staaten nach verschiedenen Faktoren ein. Ist Waffenbesitz in
den untersuchten Staaten verboten, erlaubt oder nur unter bestimmten
Voraussetzungen zulässig? Welche persönlichen Voraussetzungen muss ein
Waffenhalter erfüllen? Welche sonstigen Anforderungen stellt das Gesetz an
ihn? Muss er eine Waffe beispielsweise in einem abgeschlossenen Schrank
lagern? Als besonders strikt gilt danach Großbritannien, als
vergleichsweise liberal dagegen Finnland und die Schweiz. Diese
länderspezifischen Werte haben die Forscher daraufhin jeweils mit den
Fallzahlen der Jahre zwischen 1980 und 2010 in Beziehung gesetzt. Dabei
zeigte sich, dass bei strengerer Gesetzgebung und damit einer geringeren
Verfügbarkeit von Waffen die Zahl von Morden und Suiziden deutlich
niedriger ausfiel. Das galt im Übrigen nicht nur für die mit einer
Schusswaffe verübten Taten, sondern für alle Fälle von Mord und Suizid.
Regulation & Governance 2019




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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HERRSCHAFT/1810: AfD - wohlfeile Versprechen ... (SB)




Der Rechtspopulismus sagt den Leuten, auch wenn du unten bist,
wenn du nichts bist, kannst du doch stolz darauf sein, ein Deutscher
zu sein. Das vermittelt dann in einer entfremdeten Weise [...] so
etwas wie Lebenssinn. Wie insgesamt ja die Fähigkeit der rechten
Ideologie sich dadurch auszeichnet, daß sie in der Lage ist, den
Menschen in einer Situation des Unverständnisses, der
Orientierungslosigkeit, Orientierungspunkte zu geben auch indem sie
wieder auf Alltagserfahrungen zurückgreift. Der traditionelle
Faschismus ist genauso wie der Neoliberalismus der Geist geistloser
Zustände, wie Marx es hinsichtlich der Religion gesagt hat. Gerade das
sozial verunsicherte Individuum braucht Orientierungsmuster, und diese
Muster werden ihm von den traditionellen Organisationen nicht mehr
gegeben. 

Werner Seppmann im Schattenblick-Interview [1]

Im Herbst 2019 finden in drei ostdeutschen Bundesländern
Landtagswahlen statt, und den dort etablierten Regierungsparteien
steht das Wasser bis zum Hals. Beim Urnengang am 1. September in
Brandenburg und Sachsen wie auch am 27. Oktober in Thüringen droht ein
triumphaler Durchmarsch der AfD, die derzeit in allen Umfragen
ausgezeichnet im Rennen liegt. Am besten sind ihre Aussichten in
Brandenburg, wo die SPD seit 1990 den Ministerpräsidenten stellt. Dort
steht sie, gleichauf mit den Sozialdemokraten, an erster Stelle. In
Sachsen holte die AfD bei der Bundestagswahl 2017 die meisten
Zweitstimmen noch vor der CDU. Aktuell sehen Demoskopen sie mit rund
24 Prozent hinter der Union. In Thüringen liegen CDU, Linke und AfD
mit jeweils gut 20 Prozent eng beieinander. Eine Regierungsbildung an
der AfD vorbei wird in allen drei Ländern schwer sein. Das zeigte
bereits 2016 die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt, wo die AfD mit 24
Prozent zweitstärkste Partei wurde. Um sie nicht an der Regierung
beteiligen zu müssen, war eine schwarz-rot-grüne Koalition nötig.
Sollte die AfD in Brandenburg oder Sachsen stärkste Kraft werden,
steigerte dies das Dilemma der parteipolitischen Konkurrenten um so
mehr. [2]

Wenngleich die Übereinkunft, Bündnisse zu schmieden, um die Rechten
nicht ans Ruder kommen zu lassen, durchaus Argumente auf ihrer Seite
hat, treibt eine bloße Arithmetik der Mehrheitsbeschaffung die
Platzhalter der repräsentativen Demokratie erst recht in die
Defensive. Derartige Notgemeinschaften unter weitgehendem Verzicht auf
eigenständige inhaltliche Kontur verschärfen den ohnehin
vorherrschenden Trend der bürgerlichen Parteien, sich selbst
überflüssig zu machen und öffnen ihre Flanke sperrangelweit für die
Attacken von AfD und Konsorten auf das sogenannte Establishment. Auch
der ins Gespräch gebrachte defätistische Vorschlag, man solle die AfD
ganz im Gegenteil an die Regierung kommen lassen, da sie sich dort
mangels fundierter Programmatik und Kompetenz in den Augen der
Wählerschaft schon selbst entlarven werde, mutet auf fatale Weise
geschichtsvergessen an. Und selbst für die vage Hoffnung, diese
vergleichsweise junge Partei werde sich angesichts der Dynamik ihrer
verschiedenen Strömungen in Richtungskämpfen selbst zerlegen, finden
sich keinerlei Anhaltspunkte.

Zwar zeichnet sich die Binnendifferenzierung der AfD durch einen
abnehmenden Flügel der neoliberalen Wirtschaftsprofessoren, dann die
gewöhnliche rechte Mitte und schließlich eine sozialfaschistische
Fraktion aus, die man voneinander unterscheiden kann und jeweils für
sich genommen ernstnehmen muß. Die Partei ist jedoch unter heftigen
internen Machtkämpfen über den Rückzug Bernd Luckes, die Ausbootung
Frauke Petrys und den explizit verhinderten Ausschluß Björn Höckes
immer weiter nach rechts gewandert, ohne daß ihr das in der Gunst
ihrer Anhängerschaft im mindesten geschadet hätte. Alexander Gauland
und Jörg Meuthen halten das Ruder fest in der Hand, ohne sich von der
Parteispendenaffäre Alice Weidels oder dem aktuellen
Ausschlußverfahren gegen Doris von Sayn-Wittgenstein in
Schleswig-Holstein in die Parade fahren zu lassen. Sie geben die
rechtschaffenen Demokraten, werfen im Zweifelsfall Ballast ab und
entsorgen dabei innerparteiliche Konkurrenz, während sie den
strategischen Pakt mit der extremen Rechten offenhalten.

Die AfD ist nicht vom Himmel gefallen, sondern speist sich aus
verschiedenen Quellen, die in der gesellschaftlichen Entwicklung der
Bundesrepublik bereits vorgebahnt waren und in der kapitalistischen
Lebenspraxis alltäglich erzeugt werden. So ist die neoliberale
Ideologie ein wesentlicher Katalysator für konkurrenzorientierte
Sichtweisen und bestätigt die entfremdete Alltagserfahrung, daß sich
jeder selbst der Nächste und der Kampf aller gegen alle ein soziales
Grundprinzip ist. Die Sozialdemokratie ist mit fliegenden Fahnen zum
Neoliberalismus übergelaufen und hat unter anderem bereits Anfang der
90er Jahre zur Demontage des Asylrechts beigetragen. Und da sich
autoritäre, fremdenfeindliche und rassistische Einstellungen in der
einen oder anderen Kombination beim überwiegenden Teil der Bevölkerung
diagnostizieren lassen, muß man von einem reaktionären
Massenbewußtsein sprechen. An dieses Potential kann die AfD
anschließen.

Mögen rechte Parolen auch kurzschlüssig sein, so können sie doch
unmittelbar für das entfremdete Alltagsbewußtsein einsichtig sein.
Hinzu kommt in diesem Zusammenhang, daß sich die Neue Rechte virtuos
der neuen Medien bedient und in erheblichen Teilen als Produkt der
Smartphone-Generation ausgewiesen werden kann. Auf diese Weise werden
traditionelle Kommunikationswege unterlaufen und Meinungen jenseits
unmittelbarer Formen direkter Diskussion formiert, die sich unter
pauschaler Bezichtigung der "Lügenpresse" selbstreferentiell
verbreiten. Dabei ist es für die AfD fast ein Kinderspiel, den krassen
Widerspruch zwischen regierungsoffiziellen Behauptungen florierender
Wirtschaft, zunehmender Erwerbsmöglichkeiten und solider
Wohlstandsparameter im internationalen Vergleich auf der einen und der
bitteren Lebensrealität zahlloser Menschen auf der anderen Seite
auszubeuten. Etwa 40 Prozent der Lohnabhängigen verdienen heute
weniger als 1995 und zehn bis zwölf Millionen Menschen werden im Laufe
eines Jahres arbeitslos. Sie finden zwar oftmals wieder eine Stelle,
die jedoch in der Regel schlechter bezahlt wird als die vorangegangene
und dem prekären Sektor zugerechnet werden muß.

Hinzu kommen vor allem im Osten Deutschlands Enttäuschung, Wut und
Angst. Die Menschen sind nach dem Anschluß der DDR enteignet, betrogen
und entwürdigt worden, zum Verlust von Hab und Gut, mangelnden Löhnen
und fehlenden Perspektiven gesellt sich das Gespür, Versprechen auf
den Leim gegangen zu sein und noch immer über den Tisch gezogen zu
werden. Die Hoffnung, sie könnten die Vorzüge der früheren DDR mit den
Vorzügen der Bundesrepublik verbinden, verkehrte sich ins Gegenteil,
zwingt sie das sogenannte freiheitliche System doch dazu,
Eigenverantwortung zu übernehmen, was auf die vollständige Übernahme
der Schuld für das eigenen Scheitern hinausläuft.

Die Parole "Hol dir dein Land zurück!", die an den Wähler als
emanzipiertes Subjekt appelliert, die eigenen politischen Verhältnisse
selbst zu gestalten, hätte auch aus der politischen Linken kommen
können. Was die PDS für eine gewisse Frist, doch nie mit der gebotenen
Entschiedenheit als ostdeutsche Identität bedienen konnte, ist heute
das ideologische Sturmgeschütz der Rechten. Die AfD beschwört eine in
weiten Teilen imaginierte Vergangenheit, sie zielt auf die
Wiederherstellung der Vergangenheit als Zukunftsprogramm ab. Diese
Parole ist deswegen so wirkmächtig, weil sich in sie alle
Verlustängste projizieren lassen, die Menschen in den neuen
Bundesländern gemacht haben, weil sie ihre individuelle
Lebensgeschichte und ihre eigenen sozialen Verwundungen in dieses
Angebot einer großen Erzählung integrieren können. [3]

Die AfD hat es erfolgreich verstanden, sich als institutionalisierter
Protest zu etablieren, der den Abgehängten endlich eine Stimme gibt.
Zuhören müsse man einander, sagte Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier in seiner Weihnachtsansprache. Zuhören und einander
verstehen, das sei leicht gesagt, doch schwer getan. Ein mühseliger
Weg, den man dennoch nicht scheuen dürfe, wolle man die Menschen
erreichen. Warum das bestenfalls ein Anfang wäre, aber hinten und
vorne nicht reicht, um den Vormarsch der Rechten zu bremsen, liegt auf
der Hand. Von daraus folgenden politischen Taten wie beispielsweise
der Abschaffung von Hartz IV, der Wiederherstellung eines
solidarischen Versicherungssystems oder anderen substantiellen
Elementen eines Sozialstaats sprach der Bundespräsident eher nicht.


Fußnoten:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbri0106.html

[2] www.deutschlandfunk.de/wahljahr-2019-die-afd-ist-ein-symptom-keine-naturgewalt.720.de.html

[3] www.deutschlandfunk.de/wutbuerger-im-osten-deutschlands-vom-verdruss-an-der.724.de.html
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





LAIRE/1337: Mondlandung - Wettlauf im All ... (SB)




Eine chinesische Sonde ist erstmals auf der Rückseite des Mondes
gelandet. Mit diesem Erfolg unterstreicht China nicht nur, daß es
wissenschaftlich-technologisch zur Weltspitze zählt, sondern daß es
auch militärtechnologisch immer besser gewappnet ist, sich gegenüber
den USA, die "volle Dominanz" im Weltraum beanspruchen, zu behaupten.
Trotz des vorgeblich zivilen Charakters der Mondmission ist sie Teil
eines mehr schlecht als recht versteckten Rüstungswettlaufs ins All,
der insbesondere zwischen den USA, China und Rußland stattfindet und
in jüngster Zeit sowohl mit der Weigerung der Vereinigten Staaten,
einen Weltraumvertrag zur friedlichen Nutzung des Alls zu
unterzeichnen, als auch mit der Bildung des US Space Commands als
eigenständige Streitkräftegattung neben Army, Navy und Air Force
deutlich an Schärfe zugelegt hat.

Spätestens seit dem Jahr 2011, als der US-Kongreß beschlossen hat,
daß die Vereinigten Staaten bei der Erforschung des Weltraums keine
Zusammenarbeit mit China eingehen, hat das Wettrennen in den Weltraum
an Geschwindigkeit zugenommen. Obgleich China sehr viel später als
die USA gestartet war, setzt es zur Zeit zum Überholen an. Kaum daß
die weltweiten Medien über die erfolgreiche Annäherung der
NASA-Raumsonde New Horizons an ein erdnußförmiges Objekt am Rande des
Sonnensystems berichteten, wird diese Meldung zwei Tage darauf von
dem Erfolg Chinas medial in den Hintergrund gedrängt. Am 3. Januar
2019 ist die chinesische Sonde Chang'e 4 auf der Rückseite des Mondes
gelandet. Diese stets erdabgewandte Seite war bislang lediglich bei
Vorbeiflügen fotografiert worden, nun hat dort erstmals ein
technisches Gerät auf dem Boden aufgesetzt, das Bilder und Meßdaten
an den chinesischen Satelliten Queqiao, der im Mai 2018 am
Lagrange-Punkt L2 positioniert wurde, sendet.

Es gibt im Erde-Mond-System fünf Lagrange-Punkte. Sie zeichnen sich
dadurch aus, daß sich dort die Gravitationskräfte der beiden Himmelskörper
aufheben. Dementsprechend benötigt Queqiao kaum
Treibstoff, um seine Bahn in einem engen Orbit um L2 herum zu halten.

Aus wissenschaftlicher Perspektive ist die gewählte Landestelle von
Chang'e 4 von großem Interesse. Das am Südpol gelegene Aitken-Becken
ist der größte und tiefste Krater auf dem Mond. Hier werden die
größten Wasservorkommen vermutet. Das Aitken-Becken ist auch der
älteste Krater. Man vermutet, daß er durch den Zusammenstoß mit einem
großen Himmelskörper gebildet und beim Aufprall Material aus dem
Innern des Monds an die Oberfläche geschleudert wurde. Von den
Gesteinsuntersuchungen erhofft sich die Wissenschaft somit Aufschluß
über die Beschaffenheit des Mondinnern.

Chang'e 4 hat sechs Experimente von China und vier von anderen
Nationen an Bord. Bei Temperaturverhältnissen von 14 Erdtagen, an
denen es durchgängig -173 Grad Celsius kalt ist, gefolgt von 14
Erdtagen mit Dauertemperaturen von 127 Grad, wird die Technik extrem
hohen Belastungen ausgesetzt.

Die weitere Planung Chinas sieht vor, daß im nächsten Jahr eine
Mondsonde Gesteinsproben zur Erde bringt, im Jahr darauf die
leistungsstärkste Trägerrakete, die zudem wiederverwendbar ist,
fertiggestellt wird, und daß vielleicht schon im Jahr 2025 der erste
chinesische Raumfahrer (Taikonaut) den Mondboden betritt. Darüber
hinaus will China eine permanent bemannte Mondstation errichten, und
es streckt seine Fühler schon in Richtung Mars aus.

Nicht anders als bei der amerikanischen und russischen Konkurrenz
wird das Weltraumprogramm Chinas alles andere als vom lupenreinen
Wissensdrang, einer der menschlichen Natur zuzuordnenden Neugier
getrieben, wie von Weltraumenthusiasten in West, Ost und Fernost
propagiert wird. Hinter den Weltraumprogrammen steckt nüchternes
Kalkül: Wissen ermöglicht Vorherrschaft, in langfristiger Perspektive
sogar Verfügungsgewalt über Rohstoffe des Erdtrabanten und
Landnutzungsrechte. Gleichzeitig gewinnt China in der ganzen Welt an
ideologischem Ansehen und Zuspruch, wenn es seine Mitstreiter bei der
sowieso schon ideologiebefrachteten Weltraum"eroberung" übertrumpft.
Eine solche Hegemonie verspricht, sich in weltpolitischem und
wirtschaftlichem Einfluß bezahlt zu machen, und dient nicht zuletzt
der Herrschaftssicherung nach innen. Die Menschen sind begeistert,
daß ihre Führung - ob in Peking, Washington, Moskau ... - großartige
Dinge vollbringt. Das Wettrennen im All stärkt den Rückhalt im Volk.

Zugleich demonstriert China mit der Mondlandung seine militärische
Stärke. Wer ein Raumfahrzeug zielgenau und sicher auf der Rückseite
des Erdtrabanten landen und von dort eine Funkstrecke zur Erde
aufbauen kann, verfügt über Kenntnisse, die auch militärisch nutzbar
sind, wenn zum Beispiel Bomben oder Raketen zielgenau auf den
Widersacher losgeschickt werden. Um diese Fertigkeit zu erlangen, ist
es zwar nicht nötig, dem Mond einen Besuch abzustatten, aber als
Demonstration doch überaus nützlich.

Wenn es allein um die Grenzüberschreitung ginge, wie sie ja in
ideologischer Überhöhung der Weltraumfahrt zugesprochen wird, gäbe es
sicherlich der akuten Not der Menschen näherliegende Grenzen in
Angriff zu nehmen, ohne daß ein solch verschleißträchtiger,
ressourcenverbrauchender und enorme Produktivkräfte verschwendender
Aufwand betrieben werden müßte, wie er für die Weltraumfahrt
erforderlich ist.
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





ORGANISATION/380: AWO setzt sich auch in ihrem Jubiläumsjahr 2019 für mehr soziale Gerechtigkeit ein (AWO)


AWO Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. - Pressemitteilung vom 2. Januar
2019

AWO setzt sich auch in ihrem Jubiläumsjahr 2019 für mehr soziale
Gerechtigkeit ein



Zum Jahresanfang erklärt der AWO Bundesvorsitzende Wolfgang Stadler: "Für
die AWO hat ein ganz besonderes Jahr begonnen - sie wird 100 Jahre alt.
Damals wie heute wird sie gebraucht, um denjenigen eine Stimme zu geben,
die nicht immer für sich selbst eintreten können oder schlicht nicht gehört
werden. Unsere Gesellschaft basiert auf dem Ziel von sozialer Gerechtigkeit
und sozialer Sicherheit. In einer älter und zunehmend verunsicherter
werdenden Gesellschaft braucht es eine funktionierende soziale
Infrastruktur im Quartier, von Kindertagesstätten, über
Beratungseinrichtungen bis hin zu Seniorenzentren. Dafür setzt sich die AWO
ein."

Die Politik des Jahres 2019 wird im Zeichen der Europawahl, aber auch
mehrerer deutscher Landtagswahlen stehen. "Wir müssen einen Rechtsruck
befürchten. Umso wichtiger ist es, die bundesdeutsche Gesellschaft
zusammenzuhalten. Es gibt zu viele Menschen, die nicht an der positiven
wirtschaftlichen Entwicklung teilhaben konnten", kritisiert Wolfgang
Stadler und fügt hinzu: "Die zunehmende Ungleichheit untergräbt den
Zusammenhalt unserer Gesellschaft und entlädt sich in einem Zulauf zu
politischen Extremen. Angesichts dieser Entwicklung muss es die Aufgabe der
Politik sein, das verloren gegangene Vertrauen der Menschen in den
demokratischen und sozialen Rechtsstaat wieder zurückzugewinnen."

Auch im Jahr 2019 sind die Anliegen, mit denen Marie Juchacz 1919 die
Arbeiterwohlfahrt gegründet und ihr Selbstverständnis und ihren Anspruch
geprägt hat, wie Frauenrechte, Vielfalt, Teilhabe, Menschenwürde,
Gerechtigkeit und Solidarität, die Themen, für die sich die AWO engagiert.
Dazu kommen neue gesellschaftliche Herausforderungen, die beispielsweise
aus dem demografischen Wandel resultieren. So gibt es einerseits eine
steigende Nachfrage nach sozialen Dienstleistungen beispielsweise für
ältere Menschen sowie für die Betreuung von Kindern und andererseits einen
wachsenden Fachkräftemangel, der in vielen Einrichtungen und Diensten schon
heute spürbar ist. "Die AWO wird sich den Herausforderungen stellen und
ihre knapp 100 Jahre Erfahrung in der sozialen Arbeit auch für die Zukunft
bestmöglich nutzen", erklärt Wolfgang Stadler abschließend.

Unter dem Motto 100 Jahre AWO - Erfahrung für die Zukunft - startet die AWO
in ihr 100. Jubiläumsjahr. Mit ihrer annähernd 100-jährigen Geschichte
zählt sie zu den ältesten Wohlfahrtsverbänden in Deutschland. Mehr
Informationen dazu gibt es unter: www.100JahreAWO.org.

 * 

Quelle:

AWO Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V.

Heinrich-Albertz-Haus

Blücherstr. 62/63, 10961 Berlin

Telefon: 030 / 26309-0

E-Mail: info(at)awo.or

Internet: https://www.awo.org
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INFOPOOL / POLITIK / UNO





MELDUNG/312: Welternährungsprogramm fordert starke Reaktion nach Aufdeckung des Missbrauchs von Nahrungsmittelhilfe im Jemen (WFP)


UN World Food Programme (WFP) - Pressemitteilung vom 31. Dezember 2018

WFP fordert starke Reaktion nach Aufdeckung des Missbrauchs von
Nahrungsmittelhilfe für hungernde Menschen im Jemen



ROM - Das UN World Food Programme (WFP) fordert ein sofortiges Ende der
missbräuchlichen Verwendung der humanitären Nahrungsmittelhilfe im Jemen,
nachdem WFP Beweise dafür in der Hauptstadt Sana'a und anderen Teilen des
Landes aufgedeckt hat, die von der Ansarullah Bewegung (Houthi)
kontrolliert werden.

Eine WFP-Überprüfung unter registrierten Empfängern der Ernährungshilfe hat
ergeben, dass viele in der Hauptstadt nicht die Notrationen erhalten haben,
die ihnen zustehen. In anderen Gebieten wurde Hungernden die volle
Notration verweigert. Millionen von Menschen im Jemen sind zum Überleben
auf Ernährungshilfe angewiesen, nachdem das Land durch einen bitteren
Bürgerkrieg zwischen Regierungstruppen und Houthi-Rebellen zerstört wurde.

Die Zweckentfremdung der Nahrungsmittelhilfe wurde während einer
WFP-Überprüfung in den letzten Monaten deutlich. Der Anlass waren vermehrte
Berichte über den Verkauf humanitärer Nahrungsmittel auf dem freien Markt
in der Hauptstadt. Bei den Kontrollen wurde der Betrug durch mindestens
eine lokale Partnerorganisation aufgedeckt. Diese war von WFP mit der
Abwicklung und Verteilung der Nahrungsmittelhilfe beauftragt worden. Die
lokale Organisation ist defacto dem Bildungsministerium in der von der
Houthi-kontrollierten Hauptstadt Sana'a angeschlossen.

"Dieses Verhalten ist nichts anderes als der Diebstahl von Essen aus
hungrigen Mündern", sagt WFP-Exekutivdirektor David Beasley. "In einer
Zeit, in der Kinder im Jemen sterben, weil sie nicht genug zu essen haben,
ist das eine Schande. Dieses kriminelle Verhalten muss sofort eingestellt
werden."

Während ihrer Kontrollen sammelten die WFP-Prüfer fotografische und andere
Beweise dafür, dass Lastwagen illegal Nahrungsmittel aus den ausgewiesenen
Verteilzentren abtransportierten. Sie stellten auch fest, dass die Auswahl
der Bedürftigen von lokalen Funktionären manipuliert wurde und dass
Aufzeichnungen über die Verteilung von Nahrungsmitteln gefälscht wurden.
Einige Menschen erhalten Nahrungsmittelhilfe obwohl sie keinen Anspruch
darauf haben und einige Nahrungsmittel werden mit Gewinnabsicht auf den
Märkten der Hauptstadt verkauft.

WFP erweitert derzeit seine Ernährungshilfe auf bis zu 12 Millionen
Menschen im Jemen, die stark Hunger leiden. Ohne Hilfe wären bis zu 20
Millionen Menschen im Jemen von einer Hungerkrise betroffen. Das Land wurde
in den letzten Jahren durch einen erbitterten Bürgerkrieg zerrissen. Dank
der WFP-Ernährungshilfe konnte eine Hungersnot im Jemen abgewendet werden.
Doch da sich die Ernährungssituation der Menschen in Not weiter
verschlechtert, wird die Hilfe drastisch aufgestockt.

"Ich ersuche die Houthi-Behörden in Sana'a, unverzüglich Maßnahmen zu
ergreifen, um den Missbrauch der Nahrungsmittelhilfe zu beenden und
sicherzustellen, dass sie die Menschen erreicht, die sie zum Überleben
benötigen", sagt Beasley. "Wenn dies nicht geschieht, werden wir keine
andere Wahl haben, als die Arbeit mit denjenigen einzustellen, die
unzähligen Bedürftigen die Nahrung entziehen, auf die sie angewiesen sind.
Indessen setzen wir unsere Untersuchungen fort und beheben die Mängel, die
zu diesem Missbrauch der Hilfe geführt haben."

In Gebieten, die anfällig für Missbrauch sind, drängt WFP auf eine
Überarbeitung des Hilfssystems. Dazu gehören unter anderem Bemühungen für
eine bessere Überwachung, eine Reform des Auswahlverfahrens der
Begünstigten, damit die Nahrungsmittel zu den Bedürftigsten gelangen, und
die landesweite Einführung der biometrischen Registrierung aller
Begünstigten. Diesen Veränderungen haben sich die defacto Behörden in den
Houthi-kontrollierten Gebieten wiederholt widersetzt.

In letzter Zeit fanden Friedensgespräche zwischen den Konfliktparteien
statt, die bald wieder aufgenommen werden sollen. Es besteht die echte
Hoffnung, dass das neue Jahr zu einem dauerhaften Frieden im Jemen führen
wird, mehr Nahrungsmittel über den Hafen einlaufen können und humanitären
Organisationen besserer Zugang zu Gebieten erhalten, die aufgrund von
Kämpfen und bürokratischen Hindernissen schwer erreichbar waren. In der
Zwischenzeit ist es wichtig, dass die humanitäre Ernährungshilfe diejenigen
erreicht, die sie am dringendsten benötigen.


Das UN World Food Programme (WFP) rettet Leben in Notfällen und hilft
Millionen Menschen durch nachhaltige Entwicklung. WFP arbeitet in über 80
Ländern weltweit, ernährt Menschen, die von Konflikten und Katastrophen
betroffen sind, und schafft Grundlagen für eine bessere Zukunft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Dezember 2018

UN World Food Programme (WFP)

Wallstr. 9-13, 10179 Berlin

Telefon: +49 (0)30 20 61 49-0

E-Mail: wfp.berlin@wfp.org

Internet: http://de.wfp.org
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MELDUNG/311: Fehlende Finanzierung zwingt Welternährungsprogramm, die Hilfe in Palästina zu kürzen (WFP)


UN World Food Programme (WFP) - Pressemitteilung vom 19. Dezember 2018

Fehlende Finanzierung zwingt WFP, die Ernährungshilfe in Palästina zu
kürzen - trotz wachsender Not



Jerusalem - Das UN World Food Programme (WFP) ist mit einem gravierenden
Finanzierungsengpass in Palästina konfrontiert. Ab Januar 2019 werden davon
rund 193.000 der ärmsten Menschen in Gaza und im Westjordanland betroffen
sein.

WFP musste bei seiner Ernährungshilfe auf Grundlage der verfügbaren Mittel
neue Prioritäten setzen. Dadurch werden 27.000 Menschen im Westjordanland
keine weitere Unterstützung und die übrigen nur 80 Prozent ihrer
monatlichen Notration erhalten.

WFP ist besorgt, dass die Kürzungen verheerende Auswirkungen auf die
Ernährung, die Lebensgrundlagen und das Wohl der Menschen in Not haben
könnten.

WFP benötigt 57 Millionen US-Dollar, um 2019 die Unterstützung für 360.000
Menschen im gleichen Ausmaß fortsetzen zu können. Ohne zusätzliche Mittel
muss die Hilfe weiter gekürzt werden.

"Die WFP-Hilfe war für zehntausende Menschen überlebenswichtig. Sie haben
ihre knappen Mittel erschöpft, während sie mit der unverminderten und
wachsenden Not umzugehen versuchten", sagt der WFP-Landesdirektor in
Palästina Stephen Kearney. "Da die Kluft zwischen dem steigenden
Nahrungsmittelbedarf und den verfügbaren Ressourcen immer größer wird, hat
WFP keine andere Wahl, als diese schwierigen Entscheidungen zu treffen."

Der Hunger steigt und betrifft ein Drittel der palästinensischen
Bevölkerung. Laut den vorläufigen Ergebnissen einer kürzlich durchgeführten
nationalen Untersuchung ist Gaza am schlimmsten betroffen: Dort haben fast
70 Prozent der Bevölkerung nicht genügend zu essen.

Die WFP-Hilfe erreicht die bedürftigsten Familien, die am meisten Hunger
leiden und als extrem arm eingestuft werden. Die meisten von ihnen leben
von weniger als einem US-Dollar pro Tag und sind nicht in der Lage, ihren
Grundbedarf an Nahrung, Kleidung und Unterkunft zu decken. Dass die
Ernährungshilfe gekürzt wird, kann dazu führen, dass sie Mahlzeiten
auslassen, zusätzliche Schulden aufnehmen und ihre Kinder von der Schule
nehmen müssen. Das birgt das Risiko, die derzeitige humanitäre Krise und
Instabilität im Gazastreifen zu verschärfen.

"Wir fordern die internationale Gebergemeinschaft auf, ihre Unterstützung
auszuweiten und uns dabei zu helfen, noch mehr Not zu verhindern", sagte
Kearney.

Die Kürzungen der Hilfe drohen, über die unmittelbaren Auswirkungen auf das
Leben der Menschen in Not und ihren Hunger hinauszugehen. Durch
elektronische Nahrungsmittelgutscheine unterstützt WFP die lokale
Wirtschaft jeden Monat mit 3 Millionen US-Dollar über ein Netzwerk aus 185
Geschäften in Gaza und im Westjordanland. Die Gutscheine schaffen
erwiesener Maßen Arbeitsplätze und fördern Investitionen in den
landwirtschaftlichen und industriellen Sektor. Davon profitieren kleine
Unternehmen, lokale Milcherzeuger und Kleinbauern.


Das UN World Food Programme (WFP) rettet Leben in Notfällen und hilft
Millionen Menschen durch nachhaltige Entwicklung. WFP arbeitet in über 80
Ländern weltweit, ernährt Menschen, die von Konflikten und Katastrophen
betroffen sind, und schafft Grundlagen für eine bessere Zukunft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Dezember 2018

UN World Food Programme (WFP)

Wallstr. 9-13, 10179 Berlin

Telefon: +49 (0)30 20 61 49-0

E-Mail: wfp.berlin@wfp.org

Internet: http://de.wfp.org
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GEWERKSCHAFT/1761: Mindestlohn sorgt für mehr Lohn und Beschäftigung - Gesetzgeber muss Tarifbindung stärken (DGB)


Deutscher Gewerkschaftsbund - Pressemitteilung vom 1.1.2019

Neue DGB-Analyse vier Jahre nach Einführung des gesetzlichen Mindestlohns

Mindestlohn sorgt für mehr Lohn und Beschäftigung - Gesetzgeber muss
Tarifbindung stärken



Der gesetzliche Mindestlohn steigt zum 1. Januar 2019 auf 9,19 Euro. Vier
Jahre nach seiner Einführung zieht der DGB eine positive Bilanz.
DGB-Vorstandsmitglied Stefan Körzell sagte am Dienstag in Berlin:

"Der gesetzliche Mindestlohn hat für viele Beschäftigte mehr Lohn gebracht,
er hat den privaten Konsum angekurbelt und so zum aktuellen Aufschwung
beigetragen. Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ist heute auf
einem Höchststand. Die Unkenrufe von Arbeitgebern und Wirtschaftsforschern,
es werde zu Arbeitsplatzverlusten führen, haben sich nicht bestätigt."

Dennoch sieht Körzell Verbesserungsbedarf: "Als größtem Auftraggeber
obliegt es dem Staat, dafür zu sorgen, dass er seine Aufträge nur an
tarifgebundene Unternehmen vergibt. Überdies ist der gesetzliche
Mindestlohn als unterste Haltelinie heute nicht existenzsichernd. Er muss
mittelfristig steigen und armutsfest sein."

Nach wie vor gebe es Betrügereien auf Arbeitgeberseite, deshalb "muss hier
mehr kontrolliert werden. Die zuständige Finanzkontrolle Schwarzarbeit
braucht mehr Personal und muss verstärkt verdachtsunabhängig Stichproben
machen können. Wer Gesetze nicht wirkungsvoll kontrolliert, sorgt für
Gerechtigkeitslücken und verspielt Glaubwürdigkeit."

Neue DGB-Analyse:

Eine aktuelle DGB-Auswertung neuer Zahlen des Statistischen Bundesamtes und
der Bundesagentur für Arbeit belegt die positiven Effekte auf die Verdienst-
 und Beschäftigungsentwicklung. Sowohl die sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung als auch die Löhne haben sich seit Einführung des
gesetzlichen Mindestlohns Anfang 2015 positiv entwickelt.
(Betrachtungszeitraum Anfang 2015 bis 2. Quartal 2018)

Bis Ende September 2018 lag das Plus der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung in Deutschland bei 9,6 Prozent. In den neuen Bundesländern
(8,9 Prozent) fiel der Zuwachs ähnlich hoch aus wie in Westdeutschland (9,8
Prozent). Mehr als doppelt so hoch war der Anstieg
sozialversicherungspflichtiger Teilzeit- und Vollzeit-Beschäftigung (ohne
Minijobber) im Gastgewerbe mit 19,4 Prozent und im Bereich Information und
Kommunikation mit 17,8 Prozent. Die Beschäftigten (zumeist Un- und
Angelernte) profitierten mit einem Lohn-Plus von 9,4 Prozent seit
Einführung des Mindestlohnes. Dies bedeutet einen Anstieg der Löhne von
jährlich 2,6 Prozent. Der Anstieg der Löhne war dabei in Ostdeutschland
(14,1 Prozent) stärker als in Westdeutschland (9,0 Prozent).

Beschäftigten- und Verdienstentwicklung im Detail:

Seit Einführung des Mindestlohns konnten die Beschäftigten (vor allem Un-
und Angelernte) einen Lohnanstieg von 9,4 Prozent verzeichnen.

Im Gastgewerbe kam es bundesweit zu einem Anstieg der Löhne der Un- und
Angelernten um 10,5 Prozent. In dieser Zahl sind MinijobberInnen nicht
enthalten. In Ostdeutschland betrug der Zuwachs 17,9 Prozent, im Westen 9,8
Prozent.

Auch die Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
verlief in Deutschland mit einem Zuwachs von 9,6 Prozent positiv (Ost: 8,9
Prozent, West: 9,8 Prozent).

Im Gastgewerbe ist der Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Teilzeit-
und Vollzeit-Beschäftigung (ohne Minijobber) mit 19,4 Prozent besonders
stark ausgefallen. Im Wirtschaftszweig Heime und Sozialwesen gab es ein
Plus von 15,4 Prozent (Ost: 14,5 Prozent, West: 15,6 Prozent). Aber auch im
Wirtschaftszweig Verkehr und Lagerei gab es in Deutschland 16,3 Prozent
mehr Beschäftigte (Ost: 15,5 Prozent, West: 16,5 Prozent).

Die wenig perspektivreichen und Altersarmut provozierenden Minijobs (hier:
ausschließlich geringfügige Beschäftigung) sind in Gesamtdeutschland seit
Einführung des Mindestlohns um 7,1 Prozent zurückgegangen (Ost: -10,2
Prozent, West: -6,6 Prozent). Rund die Hälfte der ausschließlich
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse wurde in
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung umgewandelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Januar 2019

Deutscher Gewerkschaftsbund - Bundesvorstand

Abteilung Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit

Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin
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Internet: http://www.dgb.de
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MEINUNG/079: Hans-Böckler-Stiftung - Wirtschaftspolitische Empfehlungen für 2019 (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 03.01.2019

Wirtschaftspolitische Empfehlungen für 2019

IMK: Binnennachfrage durch niedrigere Sozialbeiträge stärken, Euro gegen
Brexit-Schock sichern, offensiv Zollsenkungen verhandeln



Trotz der Risiken und Belastungen durch den erratischen Ablauf des
Brexits und die aggressive US-Handelspolitik haben die Bundesregierung und
die europäische Politik realistische Chancen, die Fortsetzung des moderaten
Aufschwungs in Deutschland und der EU abzusichern.

Zu diesem Ergebnis kommt das Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung in seinem
wirtschaftspolitischen Jahresausblick. Mit Blick auf die internationalen
Wirtschaftsbeziehungen ist laut IMK eine Entschärfung des Zollkonflikts
nötig und möglich, ohne europäische Verbraucher- und Sozialstandards
aufzuweichen. Für die Europäische Währungsunion empfehlen die
Forscherinnen und Forscher weitere Maßnahmen, um sie - aufbauend auf
Fortschritten, die in diesem Jahr gemacht wurden - widerstandsfähiger
gegen Schocks zu machen. Parallel sollte insbesondere die deutsche Politik
den eingeschlagenen Weg weiterverfolgen und durch Reformen am Arbeitsmarkt
und bei Steuern und Abgaben die Binnennachfrage im Land stärken. Diese sei
das zentrale "Gegengewicht" gegen die weltwirtschaftlichen und 
Brexit-Turbulenzen, schreiben die Wissenschaftler in ihrem wirtschaftspolitischen
Jahresausblick. Er wird heute auf einer Pressekonferenz in Berlin
vorgestellt.(*)

Die Forscher raten in diesem Zusammenhang dazu, auf die ersatzlose
Abschaffung des Solidaritätszuschlags zu verzichten, da dadurch ganz
überwiegend nur Haushalte mit höherem Einkommen entlastet werden.
Stattdessen solle das Aufkommen aus dem "Soli" genutzt werden, um die
Sozialversicherungen von versicherungsfremden Leistungen zu entlasten und
so die Sozialbeiträge zu senken. Dadurch hätten auch Haushalte mit
geringerem Einkommen mehr Geld zur Verfügung, das bei ihnen größtenteils
in den Konsum fließen würde. "Nachdem von den Steuerreformen der
vergangenen 20 Jahre unter dem Strich nur die 30 Prozent der Haushalte mit
den höchsten Einkommen profitiert haben, würde so auch die breite Mehrheit
entlastet", sagt Prof. Dr. Gustav A. Horn, der wissenschaftliche Direktor
des IMK. "Auf diese Weise können wir drei Ziele verfolgen: Für mehr
Gerechtigkeit sorgen, es für Minijobberinnen und Minijobber attraktiver
machen, ihre Arbeitszeit auszudehnen und die private Konsumnachfrage
weiter stärken." In die gleiche Richtung sollten auch Reformen zur
"Reregulierung" des Arbeitsmarkts zielen.

Zölle senken, Arbeits- und Verbraucherschutz verteidigen 

In seiner aktuellen Prognose rechnet das IMK für die deutsche Wirtschaft
2019 mit einem BIP-Wachstum von 1,7 Prozent, warnt aber auch vor
steigenden Risiken, die den moderaten Aufschwung in seinem siebten Jahr
ausbremsen könnten. Sowohl die konfrontative Politik der US-Regierung in
Handelsfragen als auch den Brexit bewerten die Wissenschaftler als Teil
von "tektonischen Verschiebungen in der Welthandelsarchitektur" hin zur
"außenwirtschaftlichen Konfrontation".

Das IMK empfiehlt den Europäern, die außenwirtschaftlichen Konflikte
insbesondere mit den USA über eine Verhandlungsstrategie anzugehen, "die
sich "für niedrige Zollschranken auch für Importe in die EU stark macht".
Gleichzeitig sollten Standards des Arbeits- und Verbraucherschutzes aber
entschlossen verteidigt werden, um die "wirtschaftlichen und sozialen
Interessen der europäischen Beschäftigten gegen Standarddumping" zu
schützen.

Vor und zurück bei der Stabilisierung der Währungsunion 

Als Folge des Brexits, vor allem, wenn dieser chaotisch verläuft,
befürchten die Experten zusätzliche Gefahren für die europäische
Währungsunion. Für das gerade abgelaufene Jahr konstatiert das IMK Vor-
und Rückschritte bei der Stabilisierung der Eurozone. So sei es sehr
sinnvoll, dass nun der Euro-Krisenfonds ESM mit erweiterten Kompetenzen zu
"einer Art Währungsfonds" ausgebaut werde. Auch das kürzlich in Brüssel
beschlossene Euroraum-Budget weise in die richtige Richtung. Konterkariert
werde das aber zum Teil dadurch, dass die EU-Regierungschefs vereinfachte
Umschuldungsklauseln für notleidende Staatskredite von Euro-Ländern
beschlossen - und damit die Möglichkeit von Schuldenschnitten noch einmal
betont haben.

Das verschärfe das Problem, "dass die Staatsanleihen mehrerer Euroländer
nicht als sichere Aktiva angesehen werden" - nach Analyse des IMK eine
gefährliche Sollbruchstelle für den Euro. Als pragmatische Absicherung
befürworten die Ökonomen Vorschläge, Staatsanleihen der Euroländer zu
bündeln und in mehreren Tranchen als neue Wertpapiere herauszugeben. Für
die risikoreichste Tranche sollten die Euroländer gemeinsam garantieren.
Zudem sei es derzeit alternativlos, dass die Europäische Zentralbank (EZB)
die Zinsen nahe bei Null belasse und auch nach Beendigung der aktiven
Ankäufe von Staatsanleihen fällig werdende öffentliche Obligationen
reinvestiere.

Für den Fall, dass es zu einem Brexit ohne Vereinbarung zwischen
Großbritannien und der EU komme und infolgedessen Panik auf den Märkten
entstehe, fordern die Wissenschaftler einen pragmatischen Umgang mit
Budgetregeln, um stabilisierend einzugreifen: "Alle Länder, insbesondere
die besonders betroffenen, müssen zumindest ihre automatischen
Stabilisatoren in vollem Umfang spielen lassen dürfen." Zudem müsse es
möglich sein, die irische Wirtschaft in einer akuten Krisensituation zu
unterstützen.

Weniger Ungleichheit, mehr Stabilität 

Dass der Aufschwung der deutschen Wirtschaft und die positive Entwicklung
am Arbeitsmarkt trotz nicht immer günstiger weltwirtschaftlicher
Rahmenbedingungen bis heute anhalten, führen die Forscher auch auf eine
"gewisse Normalisierung der Lohnentwicklung" in Deutschland zurück. Anders
als in den Nullerjahren leisteten kräftigere Einkommenssteigerungen bei
vielen Arbeitnehmern heute "einen wesentlichen Beitrag zur
Binnennachfrage". Die Bundesregierung habe mit dem Mindestlohn und ersten
gesetzlichen Maßnahmen zur Stärkung des Tarifvertragssystems zu dieser
positiven Entwicklung beigetragen, so das IMK. Dieser Weg solle durch eine
"wirkliche und nachhaltige Stärkung der kollektiven Lohnfindung" und
zeitweilig stärkere Anhebungen des Mindestlohns fortgesetzt werden. Auch
die Einschränkung von sachgrundlosen Befristungen und die Brückenteilzeit
seien richtig, um den Trend zur "Zerklüftung" auf dem Arbeitsmarkt zu
stoppen, der auch durch eine "Förderung kurzer Teilzeitbeschäftigung ohne
soziale Sicherung" geprägt wurde. Auch angesichts des demografischen
Wandels empfehlen die Wissenschaftler stattdessen ein "Leitbild einer
vollzeitnahen Teilzeitbeschäftigung, die vollständig in die sozialen
Sicherungssysteme integriert ist und die eine bessere Vereinbarkeit von
Familie und Beruf über das Erwerbsleben hinweg ermöglicht."

Richtige Ansätze konstatieren die Ökonomen auch bei der Aufstockung
öffentlicher Investitionen sowie beim 2019 in Kraft tretenden
Familienentlastungsgesetz, das vor allem Haushalten mit kleinerem oder
mittlerem Einkommen zugutekomme. Insgesamt setze der Staat in diesem Jahr
einen positiven fiskalischen Impuls von knapp 20 Milliarden Euro, der
ebenfalls die inländische Nachfrage stärke.

Niedrigere Beitragssätze statt Soli-Streichung 

Sehr kritisch sieht das IMK dagegen die von der Großen Koalition geplante
ersatzlose Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Diese wäre mit
jährlichen Ausfällen von zunächst 10, später 20 Milliarden Euro nicht nur
teuer, sie würde auch zu knapp 90 Prozent den einkommensstärksten 30
Prozent der Haushalte zugute kommen, während die untere Hälfte praktisch
leer ausginge. Selbst beim ersten Schritt der geplanten Streichung, bei
dem die Bundesregierung ab 2021 den Soli für die knapp zehn Prozent
einkommensstärksten Haushalte noch beibehalten will, "würden sich mehr als
drei Viertel der Entlastung auf die oberen drei Dezile konzentrieren",
schreiben die Experten. Diese seien aber bereits - als einzige - durch die
Steuerreformen zwischen 1998 und 2015 kumuliert begünstigt worden. Dagegen
wurden die unteren sieben Dezile zum Teil deutlich stärker belastet, weil
indirekte Steuern erhöht wurden. "Die Forderung nach einer Entlastung für
Bezieher unterer und mittlerer Einkommen" sei "durchaus angebracht",
betont das IMK. "Die Abschaffung des Solidaritätszuschlags - ganz oder
auch nur in Teilen - ist dafür aber überhaupt nicht geeignet."

Als bessere Alternative empfehlen die Forscher, den "Soli" künftig in den
Einkommensteuertarif zu integrieren "und die Mittel, die bisher für eine
Entlastung der Besserverdienenden und Unternehmen vorgesehen sind, den
Sozialversicherungen zukommen" zu lassen. Eine stärkere Steuerfinanzierung
sei absolut angebracht, betonen die Wissenschaftler. Eine vom IMK
geförderte Studie zeigt, dass vor allem die Kranken- und die
Rentenversicherung versicherungsfremde Leistungen von jährlich mindestens
60 Milliarden Euro finanzieren, die bislang nicht durch Steuerzuschüsse
abgedeckt sind. Dazu zählen etwa die sogenannte Mütterrente oder die
beitragsfreie Mitversicherung von Familienangehörigen und Empfängern von
Arbeitslosengeld II. Diese Leistungen seien gesellschaftlich sinnvoll,
sollten aber nicht nur von den gesetzlich Versicherten finanziert werden,
sondern auch von Beamten und Selbständigen, mithin aus Steuern, so die
Wissenschaftler.

Würden die Einnahmen aus dem "Soli" zur Entlastung der
Sozialversicherungen genutzt, könnten die Beiträge in einem ersten Schritt
um 0,7 bis 0,8 Prozentpunkte sinken, rechnen die IMK-Experten vor. Da
Sozialbeiträge ab einem deutlich geringeren Einkommen anfallen als die
Einkommensteuer und erst recht der Solidaritätszuschlag, würde ein im
Vergleich deutlich größerer Anteil der Entlastung unteren
Einkommensgruppen zugute kommen.


Originalpublikation:

(*) Gustav A. Horn, Alexander Herzog-Stein, Katja Rietzler, Ulrike Stein,
Silke Tober, Andrew Watt: Zwischen Hoffen und Bangen.

Wirtschaftspolitische Herausforderungen 2019. IMK Report Nr. 145, Januar
2019. 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_145_2019.pdf

Weitere Informationen unter:

http://IMK-Direktor Prof. Dr. Gustav A. Horn im Podcast: 

http://www.boeckler.de/pdf/imk_podcast_report145.mp3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 03.01.2019
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FRAGEN/036: Hinabgestiegen in das Reich des Todes (RUBIN)


RUBIN - Wissenschaftsmagazin

Ruhr-Universität Bochum

THEOLOGIE

Hinabgestiegen in das Reich des Todes


Was sagt die Bibel über die Unterwelt? Wer kommt rein? Und wie kommt
man wieder raus?

von Julia Weiler, 23. August 2018



Im Rubin-Dialog treffen Prof. Dr. Thomas Söding,
Katholisch-Theologische Fakultät, und Prof. Dr. Reinhard von
Bendemann, Evangelisch-Theologische Fakultät, aufeinander. Sie
verraten, welche Antworten die Bibel auf die Frage nach einem Leben
nach dem Tod gibt - und was sie offen lässt.


Was sind eigentlich Himmel und Hölle?

Reinhard von Bendemann: Hölle ist kein biblischer Begriff, er
leitet sich von Höhle ab. Im antiken Judentum ging man davon aus,
dass die Seelen der Gerechten und Frevler bis zum Ende der Weltzeit
in Höhlen gesammelt werden. Über uns vermuten wir gemeinhin den
Himmel. Es gibt aber auch Texte, in denen die Unterwelt oben ist,
weil sie eine Hemmbarriere auf dem Weg zu Gott darstellt. Generell
geht es bei Himmel und Hölle nicht um fest definierte
Aufenthaltsräume, sondern um die Frage nach einem heilvollen Ende.
Grundsätzlich muss man unterscheiden zwischen einem glücklichen oder
unglücklichen Ausgang nach dem individuellen Lebensende und nach
einem eschatologischen Ende, also dem Ende der Weltzeit. Das kann
ganz verschieden gestaltet sein.

Thoma Söding: Die Bibel ist generell sehr zurückhaltend beim
Ausmalen von himmlischen Freuden. Ein Jenseits-Schlaraffenland kennt
sie nicht; ein typisches Himmelssymbol ist ein festliches Mahl.
Genauso beschreibt die Bibel auch keine Höllenreisen im Detail. Es
gibt wenige farbige Bilder wie die Sintflut oder die Feuersbrunst. Im
Alten Testament gibt es noch die Vorstellung der Scheol, die mit dem
griechischen Hades vergleichbar ist: ein Schattenreich, ein Ort des
Vergessens, in dem die Toten sozusagen Untote sind. Im Neuen
Testament wird - wie im frühen Judentum - die Gehenna, wahrscheinlich
bezogen auf ein Tal des Todes bei Jerusalem, zum Bild für die Hölle,
in der Sünder von Gott den quälenden Folgen ihres eigenen Unrechts
ausgeliefert werden. Himmel und Hölle sind aber moderne
Interpretationskonzepte, die zum größten Teil nicht in der Bibel
selbst abgelesen werden können, sondern ihr übergestülpt werden. Bei
der Deutung der Bibel wollen wir Theologen diese Unterschiede
klarmachen.

Von Bendemann: Die Gehenna ist übrigens kein biblisches
Konzept, sie wird aus altorientalischen Vorstellungen übernommen. Es
gibt viele Metaphern für die Hölle: Orte wie die Wüste oder Gräber,
in denen Dämonen hausen. Wenn wir die Bildersprache dechiffrieren,
müssen wir uns bewusst sein, dass man eine Geschichte nicht in
dogmatische Aussagen umbrechen kann. Eine Geschichte steht für sich.

Söding: Man muss auch im Hinterkopf haben, dass die Bibel das
Weltbild der Antike teilt, das von dem der Moderne grundlegend
verschieden ist. Wir sagen aber: Bloß weil das Weltbild veraltet ist,
sind nicht auch die Botschaften veraltet.


Wer kommt in den Himmel, wer landet in der Unterwelt?

Söding: Es gibt keine Gebrauchsanweisung, wie man in den
Himmel kommt und wie man sich auf die Unterwelt vorbereiten soll. Es
kommt nicht nur auf das eigene Tun an. Das Neue Testament sagt: Am
Ende der Zeit gibt es Hoffnung auf das Reich Gottes. Das Alte
Testament ist über weite Strecken wesentlich zurückhaltender, was die
Auferstehungshoffnung angeht. Im Neuen Testament ist klar, dass Gott
kein Totengott ist, sondern ein Gott, der Leben schafft. Es bleibt
die Frage: Wie kommt man in Kontakt mit Gott? Dafür steht der Begriff
des Glaubens.

Von Bendemann: Auch im Alten Testament, das ja die Bibel der
ersten Christen war und die Bibel des Judentums ist, ist Gott ein
Gott der Lebenden. Aber erst an den Rändern des Alten Testaments
bekommen wir die Vorstellung, dass es am Ende der Zeit ein
Beurteilungsgericht mit doppeltem Ausgang gibt - gut oder schlecht.
Daneben entsteht im Judentum die Vorstellung, dass Gott einzelne
Gerechte direkt nach ihrem gewaltsamen Lebensende zu sich in eine
Lebensperspektive holen kann. Das sind Aspekte, die es auch im Islam
gibt. Am 11. September sind die Attentäter mit der Vorstellung in die
Twin Towers geflogen, für Allah zu sterben und direkt bei Gott eine
Lebensperspektive sicher zu haben. Dieses Konzept des direkten
Himmelszugangs gibt es auch im Neuen Testament - allerdings nicht
durch Gewalt gegen andere. Nur ist das im Christentum durch die
Aufklärung durchgegangen. Die Schriften des Neuen Testaments sind
überwiegend für kleinere Gruppen entstanden. Wenn Paulus im ersten
Thessalonikerbrief schreibt "Heiden sind die, die keine Hoffnung
haben", klingt das so, als wären die Heiden am Ende der Zeit nicht im
Himmel. Aber er schreibt das nicht an die ganze Welt, sondern an eine
relativ jung gegründete Missionsgemeinde, die er stärken will. Das
müssen wir bedenken, wenn wir das im 21. Jahrhundert reflektieren.

Söding: Ich würde den ersten Thessalonikerbrief etwas anders
lesen. Wenn Paulus sagt, dass die Heiden keine Hoffnung auf die
Auferstehung von den Toten haben, heißt das nicht, dass sie in der
Hölle schmoren würden. Sondern dass sie die Hoffnung nicht haben
können, die man haben kann, wenn man an Jesus Christus glaubt. Die
katholische Kirche hat das Neue Testament allerdings lange Zeit
anders gelesen, als man es heute tut. Sie war der Überzeugung, wer
nicht glaubt, könne nicht gerettet werden.


Was ist die Hölle: Läuterungsort oder ewige Verdammnis?

Söding: Wenn ich das wüsste! Wenn ich es naiv ausdrücken darf:
Ich kann Gott doch keine Vorschriften machen. Es kann keinen
Heilsautomatismus geben. Joseph Ratzinger hat mal gesagt: Es besteht
die moralische Pflicht zu hoffen, dass alle Menschen gerettet werden.
Mehr als das, kann ich nicht tun.

Von Bendemann: Die Frage ist immer: Können am Ende alle im
Himmel sein? Im Judentum wäre immer klar: Die, die sich an die Tora,
also die hebräische Bibel, halten, gehören zu den Gerechten und
werden am Lebensende dafür belohnt. Es gibt die Vorstellung, dass ein
auf Erden gestörtes Gleichgewicht der Gerechtigkeit am Ende des
Lebens oder am Ende der Zeit wieder in die Balance gebracht wird. In
der christlichen Theologie ist die Frage, ob am Ende alle im Himmel
sein können, sehr umstritten.

Söding: Im Grunde muss man sich theoretisch fragen: Wenn alle
in den Himmel kommen, auch die Schurken, geht dann nicht das ganze
Schlamassel wieder von vorne los? Muss es im Himmel nicht eine
qualitative Steigerung geben? Das gehört dann aber schon in den
Bereich der Dogmatik.

Von Bendemann: In der protestantischen Theologie hat Friedrich
Daniel Ernst Schleiermacher gesagt: Gottes Liebeswillen und unsere
Abhängigkeit von Gott sind so ausgeprägt, dass man sich nicht
vorstellen kann, dass am Ende noch jemand in der Hölle ist. Er hat
auch gesagt: Denen im Himmel würde es nicht gutgehen, wenn sie unten
noch Leute leiden sehen würden. Aber wenn man es zuspitzt: Was wird
aus all den Schurken in der Weltgeschichte? Möchte man am Ende
irgendwo mit denen zusammensitzen? Und wollen überhaupt alle in den
christlich formatierten Himmel? Die Allerlösungslehre geht davon aus,
dass am Ende ein Transformationsschritt passieren muss, damit wir
himmelskompatibel werden. Und wie das geht, wissen wir nicht. Das
Neue Testament spricht gern mit dem griechischen Begriff Mysterion.

Söding: Es gibt dafür auch klare, harte Bilder: das Jüngste
Gericht, in dem zwischen Gut und Böse unterschieden wird. Allerdings
sollte man nicht denken, dass die bad guys dabei aussortiert werden
und die good guys in den Himmel kommen. Die Unterscheidung zwischen
Gut und Böse kann ein dramatischer Prozess in einem selbst sein. Man
muss auch immer bedenken, dass jede Übeltat, so schlimm sie auch
gewesen sein mag, zeitlich begrenzt ist; sie kann nicht unbegrenzt
bestraft werden. Über lange Zeit gab es auch die sehr populäre
Vorstellung vom Fegefeuer als Läuterungsort.

Von Bendemann: Das Jüngste Gericht wurde teils sehr finster
dargestellt, wir würden das heute Schwarze Pädagogik nennen. Das hat
jahrhundertelang meinungsbildend gewirkt, auch zur Einschüchterung
von Gläubigen geführt. Die Reformatoren haben die antike
beziehungsweise mittelalterliche Lehre vom Reinigungsort, die
Fegefeuerlehre, kritisiert. Nach der Reformation kam das aber alles
wieder, zum Teil viel finsterer als im Mittelalter. Erst mit der
Aufklärung hat man das im Protestantismus ausgemistet.


Was bedeutet es, dass Christus hinabgestiegen ist in das
Reich des Todes?

Von Bendemann: Diese Passage aus dem apostolischen
Glaubensbekenntnis lässt sich aus keinem neutestamentlichen Text
herleiten. Die Vorstellung vom Hades-Aufenthalt Christi verdankt sich
anderen mythologischen und philosophischen Vorgaben. Eine spannende
Erzählung findet sich hierzu in den Apokryphen im
Nikodemusevangelium: Satan und Hades streiten darum, ob sie Jesus in
die Unterwelt aufnehmen sollen. Sie fürchten nämlich, dass er alle
Toten auferwecken könne und Hades quasi arbeitslos werden würde - so
geschieht es dann in der Geschichte auch. Die Zeile "hinabgestiegen
in das Reich des Todes" bildet letztendlich nichts neutestamentlich
Zentrales ab, sofern es das Weltbild als solches betrifft.

Söding: Es geht um die Frage, wie weit reicht der Arm Gottes?
Gibt es einen Kontakt Gottes zu den Toten? Das kann man ja nicht
wissen. Es gibt die Hoffnung auf die Auferstehung der Toten am Ende
aller Tage. Undeutlich bleibt das Bild von einem messianischen
Zwischenreich, in dem die Toten nach dem irdischen Exitus bis zur
Auferstehung am Ende aller Zeiten leben sollen. Grundsätzlich treten
wir Theologen hier gern etwas auf die Bremse: Bitte nicht zu viel
wissen wollen über die Unterwelt, aus der noch keiner zurückgekommen
ist.


URL der Artikel auf der RUBIN-Homepage:

news.rub.de/wissenschaft/2018-08-23-theologie-hinabgestiegen-das-reich-des-todes

Dieser Artikel ist am 5. November 2018 in Rubin 2/2018 erschienen. 

Die gesamte Ausgabe können Sie als PDF kostenlos downloaden unter:

https://news.rub.de/sites/default/files/rubin_2018_2_v2.pdf
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INTERNATIONAL/361: Mexikos geheime Gräber (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexikos geheime Gräber

Von Knut Hildebrandt



(Oaxaca-Stadt, 27. Dezember 2018, poonal) - Mitte November 2018
veröffentlichte die Organisation Quinto Elemento Lab [1] eine
Übersicht der geheimen Gräber Mexikos. Die Veröffentlichung trägt den
vielsagenden Namen "Das Land der 2.000 Gräber." [2] Denn auf fast
2.000 beläuft sich die Zahl der geheimen Gräber, die während der
Amtszeiten der Präsidenten Felipe Calderon und Enrique Peña Nieto
entdeckt wurden. Allein die Anzahl der Gräber, in denen Kriminelle
ihre Opfer verscharrt haben, veranschaulicht die tiefe humanitäre
Krise, die Mexiko seit Beginn des Krieges gegen die Drogen im Jahr
2006 durchlebt.


Alle zwei Tag ein geheimes Grab

Statistisch gesehen wurde im Zeitraum von 2006 bis 2016 jeden zweiten
Tag ein geheimes Grab entdeckt. Und das in jeder siebenten Gemeinde
des Landes, von der Grenze zu den USA bis in den Süden Mexikos. Auch
wenn die veröffentlichten Zahlen bei weitem die von offiziellen
Stellen gemachten Angaben übertreffen, spiegeln sie wahrscheinlich
nicht das ganze Ausmaß der Krise wieder. Die Staatsanwaltschaften von
acht der 32 Bundesstaaten gaben nämlich an, dass keine geheimen Gräber
im Untersuchungszeitraum gefunden wurden.

"Quinto Elemento, Laboratorio de Investigación e Innovación
Periodística" ist eine von mexikanischen Journalist*innen gegründete
Organisation, die aufwendige Rechercheprojekte finanziert. Das Projekt
erhält finanzielle Unterstützung durch die Open Society Foundation des
Multimilliardärs und Philanthropen George Soros [3].


Anmerkungen:

[1] https://quintoelab.org/

[2] https://quintoelab.org/project/el-pais-de-las-2-mil-fosas

[3] https://www.opensocietyfoundations.org/people/george-soros


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mexikos-geheime-graeber/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SCHACH-SPHINX/06796: Krieg um die Krone (SB)


Über ein Jahrzehnt dauerte die unversöhnliche Rivalität zwischen Garry
Kasparow und Anatoli Karpow. Im Krieg der beiden so ungleichen
Persönlichkeiten und höchsten Würdenträger der Schachkunst schien kein
Ende in Aussicht zu sein, und nach wie vor stehen sich die Großköpfe
wie Uraltfeinde gegenüber. Viele Male haben sie miteinander die
Klingen gekreuzt, haben Wunden davongetragen und Wunden zugefügt. Der
Kampf um die Krone läßt Freundschaften offenbar selten zu. Höhepunkt
des gegenseitigen Belagerns war wohl der WM-Kampf 1987 in Sevilla, wo
Kasparow nur mit äußerstem Glück seinen Titel verteidigen konnte. Das
Dilemma fing bereits in Runde 2 an, als Kasparow bei seinem ersten Zug
verblüffend für alle und erstmalig für ihn zum Zug 1.c2-c4 griff.
Diese Neuerung in seinem Repertoire war keine weise Entscheidung
gewesen. Schließlich hatte Karpow hunderte Male gegen diesen Zug
antreten müssen. Sein Fundus an neuen Ideen war so gesehen viel
umfangreicher als der von Kasparow, und so kam es, daß nicht Karpow,
sondern der Titelverteidiger durch ein Bauernopfer im neunten Zug aus
der Fassung gebracht wurde. 82 Minuten überlegte Kasparow für seinen
Antwortzug, und nur mit Mühe gelang es ihm, sich aus der Gefahrenzone
zu bringen. Derart mutig geworden, ging er dann erneut Risiken ein und
griff daneben. Seine Zerfahrenheit war so groß, daß er erstmals in
einer Turnierpartie vergaß, die Uhr herunterzudrücken. Die
verschenkten zweieinhalb Minuten kosteten ihm schließlich die Partie.
In Zeitnot schlitterte er immer tiefer ins Schlamassel, bis Karpow im
heutigen Rätsel der Sphinx mit einer pointierten Kombination den
Schlußstrich zog unter Kasparows Experiment, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06796: Krieg um die Krone (SB)]



Kasparow - Karpow

Sevilla 1987


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der voreilige Damenzug 1...De7-b7? rächte sich postwendend. Weiß
schlug sofort in die Kerbe mit 2.Tc1xd1! e2xd1D 3.Te1xd1 und machte
seinen Freibauern zur Vorhut des Sieges: 3...Te4-e2 - 3...Lh5xd1
4.Db3xd1 verliert ebenfalls, da die weiße Dame wie in der Partie auf
d5 erscheint - 4.Td1-d5 Lh5-f7 5.Db3-d3 Lf7xd5 6.Dd3xd5 und Schwarz
gab auf.



Erstveröffentlichung am 4. Januar 2006

3. Januar 2019
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GASTSPIEL/352: Hannover - »Die Geschichte von der 1002. Nacht«, Szenische Lesung 12.01.2019


Schauspiel Hannover

Sophie Rois liest: »Die Geschichte von der 1002. Nacht«

von Joseph Roth 

Szenische Lesung

Regie: Clemens Schönborn

Gastspiel Sa, 12.01.19, 19:30 Uhr



»Ich könnte vielleicht Puppen herstellen, die Herz, Gewissen,
Leidenschaft, Gefühl, Sittlichkeit haben. Aber nach dergleichen fragt
in der ganzen Welt niemand. Sie wollen nur Kuriositäten in der Welt,
sie wollen Ungeheuer, Ungeheuer wollen sie!« Die märchenhafte
Geschichte ist eine geistvolle Kolportage über die Begegnung von
aristokratischer Weltferne und prallem, volkstümlichen Leben kurz vor
dem Ersten Weltkrieg, Joseph Roth hat sie 1939 verfasst. Sie wirkt
erstaunlich verspielt und arabesk, gemessen an der Wirklichkeit, in
der er lebte. Ein abgerissener Emigrant in Paris, der seine Schwermut
in Absinth versenkte und noch vor Erscheinen des Buches starb. Sophie
Rois spielte in zahlreichen Kino- und Fernsehfilmen. Für ihre
Hauptrolle in Drei (Regie: T. Tykwer) wurde sie mehrfach
ausgezeichnet, etwa mit dem Deutschen Filmpreis. Rois erhielt für ihre
schauspielerische Leistung in Theater, Film und Hörspiel u. a. den
Grimme-Preis für die Rolle der Erika Mann im Fernseh-Mehrteiler Die
Manns - Ein Jahrhundertroman.

 * 

Quelle:

Monatspresse Januar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1243: Hannover - Der seltsame Fall des Benjamin Button, 10.-19.01.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

Der seltsame Fall des Benjamin Button

nach einer Erzählung von F. Scott Fitzgerald

Regie: Mina Salehpour

PREVIEW DO, 10.01.19, 19:30 UHR BALLHOF EINS, AB 14

PREMIERE SA, 12.01.19, 19:30 UHR BALLHOF EINS, AB 14



Das Ehepaar Button erwartet 1860 in Baltimore ein Kind. Als Roger
Button ins Krankenhaus kommt und nach seiner Frau und seinem Kind
fragt, merkt er an den Reaktionen der Schwestern, dass etwas nicht
stimmt. Dann steht er vor dem Bett des Neugeborenen und kann es kaum
glauben: Sein erst wenige Stunden alter Sohn sieht aus wie ein alter
Mann! - Dessen körperliche Verfassung verbessert sich von Jahr zu
Jahr; er wird immer jünger. Als Benjamin schließlich im Alter von 50
Jahren die 20 Jahre jüngere Hildegarde kennenlernt, steht für ihn, der
sein Leben lang nie geliebt wurde, alles auf dem Spiel.

Der seltsame Fall des Benjamin Button ist nicht nur ein Film mit Brad
Pitt, sondern eine 96 Jahre alte Kurzgeschichte von F. Scott
Fitzgerald, Autor des Weltklassikers Der große Gatsby. Die
temporeiche, mit einem Feuerwerk von witzigen Einfällen gespickte
Geschichte ist ungewöhnlich und auf die Dauer ziemlich ... irritierend
- vor allem für die anderen Figuren. Wie soll man für einen Menschen,
der immer jünger wird und einem dadurch stets die eigene
Vergänglichkeit vor Augen führt, liebevolle oder gar romantische
Gefühle hegen?

Der seltsame Fall des Benjamin Button handelt von der Lebenszeit und
dem Wert, den wir ihr beimessen; von den zahlreichen tragikomischen
Spuren, die ein individuelles Leben hinterlässt und davon, wie bereits
Jugend ein harter Überlebenskampf sein kann.

REGIE Mina Salehpour

BÜHNE Andrea Wagner

KOSTÜME Maria Anderski

MUSIKALISCHE LEITUNG Sandro Tajouri

DRAMATURGIE Rania Mleihi

MIT Lisa Natalie Arnold, Johanna Bantzer, Daniel Nerlich, Thomas
Neumann

Weitere Termine:

Do 17.01. 19:30 Ballhof Eins

Sa 19.01. 17:00 Ballhof Eins

 * 

Quelle:

Monatspresse Januar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1242: Hannover - Der aufhaltsame Aufstieg des Arturo Ui, von Brecht, 15.-13.1.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

DER AUFHALTSAME AUFSTIEG DES ARTURO UI

GANGSTERSPEKTAKEL VON BERTOLT BRECHT

PREVIEW DI, 15.01.19, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS

PREMIERE DO, 17.01.19, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Chicago zu Zeiten der Prohibition. Der Gangsterboss Arturo Ui kommt
mit seiner Gefolgschaft in die Stadt. Sein Ziel: die Übernahme des
kompletten Karfiolmarktes. Sein Timing: perfekt, befindet sich der
Gemüsemarkt doch gerade in einer schweren Absatzkrise. Doch die
Unternehmer des Karfioltrusts lehnen sein Hilfsangebot ab. Sie
verfolgen einen eigenen Plan. Von der Stadt wollen sie mithilfe des
bestochenen Politikers Dogsborough Anleihen für den Bau neuer
Kaianlagen erwirken, die sie in ihre eigenen Taschen fließen lassen
wollen. Der Betrug wird ruchbar, eine Untersuchungskommission soll die
Vorgänge aufklären. Da erscheint erneut Arturo Ui und bietet
Dogsborough und dem Trust seinen Schutz an. Doch die Gemüsehändler
weigern sich, das Schutzgeld zu zahlen. Kurz darauf brennt ein
Speicher. Leichen werden gefunden. Die Zeichen werden verstanden. Ui
weitet seinen Einflussbereich aus, zwingt das größte Importgeschäft
vor Ort, sich anzuschließen und nimmt die nächste Stadt ins Visier.
Arturo Uis Aufstieg hat gerade erst begonnen.

Bereits 1941 auf der Flucht, im finnischen Exil, schrieb Bertolt
Brecht seine berühmte satirische Parabel über die Machtergreifung
Hitlers. Er schrieb das Stück für den US-amerikanischen Markt,
verlegte die Handlung ins Gangstermilieu und zeigte den Verlauf der
Handlung als amerikanische Möglichkeit. Die Abwehr war immens. Dass
Faschismus immer und überall auftreten kann, zeigt seine große
historische Gangsterschau - und dass er aufzuhalten ist.

REGIE Claudia Bauer

BÜHNE Andreas Auerbach

KOSTÜME Patricia Talacko

KOMPOSITION & SOUNDDESIGN Peer Baierlein

LEITUNG DES VOKALENSEMBLES Florian Lohmann

DRAMATURGIE Judith Gerstenberg

MIT Katja Gaudard, Philippe Goos, Günther Harder, Philipp Kronenberg,
Dennis Pörtner, Emma Rönnebeck, Sebastian Weiss und dem Vokalensemble
Arturo Ui

DIE TERMINE

Di 15.01. 19:30 Einführung 18:45 | PREVIEW

Do 17.01. 19:30 PREMIERE anschl. Premierenfeier

Sa 19.01. 19:30

Mi 23.01. 19:30

 * 

Quelle:

Monatspresse Januar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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GENTECHNIK/223: EU erlaubt Import von neuem Gentechnik-'Mais-Monster' (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 3. Januar 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

EU-Kommission lässt weitere 'Mais-Monster' für den Import zu

Risiken für das Immunsystem und Kombinationswirkungen nicht getestet



3. Januar 2019 / Kurz vor Weihnachten hat die EU-Kommission einen
Gentechnik-Mais des Bayer/Monsanto-Konzerns für den Import zugelassen,
der sechs Bt-Insektengifte produziert. Die Entscheidung wurde
getroffen, obwohl aktuelle Forschungsergebnisse darauf hinweisen, dass
mit den Bt-Toxinen erhebliche Risiken für das Immunsystem einhergehen.
Gesundheitliche Risiken gehen auch von den Rückständen der großen
Mengen von Glyphosat und Glufosinat aus, mit denen die Pflanzen
besprüht werden können, weil sie gegen diese Herbizide resistent
gemacht sind. Kombinatorische Wirkungen der Toxine und der Rückstände
der Spritzmittel wurden nicht untersucht.

"Die EU-Kommission respektiert weder Wissenschaft noch Vorsorge. Es
gibt schwerwiegende Hinweise darauf, dass der Verzehr dieses
Gentechnik-Maises gesundheitliche Schäden auslösen kann", sagt
Christoph Then für Testbiotech. "Die Entscheidung erschüttert das
Vertrauen in die beteiligten Institutionen der EU."

Der jetzt zugelassene Mais entspricht weitgehend einer anderen
Maislinie, die von Monsanto als 'SmartStax' vertrieben wird, ist
jedoch mit einer höheren Resistenz gegenüber Glyphosat ausgestattet.
Die Pflanzen können deswegen mit höheren Dosen des Herbizids besprüht
werden, was zu mehr Rückständen führt. Nach Stellungnahmen der
Europäischen Lebensmittelbehörde EFSA reichen die vorliegenden Daten
nicht aus, um deren Sicherheit zu bewerten. Testbiotech fordert
deswegen, dass der Import des Gentechnik-Maises verboten wird, solange
entsprechende Daten fehlen.

Es gibt weitere Gründe, warum der Mais nicht importiert werden sollte:
Erst vor kurzem hatte Testbiotech der EU-Kommission Material zur
Verfügung gestellt, aus dem hervorgeht, dass die EFSA die Auswirkungen
der Bt-Toxine auf das Immunsystem nicht korrekt bewertet hat.
Aktuellen Forschungsergebnissen zufolge kann der Verzehr der Bt-Toxine
Allergien und andere Immunreaktion auslösen.

Schließlich ignorieren EFSA und die Kommission mögliche
Kombinationswirkungen zwischen den Bt-Giften und den Rückständen der
Spritzmittel, die in ihrer Gesamtheit eine wesentlich höhere
Giftigkeit aufweisen können als die einzelnen Bestandteile.

Testbiotech will über den Weg der EU-Gerichte genauere Untersuchungen
verpflichtend machen (Verfahren C-82/17 P). Leider sieht es nach einer
kürzlich veröffentlichten Stellungnahme des Generalanwaltes des
EU-Gerichtes nicht danach aus, als ob das Gericht weitere
Untersuchungen zur Auflage machen würde. Die Entscheidung wird für
2019 erwartet.



Die Stellungnahme der EFSA zur Sicherheit des Gentechnik-Maises:

 https://efsa.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.2903/j.efsa.2017.4921

Die Bewertung der EFSA-Stellungnahme durch Testbiotech: 
www.testbiotech.org/node/2116

Bericht über aktuelle Forschungsergebnisse zu Risiken von Bt Toxinen für das Immunsystem: 

www.testbiotech.org/pressemitteilung/k-nnen-bt-gifte-allergien-ausl-sen

Informationen zum Gerichtsverfahren C-82/17 P: 

www.testbiotech.org/eugericht

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 03.01.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München
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GEFAHR/148: Sturm Zeetje sorgte für gefährliche Havarien in der Nordsee (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 3. Januar 2019

Sturm Zeetje sorgte für gefährliche Havarien in der Nordsee

Schutzstation Wattenmeer mahnt Einhaltung des Notschleppkonzepts an



Während Sturm Zeetje in der Nacht vom 1. zum 2. Januar an der
Nordseeküste lediglich zu Wasserständen von etwa einem Meter über
Normal führte, traten auf offener See bei vier Schiffen größere
Probleme auf. In zwei Fällen übernahm das Haveriekommando die
Einsatzleitung: 270 Container der "MSC Zoe" mit teilweise gefährlichem
Inhalt gingen über Bord. Die 133 m lange "Palmerton" trieb am frühen
Mittwochmorgen trotz ausgebrachter Anker dreieinhalb Stunden lang zehn
Kilometer südwärts. Sie durchquerte dabei die Tiefwasser-Reede
westlich Helgolands sowie komplett den westwärts führenden Weg der
Hauptschifffahrtsstraße Terschelling - Deutsche Bucht. Erst danach
gelang es, die Maschinen wieder flott zu bekommen, so dass das Schiff
seinen Weg in Richtung Großbritannien mit eigener Kraft fortsetzen
konnte.

Das erst am 1. Januar neu installierte Boarding-Team des
Havariekommandos war bereits per Hubschrauber vor Ort, wurde aber
nicht mehr auf das Schiff gebracht. Harald Förster, Geschäftsführer
der Schutzstation Wattenmeer mahnt: "Die Situation ähnelt der 'Glory
Amsterdam' vor gut einem Jahr. Wäre die 'Palmerton' die gleiche Zeit
weitergetrieben, hätte sie sich den Flachwassergebieten vor den
Ostfriesischen Inseln gefährlich genähert. Eigentlich sieht das
Notschleppkonzept für die Deutsche Bucht vor, havarierte Schiffe
bereits nach zwei Stunden zu sichern." Bei mehreren gleichzeitigen
Einsätzen stoße das Konzept offenbar an seine Grenzen.

Weiter westlich vor Borkum verlor am Neujahrsabend die "MSC Zoe", mit
396 Meter Länge und 59 Meter Breite eines der größten Containerschiffe
der Welt, etwa 270 Container. Hierbei wurde auch der obere Bereich der
Bordwand des Schiffs beschädigt. Zumindest drei der verlorenen
Container sind mit dem Gefahrgut Dibenzoylperoxid beladen. Bis
Mittwochabend waren an den holländischen Inseln Terschelling, Vlieland
und Ameland bereits 21 Container sowie zahlreiches loses Treibgut
gelandet.

"Es ist zu hoffen, dass keine weiteren giftigen Stoffe über Bord
gegangen sind, die die Meeresumwelt belasten. An den Stränden
landendes Treibgut ist in den kommenden Tagen und Wochen auf jeden
Fall mit Vorsicht zu behandeln", sagt Förster und kündigt zusätzliche
Strandkontrollen durch die Freiwilligen-Teams der Schutzstation
Wattenmeer an. Spaziergänger sollten verdächtige Funde den örtlichen
Naturschutzstationen, der Wasserschutzpolizei oder den Gemeinden
melden, damit sie umgehend geborgen werden können.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.01.2019

Herausgeber:

Naturschutzgesellschaft Schutzstation Wattenmeer e.V.
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SCHADSTOFFE/164: Machen wasserrelevante Pharmawirkstoffe "glücklich"? (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1137 vom 9. Dez. 2018, 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Machen wasserrelevante Pharmawirkstoffe "glücklich"?



Die Mikroverunreinigungen im Abwasser, in den Gewässern und im tiefen
Spurenbereich auch in einigen Trinkwässern war eines der Topthemen auf
der diesjährigen wasserwirtschaftlichen Haupttagung des
Bundesverbandes der deutschen Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW).
Führende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor allem von großen
Wasserversorgern hatten sich am 24. und 25. Sept. 2018 in Berlin in
den Kongressräumlichkeiten eines Hotels zusammengefunden, um die
aktuellen Herausforderungen in der deutschen Siedlungswasserwirtschaft
zu diskutieren. Der auf der Tagung stattgefundene Schlagabtausch
zwischen Wasserwerkern und Pharmalobbyisten hatte zuweilen einen nicht
geringen Unterhaltungswert.

Akzente hatte bereits der Vorstandsvorsitzende der Berliner
Wasserbetriebe (BWB), Dr. Jörg Simon, in seiner Eröffnungsansprache
gesetzt: Im Hinblick auf die Spurenstoffdiskussion hatte Simon betont,
dass das auch bei der Spurenstoffeliminierung das Verursacherprinzip
gelten müsse. Den Eintrag von Mikroverunreinigungen in die Gewässer
dürfe man nicht nur mit end-of-the-pipe-Maßnahmen bekämpfen. Simon
wiederholte in dem Zusammenhang eine Standardforderung der
Wasserversorger und der Betreiber von Kläranlagen, dass eine
flächendeckende Einführung der vierten Reinigungsstufe zur
Eliminierung von Mikroverunreinigungen nicht in Frage kommen dürfe.
Auch die Finanzierung von Reduktionsmaßnahmen in der Anwendung und
dann auf den Kläranlagen dürfe nicht einseitig den Verbrauchern und
den Abwassergebührenzahlern aufgehalst werden. "Wir brauchen eine
ausgewogene Lösung", betonte Simon. Der BWB-Chef erinnerte auch an den
erhöhten Energieaufwand in einer Größenordnung von etwa 30 Prozent,
der von Nöten sei, um die Mikroverunreinigungen auf der Kläranlage aus
dem Abwasser zu entfernen. Der Mehraufwand an Energie stehe in
Kontrast zu "den extrem ehrgeizigen Klimaschutzzielen" [...] der
Bundesregierung. In Berlin sei man allerdings in der Lage, durch eine
allgemeine Energieeffizienzerhöhung im Kläranlagenbetrieb den erhöhten
Energieaufwand durch die Ozonung in der "4. Stufe" wieder zu
kompensieren.

Um den richtigen Weg bei der Reduktion des Eintrags von
Mikroverunreinigungen in die Gewässer zu finden, müsse man nach
Meinung von Dr. Simon alle interessierten Kreise an einen Tisch
bekommen. Die Pharmaindustrie tue sich dabei etwas schwer, weil einige
der Umsatzrenner gewässerrelevant seien. "Und künftig wird das Problem
erst richtig losgehen - wegen der Zunahme der alten Menschen und weil
nicht wenige Menschen glauben, dass sie durch den Konsum bestimmter
Medikamente glücklicher werden." Für diese Aussage heimste Simon einen
Heiterkeitserfolg im Auditorium ein. Der BWB-Vorstandsvorsitzende
führte weiterhin aus, dass man seitens der Wasserversorger die
Nitratbelastung des Grundwassers zu spät problematisiert habe. "Bei
den Mikroverunreinigungen wollen wir zeitgerecht in die Debatte
eingreifen, um die Richtung der Diskussion mitbestimmen zu können."

Mikroverunreinigungen: "Kein Vollkasko an der Kläranlage!"

Dr. Ulrich Nußbaum aus dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie (BMWi) hatte in seinem Grußwort zur wasserwirtschaftlichen
Haupttagung des BDEW den diesbezüglichen Ansichten des
BWB-Vorsitzenden weitgehend zugestimmt: Investitionen in die "4.
Stufe" müssten gut überlegt werden und das Kosten-Nutzen-Verhältnis
müsse stimmen, so der beamtete BMWi-Staatssekretär. Nußbaum wandte
sich ebenfalls gegen eine flächendeckende Einführung der "4. Stufe".

Der Vertreter des BMWi erklärte aber auch, dass die Textpassage zur
"4. Reinigungsstufe" im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien in
einem "Koalitionsvertragssprech" formuliert worden seien, "der sehr
vieles an Interpretation offen lasse". Für ihn sei aber klar, dass es
"kein Vollkasko an der Kläranlage" geben dürfe. Eine "4. Stufe" komme
nur dort in Frage, wo man Belastungshotspots nachgewiesen habe. "Und
außerdem brauchen wir erst mal praxistaugliche Verfahren, die
tatsächlich ein breites Spektrum an Mikroverunreinigungen
herausholen." (siehe RUNDBR. 1134/1-3). Letztlich würden die Kosten
für eine Eliminierung der Mikroverunreinigungen aber immer ganz oder
zumindest teilweise am Abwassergebührenzahler hängen bleiben, so die
Meinung des Staatssekretärs. Das sei unabhängig davon, ob man die
Kosten über eine zusätzliche Steuer, eine Erhöhung der
Abwassergebühren und/oder der Abwasserabgabe oder über eine
Arzneimittelabgabe aufbringen wolle. Nußbaum erklärte ferner, dass man
im BMWi "alle Wege" diskutieren würde, um die Belastung der Gewässer
mit Mikroverunreinigungen zu reduzieren. Es zeichne sich für ihn ab,
dass die sachgerechte Entsorgung von Altmedikamenten dabei den größten
Effekt haben werde. Gegebenenfalls müsse man auch mit einer Bepfandung
arbeiten.

Mikroverunreinigung im Wasser: Ist eine Arzneimittelabgabe die
Lösung?

Im Anschluss an die Grußworte von Simon und Nußbaum widmete sich eine
Podiumsdiskussion auf der BDEW-Wasserwirtschaftstagung der strittigen
Finanzierungsfrage im Zusammenhang mit den erforderlichen
Reduktionsmaßnahmen für Pharmawirkstoffe in der aquatischen Umwelt.



Arzneimittelabgabe oder Erhöhung der Abwasserabgabe?





Zum Showdown der Befürworter und Gegner einer Arzneimittelabgabe
 wird es am 22. und 23. Jan. 2019 in Berlin kommen. Auf einem
 Symposium des Umweltbundesamtes werden die Akteure aus den
 unterschiedlichen Lagern aufeinander treffen. Alternativ zu einer
 Arzneimittelabgabe steht u.a. auch eine Erhöhung der Abwasserabgabe
 zur Debatte. Damit könnten gezielt die Kläranlagenbetreiber
 unterstützt werden, die sich zum Bau einer "Vierten Reinigungsstufe"
 zur Eliminierung von Mikroverunreinigungen entschlossen haben. Dazu
 gibt es bereits einen Hinweis im Koalitionsvertrag von CDU/CSU &
 SPD: "Die Abwasserabgabenregelung wollen wir mit dem Ziel der
 Reduzierung von Gewässerverunreinigungen weiter entwickeln" (Zeile
 6561).



Das Programm zum Finanzierungssymposium unter

 www.finanzierungssymposium-spurenstoffe.de



Unter den bis jetzt Angemeldeten sind VertreterInnen von
 Umweltverbänden krass unterrepräsentiert. Das ist schade, weil es
 auf dem Finanzierungssymposium um die Durchsetzung des
 Verursacherprinzips gehen wird - bzw. um dessen krachendes
 Scheitern. Noch bis zum 31.12.18 dürfenn sich auch BefürworterInnen
 des Verursacherprinzips anmelden.





Dr. Issa Nafo von der Emschergenossenschaft aus Essen und einer der
führenden Fachleute für Mikroverunreinigungen in Deutschland forderte,
dass der "Polizeifilter" - also die "4. Stufe" - von diejenigen
finanziert werden müsste, "die das Problem verursachen". Dr. Nafo
warnte vor einer Verharmlosung des Problems: "Wenn wir fast 3.000
Pharmawirkstoffe haben und nur zehn Prozent wasserrelevant sind, sind
das immer noch 300 Wirkstoffe!"

Prof. Dr. Erik Gawel, Ökonom und Leiter des Departments Ökonomie im
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung aus Leipzig stellte das von ihm
konzipierte Modell einer Arzneimittelabgabe vor. Die Prämisse von
Gawel: "Wer bislang externalisierte Lasten der Gesellschaft aufs Auge
drückt, sollte künftig selbst dafür aufkommen - wegen dem
Verursacherprinzip!"

Dr. Jörg Rechenberg vom Umweltbundesamt (UBA) in Dessau erläuterte,
dass dem vom UBA in Auftrag gegebenen Gawel-Gutachten auch ein
Handlungsauftrag der Umweltministerkonferenz (UMK) aus dem Jahr 2013
zu Grunde liegen würde. Die UMK hatte sich damals dafür ausgesprochen,
die Möglichkeiten für eine Arzneimittelabgabe eingehender zu
untersuchen. Die Arzneimittelabgabe solle sich durch eine
Lenkungsfunktion auszeichnen: Pharmawirkstoffe, die nachweisbar ohne
Gewässerrelevanz seien, sollten aus der abgabenpflichtigen Liste der
Medikamente gestrichen werden. Damit solle in der Pharmaindustrie eine
Umstellung hin zu weniger gewässerrelevanten Wirkstoffen beschleunigt
werden.

Die Pferdemistkrise und disruptive Pharmainnovationen

Dr. Gesine Bejeuhr vom Verband Forschender Arzneimittelhersteller e.V.
in Berlin, machte darauf aufmerksam, dass es "das Zentrale" sei, dass
Medikamente dazu entwickelt würden, kranken Menschen zu helfen. Dieser
Aspekt komme in vielen Umweltdebatten zu kurz. Bejeuhr wies ferner auf
eine "hohe Unsicherheit" in einer vom BDEW in Auftrag gegebenen
Demographie-Studie hin. Dass der demographische Wandel hin zu einer
älter werdenden Bevölkerung tatsächlich einen immer höher werdenden
Arzneimittelkonsum zur Folge habe, sei noch längst nicht ausgemacht.
Entscheidend sei im Übrigen auch die Frage, welche Arzneimittel denn
mehr würden? 50 Prozent der neu entwickelten Arzneimittel seien
bereits biologisch abbaubar. Zu den besser abbaubaren Arzneimitteln
würden beispielsweise proteinhaltige Arzneimittel gehören. Wenn nach
zehn Jahren die Patentrechte für die neuen Wirkstoffe ablaufen würden,
werde deren Einsatz noch stärker in die Breitenanwendung kommen, so
die Voraussage der Mitarbeiterin beim Verband forschender
Arzneimittelhersteller. Die in der BDEW-Studie vorausgesagte Zunahme
des Arzneimittelkonsums sei nur eine Annahme. Diese Annahme würde
disruptive Entwicklungen außer Acht lassen.

Wie disruptive Entwicklungen wirkungsmächtig werden können, versuchte
Bejeuhr "am Beispiel der Pferdemistkrise Ende des 19. Jahrhunderts" zu
erläutern. Damals hatte man den Zusammenbruch des Pferde-basierten
Transportwesens in den Städten vorausgesagt - weil wegen dem vielen
Pferdemist in den Städten bald kein Durchkommen mehr sei. Die
Erfindung des Autos - eine disruptive Innovation - habe die ganzen
damaligen Voraussagen über die Entwicklung des Pferdemistaufkommens
über den Haufen geworfen. Disruptive Innovationen erkannte die
Referentin auch in der Entwicklung von gentechnischen Arzneimitteln
und in den elektrischen Behandlungsverfahren. Damit würde der Eintrag
von Pharmawirkstoffen in die Gewässer sowieso stark abnehmen. Im
Übrigen würden schon heute 90 Prozent der der auf dem Markt
befindlichen Arzneimittel keine Umweltrelevanz aufweisen. Und
wasserrelevante Hormonpads würden bereits jetzt separat entsorgt, so
dass die diesbezüglichen hormonellen Wirkstoffe erst gar nicht in den
Abwasserpfad gelangen könnten.

Unsinnige Trinkwasserentnahmen unterhalb von Abwassereinleitungen?


Einer Arzneimittelabgabe konnte Bejeuhr erwartungsgemäß nichts
abgewinnen. Bei Generika würde die Abgabe ohnehin keine
Lenkungsfunktion hin zu weniger gewässerbelastenden Arzneimitteln
aufweisen. Denn Generika-Hersteller würden gar nicht forschen. Bejeuhr
plädierte "für den Schweizer Weg mit einer gesamtgesellschaftlichen
Maßnahme". In der Schweiz erfolge die Finanzierung der "4. Stufe" an
ausgewählten Kläranlagen über eine schweizweit eingeführte
Abwasserabgabe. "Demgegenüber einzelne Hersteller rauszugreifen geht
schon mal gar nicht!" Die Problematik einer Arzneimittelabgabe
versuchte die Mitarbeitern des Pharmaverbandes auch mit folgendem
Bespiel zu verdeutlichen: Wenn es denn mal ein Alzheimermedikament
geben sollte, das aber wasserrelevant sei, sollen dann alle
Alzheimerkranken eine Arzneimittelabgabe zahlen, so die rhetorische
Frage von Bejeuhr ans Auditorium. An der Stelle griff die Moderatorin
der Diskussionsrunde ein. Dr. Tanja Busse stellte klar, dass die
Wasserversorger doch keine Alzheimermittel verhindern wollten. Busse
bat um "mehr Niveau in der Diskussion".

Die Vertreterin des Pharmaverbandes setzte aber ungerührt nach: Man
müsse nach Ansicht von Bejeuhr auch mal zur Kenntnis nehmen, dass sich
die Debatte über Pharmawirkstoffe in Trinkwasser nur deshalb so
zugespitzt habe, "weil es Berlin nicht auf die Reihe bekommt". Gemeint
war damit, dass man unlogischerweise die Trinkwasserentnahmen in
Berlin flussab der Abwassereinleitungen gebaut habe. Der Hinweis rief
sofort eine Reaktion von Dr. Nafo von der Emschergenossenschaft
hervor. Dass sich in Deutschland kaum noch ein Gewässer ohne
Diclofenac-Spuren finde, könne man doch nicht mit einem Verweis auf
Berliner Verhältnisse klein reden.

"Der Rest von der Oma" in der Altmedikamentenschachtel

Dr. Rainer Bienfait, erster Vorsitzender des Berliner Apotheker-Verein
(BAV) e.V. widmete sich in seinem anschließenden Diskussionsbeitrag
der Frage, wie man die Entsorgung von alten oder nicht mehr
gebrauchten Medikamenten in die richtigen Bahnen lenken könne. Der
Apotheken-Verbands-Vorsitzende machte darauf aufmerksam, dass man
"hier nur über den Rest diskutiere", der nicht konsumiert worden sei.
Ungleich mehr Pharmawirkstoffe würden nach dem therapiegerechten
Konsum über den Urin emittiert.

Das alte apothekenbasierte Rücknahmesystem sei dazu eingerichtet
worden, die Verpackungen der Medikamente - nicht den Inhalt - zu
sammeln. "In den von den Kunden gebrachten Schachteln mit
Altmedikamenten war damals aller Mist drin - damit will ich nichts
mehr zu tun haben." Wenn die Oma gestorben sei, habe man außer den
übrig gebliebenen Tabletten auch Unappetitliches in den Karton
gestopft und zur Apotheke gebracht. Seitens der Apotheker sei man
gleichwohl bereit, ein apothekenbasiertes Rücknahmesystem
wiederzubeleben: "Wir machen es, wenn es nicht mit Zusatzkosten für
uns Apotheken verbunden ist."

Bienfait kündigte aber auch an, dass die Apotheker gegen eine Händler-
oder Herstellerabgabe "maximalen Widerstand" leisten werden. Denn die
eigentlichen Verursacher der Gewässerbelastung durch Pharmawirkstoffe
seien die Patienten, "weil sie viel zu wenig Sport treiben, dem
Alkohol- und Nikotingenuss frönen und insgesamt zu wenig für ihre
Gesundheit zu tun". Mehr Prophylaxe sei angezeigt, so der Berliner
Apothekenverbandsvorsitzende. Bienfait setzt zudem auf den
technologischen Fortschritt: Wenn Hormonpflaster das Hormonschlucken
ersetzen, würde auch der Hormoneintrag ins Abwasser weniger werden.
Wie zuvor schon Frau Dr. Bejeuhr vom Pharmaverband richtete Bienfait
ebenfalls eine sicherlich rhetorisch gemeinte Frage an die
versammelten Wasserwerker: "Wer würde von Ihnen denn auf Diclofenac
verzichten? Zumal Diclofenac sehr preiswert ist!"

In der weiteren Diskussion drückte der Vorsitzende des Erftverbandes
die Überzeugung aus, dass sich auch der Arzneimittelmarkt nur über das
Geld regeln lasse würde - "also wird eine Pharmawirkstoff-Abgabe
wirksam sein!" Und Stefan Kunz, Geschäftsführer der Wasserversorgung
Ostsaar, wiederholte eine Binsenweisheit, die schon viele Diskutanten
zuvor erwähnt hatten. Welchen Finanzierungsweg man auch wähle - "am
Schluss bleibt es beim Verbraucher hängen - aber als Wasserversorger
sind wir wegen der Lenkungs- und Anreizfunktion für die
Pharmawirkstoff-Abgabe!"

 * 
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ERSTAUFLAGE/987: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2993 (SB)


Susan Schwartz

Das bittere Aroma der Gestirne

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2993



Shestmak, Shanlandirisystem im Raumsektor Dadion-Vorhof, August 1552
NGZ

Der Planet Shestmak in der Nähe des Dadion-Sonnentransmitters wird
schon seit zwei Jahren von terranischen Forschern des Schiffes EX 4156
HYPATIA untersucht. Das dort lebende reptiloide Volk der Merakylan
besteht hauptsächlich aus weiblichen Individuen. Da sich die
männlichen Geschlechtsmerkmale im Mutterleib auflösen, gibt es nur
weibliche Nachkommen. Allerdings können die Merakylan ihr Geschlecht
ab der Reife wechseln, was aber nur sehr wenige tun. Auf
hunderttausend Frauen kommt ein Mann, dem im Allgemeinen viel
Bewunderung entgegengebracht wird. Er kann sich am Gelege beteiligen,
was jedoch nicht notwendig ist, da sich die Merakylan hauptsächlich
parthenogenetisch (Vermehrung durch unbefruchtete Eier) fortpflanzen.

Das sie mit der Gabe der photo-gustatorischen Empathie ausgestattet
sind - sie können mit ihren langen Zungen das Licht schmecken - leiden
die Merakylan ganz besonders unter dem Ausbruch des Weltenbrands. Dies
führt sogar dazu, daß ihre Gelege absterben, bevor die Jungen
schlüpfen können. Das versetzt die Bevölkerung allerdings nicht in
Lethargie, denn die Merakylan waren schon immer ein sehr
erfindungsfreudiges Volk. Die wechselwarmen Echsenwesen stehen am
Beginn der technischen Revolution, die sie mit großem Eifer verfolgen
und daher intensiv nach Möglichkeiten suchen, die Wirkung des
Weltenbrands einzudämmen.

Die RAS TSCHUBAI mit Perry Rhodan an Bord ist auf dem Weg zum Sektor
Dadion-Vorhof, weil dort der Aussage des Bhals Haddunis vom Spross
YETO zufolge der Sternensaatspross OCCNATAR die Aussaat weiterer
Sprosse vorantreiben wird. Er nimmt Kontakt zu Fabienne LaPlata, der
Kommandantin des Forschungsraumers HYPATIA, auf und unterrichtet sie
über das baldige Auftauchen OCCNATARS. Sie und Dr. Graeme Riesman, der
wissenschaftliche Leiter der Expedition, sind schon oft als Merakylan
maskiert auf dem Planeten unterwegs gewesen. Da Riesman als männlicher
Merakylan auftritt, hat das Paar bereits viel Aufmerksamkeit erregt.

Als die OCCNATAR nun auftaucht, stellt ihr Kommandant Bhal Athund
sogleich Kontakt zur HYPATIA her und erklärt, er entstamme dem
Gemoshom, einer Kultur, die unter der Zeitlichen Eskorte GESHODS
stehe. Das Ziel seiner Mission sei es, den vom Weltenbrand betroffenen
Völkern der Milchstraße eine Fluchtmöglichkeit in benachbarte Galaxien
dieser Mächtigkeitsballung oder in den Kernbereich des Gemoshoms - in
seine Matrix in der Sterneninsel Sashpanu - zu bieten. LaPlata
verweist Athund auf Perry Rhodan, der erwartet wird, womit sich der
Bhal zufrieden gibt.

Als Perry Rhodan anderntags ebenfalls im Shanlandirisystem ankommt,
wird er von LaPlata sofort in Kenntnis gesetzt. ANANSI weist ihn
darauf hin, daß die OCCNATAR Fiktivtransmitter einsetzt, um die
Sprosse auszusetzen. Diese Fiktivtransmitter, die in der Frühzeit der
terranischen Raumfahrt eingesetzt wurden, werden an Bord des Sprosses
offenbar in den sogenannten Fakturgruben erzeugt. Die
nanobiochemischen Replikationssysteme des Gemoshoms sind in der Lage,
jedes Objekt zu kopieren. Sie können sogar - beispielsweise zur
Herstellung von Zellaktivatoren - fünf- oder sechsdimensionale
Komponenten verbauen.

Zur Programmierung und Ausbringung der Proto-Eiris in der Milchstraße,
mit der man versuchen will, den Weltenbrand zu löschen, sind zwei
Träger einer Ritteraura vonnöten, denn die Superintelligenz GESHOD ist
dazu nicht in der Lage. Da aber nur noch Atlan über diese
sechsdimensionale Prägung verfügt, reicht das nicht aus. Perry Rhodan
hat auch einmal eine Ritteraura besessen, sie jedoch im Kampf gegen
die negative Superintelligenz KOLTOROC verloren. Er hat nun die Idee,
den Bhal dazu zu bringen, in der Fakturgrube OCCNATARS Atlans
Ritteraura zu kopieren.

Doch auf Shestmak überstürzen sich die Ereignisse. Da die OCCNATAR die
Oberfläche des Planeten auf der Suche nach geeigneten Orten für die
Sprosse abtastet, werden die Merakylan mißtrauisch und hegen den
Verdacht, das fremde Schiffe sei der Verursacher des Weltenbrands. Es
haben sich ohnehin schon radikale Glaubensgemeinschaften gebildet, die
einen Schuldigen für die Lichtplage suchen. Die Predigerin Saceri,
sowie zwei weitere Rädelsführerinnen, Dendiba und Karanan, sind dafür,
alle Fremden sofort zu töten.

Als Bhal Athund ankündigt, den Merakylan entweder Schilde zur
Abschirmung ihrer wichtigsten Städte zu liefern, oder Schiffe zu
bauen, mit denen die Bewohner ihren Planeten verlassen können, schlägt
Davatti, die Bürgermeisterin von Memmunyet, der größten Stadt des
Hauptkontinents, vor, in der Argumentarena eine Konferenz aller
Bürgermeisterinnen abzuhalten.

Der mit einem Spross-Beiboot gelandete Pikodh Tarassan vermittelt den
Merakylan mittels einer Vanudhe, einer Art erweiterter Holoprojektion,
eine Vision der Zukunft, wie sie sich gestaltet, wenn nichts
unternommen wird oder wenn Schilde eingesetzt werden. Die erste
Version endet im Untergang des Volkes. Bei der zweiten kann aber auch
nicht garantiert werden, daß die Unfruchtbarkeit endet. Plötzlich
entsteht ein Tumult. Saceri, Dendiba und Karanan stürmen den Saal und
beschimpfen den Gemen. Shanny und Shescuran wollen vermitteln, werden
aber so heftig attackiert, daß ihre Masken zerreißen und sie enttarnt
werden. Besonders wütend sind die Angreiferinnen auf Shescuran, weil
sie sich von ihm besonders betrogen fühlen. Er erhält einen so starken
Schlag, daß er schwer verletzt wird. Danatti versucht die Lage unter
Kontrolle zu bringen. Da stürzen sich die drei Angreiferinnen auf den
Gemen und zünden eine Bombe. Danattis Assistentin Minine wirft sich
schützend auf die Bürgermeisterin und wird lebensgefährlich verletzt.
Perry Rhodan, der unter seinem Deflektor ebenfalls anwesend ist,
erweitert blitzschnell seinen Schutzschirm, so daß Tarassan nichts
geschieht. Die Attentäterinnen fliehen.

Perry Rhodan bietet an, den Verletzten auf der RAS TSCHUBAI
medizinische Hilfe zukommen zu lassen. Davatti und andere
Bürgermeisterinnen dürfen an Bord kommen und sich umschauen. Die
technisch sehr interessierten Merakylan sind begeistert. Minine kann
leider nicht geholfen werden. Ein lebenswichtiges Organ wurde
zerstört. Da nimmt Perry Rhodan Kontakt zu Bhal Athund auf und bittet
ihn, das zerstörte Organ in der Fakturgrube zu replizieren. Gucky
teleportiert die transportunfähige Verletzte in den Spross. Sie kann
tatsächlich geheilt werden. Und so kann durch die schnell geleistete
Hilfe ein Vertrauensverhältnis zwischen Merakylan, Terranern und
Gemeni geschaffen werden.

Während LaPlata mit einer Polizistin im Gleiter die Rädelsführerinnen
verfolgt und sie in einem Armenviertel aufgespürt und der
merakylanischen Gerichtsbarkeit übergeben werden können, nutzt Perry
Rhodan den Besuch auf der OCCNATAR dazu, mit Bhal Athund über eine
Replizierung der Ritteraura zu sprechen. Es ist zwar möglich, sie zu
kopieren, aber sie wird nur eine kurze Zeit halten. Außerdem wird es
nicht ungefährlich sein, sie zu tragen. Perry Rhodan will das Risiko
eingehen, um die Milchstraße zu retten. Bei dem Gespräch mit Athund
erfährt Perry Rhodan nicht nur, daß das Gemoshom ein aus Sprossen und
Gemeni bestehender Gesamtorganismus ist, sondern auch, daß der
Weltenbrand in absehbarer Zeit unumkehrbar sein wird und den
Moralischen Kode des Universums angreift. Das macht ein Handeln um so
dringender.

Normalerweise würde die OCCNATAR fortfahren, in Dadion-Vorhof Sprosse
zu säen. Da dem Bhal aber bewußt ist, wie wichtig der Versuch, die
Proto-Eiris auszubringen ist, und auch GESHODS Existenz gefährdet ist,
wenn der Weltenbrand nicht gelöscht wird, stimmt er zu, mit den
Sternensaatspross ins Solsystem zu fliegen, um Atlan an Bord zu
nehmen.

3. Januar 2019
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